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ÜBERBLICK: WAS IST DAS INTEGRIERTE KLIMASCHUTZKONZEPT? 

Das vorliegende Integrierte Klimaschutzkonzept (IKK) bietet eine fundierte und ganzheitliche 

Strategie für die amtsangehörigen Gemeinden, die Schulverbände und die Amtsverwaltung 

zur Minderung der Treibhausgasemissionen und zur Förderung klimafreundlicher 

Handlungen. Die Form und der Aufbau des Klimaschutzkonzepts ermöglichen eine 

übersichtliche Einführung in das Handlungsfeld des kommunalen Klimaschutzes. 

Zunächst werden anhand einer Ist-Analyse die derzeitigen Klimaschutzaktivitäten sowie die 

Energieverbräuche und THG-Emissionen erfasst. Aufbauend hierauf werden mögliche CO2- 

Einsparpotenziale in verschiedenen Handlungsbereichen ermittelt. In einem letzten Schritt 

werden Handlungsmaßnahmen aufgeführt, die so gestaltet sind, dass sie vorhandene 

Potenziale aufgreifen und die vorhandenen personellen und finanziellen Ressourcen 

berücksichtigen. 

Das vorliegende Klimaschutzkonzept wurde unter Einbindung eines Lenkungskreises, 

bestehend aus politischen Vertretern, erarbeitet und entspricht in seiner Form allen 

Anforderungen eines durch die Nationale Klimaschutzinitiative (NKI) geförderten Projektes. 
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1. EINLEITUNG 
 

Klimaschutz ist eine der zentralen Herausforderungen in der zukunftsgerechten Entwicklung 

von Kommunen. Auf der kommunalen Ebene sind entsprechende Entscheidungen zu treffen, 

Konzepte zu entwickeln und Maßnahmen umzusetzen, die einen Beitrag zum Klimaschutz 

leisten. Dabei handelt es sich um eine Querschnittsaufgabe, die verschiedene 

Handlungsbereiche einer Kommune betrifft, etwa die energetische Sanierung der 

gemeindlichen Liegenschaften oder den Ausbau von Radwegen. Die Umsetzung von 

Maßnahmen kann das Amt Kellinghusen, die amtsangehörigen Gemeinden sowie 

Schulverbände vor Herausforderungen stellen, insbesondere finanzieller Art. Mit Blick auf den 

Zeithorizont kann es aber auch Chancen bieten, etwa lokale Wertschöpfung sowie ein 

zunehmender Grad an Eigenversorgung. 

Mit dem Beschluss zur Einrichtung eines Klimaschutzmanagements möchte sich das Amt 

Kellinghusen mit seinen 19 Gemeinden intensiv dem Klimaschutz widmen. Dadurch sollen die 

ambitionierten Klimaziele der Landesregierung Schleswig-Holsteins angegangen werden, bis 

zum Jahr 2040 Treibhausgas-Neutralität (THG-Neutralität) zu erreichen. Hierfür hat die 

Reduzierung von THG-Emissionen oberste Priorität. Um die begonnenen 

Klimaschutzaktivitäten zielgerichtet fortzusetzen, ist die Erstellung eines übergreifenden, 

amtsweiten Klimaschutzkonzeptes als strategische Entscheidungsgrundlage erforderlich. Es 

zeigt technische und wirtschaftliche Potenziale zur Minderung von Treibhausgasen auf und 

soll den Klimaschutz als Querschnittsaufgabe im Amt Kellinghusen verankern. Mit dem 

Maßnahmenkatalog wird eine Handlungsanleitung für die nächsten fünf Jahre entwickelt. Zur 

zielgerichteten Weiterführung der Klimaschutzziele sollte eine Fortschreibung des 

vorliegenden Konzeptes angestrebt werden. 

Bezogen auf die Bundes- und Landesklimaschutzgesetze reiht sich kommunales Handeln im 

Klimaschutz in ein Gefüge aus Pflichten oder Geboten und Empfehlungen (Vorbildfunktion 

soll auch in Kommunen gewahrt werden) ein. Häufig steht dies im Zusammenhang mit der 

Rolle der Kommune als Energieverbraucherin. Kommunen verfügen über unterschiedlichste 

Einflussmöglichkeiten, um ambitionierten Klimaschutz umzusetzen. Gemäß einem Bericht 

des Umweltbundesamtes1 (UBA) kann die Kommune direkten Einfluss auf die THG-Reduktion 

nehmen. Im Einflussbereich ĂVerbraucherin und Vorbildñ hat die Kommune die volle 

Entscheidungshoheit und direkten Einfluss auf die Höhe der THG-Emissionen, indem sie den 

Energieverbrauch beeinflusst. Direkten Einfluss in diesem Zusammenhang beschreibt also 

Aktivitäten, die zu einer direkten THG-Einsparung führen. Dies betrifft u.a. Gebäude und 

Fuhrpark, aber auch die Infrastruktur wie beispielsweise die Straßenbeleuchtung. Direkte 

Maßnahmen müssen jedoch nicht nur durch eine Ătechnische Umsetzungñ stattfinden, 

sondern auch durch eine Verhaltensänderung erschlossen werden (Heizverhalten der 

Nutzer*innen der kommunalen Liegenschaften). 

Besonders wichtig ist die Integration des Klimaschutzes in die pflichtigen 

Selbstverwaltungsaufgaben. Dabei handelt es sich um eine verpflichtende 

Aufgabenwahrnehmung, deren Durchführung die Kommune selbst ausgestaltet. Das 

bedeutet, die Kommune kann ¿ber das ĂWieñ entscheiden, aber das ĂObñ ist durch 

übergeordnete Gesetze vorgegeben. Pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben umfassen 

beispielsweise die Bauleitplanung, die durch klimaschutzangepasste Kriterien erweitert 

werden kann. Zur Identifizierung von Klimaschutzpotenzialen innerhalb der bestehenden 

 
1 Umweltbundesamt (2022): Abschlussbericht Kommunales Einflusspotenzial zur Treibhausgasminderung.  
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kommunalen Aufgabenbereiche wurden darüber hinaus freiwillige 

Selbstverwaltungsaufgaben herausgearbeitet (z.B. Kommunales Energiemanagement, 

Radwegeführung). 

Weil eine Beschränkung lediglich auf den direkten Einflussbereich zu kurz greift, wurden für 

das vorliegende Konzept auch technische und regulatorische Maßnahmen mit indirekter 

Wirkung (wie z. B. bei der Schaffung von Radverkehrsinfrastrukturen oder dem 

flächendeckenden Parkraummanagement) herausgearbeitet.  

Letztlich wurden die kommunalen Einflussmöglichkeiten auf vier Handlungsfelder aufgeteilt, 

die mit dem Fachbüros ZEBAU und Averdung gemeinsam identifiziert wurden. Auf diese vier 

Handlungsfelder soll mit Blick auf die kommenden Jahre der Fokus zur Umsetzung von 

Klimaschutzmaßnahmen gelegt werden. 

 

Das Amt als Vorbild  

Im Zuständigkeitsbereich des Amtes Kellinghusen gibt es zahlreiche kommunale 

Liegenschaften. Es gilt nun, diese Gebäude sukzessive Ăklimafitñ umzurüsten. Klimafit in 

diesem Kontext bedeutet, eine auf erneuerbaren Energien basierte Energieversorgung zu 

erreichen und zugleich durch Energieeffizienzmaßnahmen den Energieverbrauch an sich zu 

reduzieren. An die Öffentlichkeit wird dadurch ebenso signalisiert, dass der Klimaschutz im 

Amtsgebiet ernst genommen wird. Die Mitarbeitenden der Amtsverwaltung können in ihrem 

dienstlichen Handeln eine relevante Rolle einnehmen, wie beispielsweise in der Wahl der 

Verkehrsmittel für Dienst- und Arbeitswege, als auch im energiesparenden Alltagsverhalten 

am Arbeitsplatz. Nicht zuletzt das Beschaffungswesen bietet ein wesentliches Potenzial für 

klimaschutzkonforme Ambitionen. Dieses Handlungsfeld soll insbesondere das Ziel verfolgen, 

eine Vorbildfunktion bei Klimaschutzbemühungen einzunehmen. 

 

Amts- und Gemeindeentwicklung 

Der Ausbau der erneuerbaren Energieproduktion setzt die Verfügbarkeit dafür notwendiger 

Flächen voraus. In einem ländlich geprägten Gebiet wie dem Amtsbereich Kellinghusen 

können die notwendigen Flächen zur Errichtung von beispielsweise Windkraftanlagen, 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen sowie Biogasanlagen im Außenbereich der 

amtsangehörigen Gemeinden vorgehalten werden. Insbesondere im Innenbereich der 

Gemeinden besteht die Möglichkeit, über Bauleitplanverfahren einen Einfluss auf 

klimaschonende bauliche Tätigkeiten auszuüben. 

 

Mobilität 

Im ländlichen Raum, angesichts der Distanzen zwischen den Orten, ist der eigene PKW häufig 

das bevorzugte Transportmittel. Die Schaffung von Infrastrukturen für alternative 

Verkehrsmittel, wie den ÖPNV oder das Fahrrad, kann für Attraktivitätssteigerung sorgen und 

damit mehr Menschen im ländlichen Raum zum Umstieg bewegen. Aufbauend auf den 

Vorhaben des Kreises Steinburg im Bereich ÖPNV und Radverkehr können ergänzende 

Bestrebungen im Amt Kellinghusen (E-Ladeinfrastruktur, Sharing-Angebote) eine nachhaltige 

Mobilität schaffen. 

 

Aktivierung der Zivilgesellschaft 

Im Sinne des Leitspruchs ñTue Gutes und sprich dar¿berò sollen die Aktivitªten in diesem 

Handlungsfeld die Vorbildfunktion stärken, sämtliche kommunale Akteure informieren und 
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zum Mitmachen motivieren. Eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit ist unerlässlich, um den 

Bürger*innen die Notwendigkeit des eigenen Mitwirkens beim Klimaschutz zu verdeutlichen. 

 

1.1. PORTRAIT DES AMTES KELLINGHUSEN 

Das Amt Kellinghusen liegt nordwestlich von Hamburg zwischen den Städten Neumünster 

und Itzehoe, am Rande des Naturparks Aukrug. Mit seinen ca. 196 km2 Fläche und den rund 

22.700 Einwohner*innen (Stand 30.09.2024) als größtes des Kreises Steinburg ist das Amt 

Kellinghusen ein ausgedehntes, landwirtschaftlich strukturiertes Gebiet, geprägt durch Auen 

und Flüsse. Die Bevölkerungszahl des Amtes Kellinghusen hat sich von 22.862 im Jahr 2015 

auf 22.771 im Jahr 2024 leicht verringert (- 0,3%)2. Die Verteilung der insgesamt 19 

Amtsgemeinden umfasst naturräumlich größtenteils das Gebiet des östlichen Hügellandes. 

Die Stadt Kellinghusen, als Verwaltungssitz, bildet in der Raumordnung des Landes 

Schleswig-Holstein ein Unterzentrum. Hohenlockstedt, die flächenmäßig größte Gemeinde in 

Schleswig-Holstein, übernimmt die Funktion eines ländlichen Zentralortes. Die Gemeinden 

Wrist und Brokstedt sind als ländlicher Raum mit ergänzender Versorgungsfunktion und die 

übrigen Gemeinden als ländlicher Raum eingestuft. Die Gemeindegrößen reichen dabei von 

9 Einwohner*innen in Wiedenborstel bis zu rund 8.300 Einwohner*innen in der Stadt 

Kellinghusen (Stand 31.12.2025). Das Amt Kellinghusen betreibt mehr als 70 kommunale  

Liegenschaften. Im Wesentlichen handelt es sich dabei um Kindergärten, Schulen, 

Dorfgemeinschaftshäuser, Verwaltungs- und Wirtschaftsgebäude, Wohnimmobilien und 

Feuerwehrgerätehäuser. Die vier Schulverbände betreiben zusammen 8 Schulen im 

Amtsgebiet; hinzu kommt eine weitere Grundschule in Wrist. Bedeutend für den täglichen 

Pendelverkehr ist die Bahnlinie Kiel ï Hamburg mit den angebundenen Bahnhöfen Brokstedt 

und Wrist.   

 

Herausforderung und Bedeutung für Klimaschutz im Ländlichen Raum 

Mehr noch als in den urbanen Ballungszentren ist der demografische Wandel eine der großen 

künftigen Herausforderungen im ländlichen Raum Schleswig-Holsteins: ein Rückgang der 

Bevölkerung, fehlende Verfügbarkeit von Fachkräften sowie eine erschwerte 

Daseinsvorsorge. Welche Verknüpfungen ergeben sich damit einhergehend für die 

Klimaschutzaktivitäten? Einerseits kann die wirtschaftliche Prosperität gefährdet sein, 

wodurch den Gemeinden mögliche Einnahmen wegbrechen. Damit wäre in der Folge eine 

Finanzierung von Klimaschutzprojekten gefährdet. Gleichzeitig könnten sich ehrenamtliche 

Netzwerke auflösen, womit engagiertes Personal für kommunalen Klimaschutz fehlen könnte. 

Aktuelle Annahmen zur Bevölkerungsentwicklung für den Kreis Steinburg gehen von 

weitgehend unveränderten Bevölkerungszahlen bis 2030 sowie bis 2040 aus3. 

Ländliche Kommunen sind wichtige Akteure für die Erreichung der nationalen 

Klimaschutzziele. Zentrale Handlungsfelder sind u.a. die Energiewende, nachhaltige Mobilität 

und eine klimaschonende Landwirtschaft. 

 

 
2 Statistik Nord (2026): Online unter https://www.statistik-nord.de/zahlen-fakten/bevoelkerung/ 
3 Gertz Gutsche Rümenapp GbR (2026): Kleinräumige Bevölkerungs- und Haushaltsprognose für den Kreis 

Steinburg bis zum Jahr 2040. Ergebnisbericht. Online unter 
https://www.steinburg.de/fileadmin/bilder/Presse___Aktuelles/Meldungen/2026/Kreis_Steinburg_Abschlussberich
t_01.pdf 
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1.2.  HINTERGRUND UND AUFGABENSTELLUNG 

Die Auswirkungen der Erderwärmung werden nicht nur in anderen Erdteilen sichtbarer 

(Dürren, Gletscherschwund, Meeresspiegelanstieg), sondern ebenso in Deutschland. 

Wahrnehmbare Effekte sind nicht nur eine gesteigerte Häufigkeit von Extremwetterlagen, die 

sich etwa durch Störungen im Bahnverkehr auf den Alltag der Menschen auswirken. Auch die 

Beeinträchtigung von Ökosystemen ist eine direkte Folge des Klimawandels und kann sich in 

der Verschiebung von Lebensräumen, Ausbreitung von Schädlingen sowie einer verringerten 

Nahrungsmittelproduktion widerspiegeln. Die Folgen des Klimawandels lassen sich monetär 

bewerten: Eine vom Bundeswirtschaftsministerium beauftragte Studie zeigt für Deutschland 

im Untersuchungszeitraum 2022 bis 2050 einen volkswirtschaftlichen Schaden, der sich auf 

280 ï 900 Milliarden Euro belaufen könnte, je nach eintreffender Intensität. Dieser 

Wertebereich wurde jedoch als Untergrenze angegeben.4 

Gemäß den Ausführungen im ñKlimareport Schleswig-Holstein von 2023ò hat sich im 

nördlichsten Bundesland gegenüber 1881 die jährliche Durchschnittstemperatur um ca. 1,6°C 

erhöht und die Niederschlagsmenge um ca. 123 L/m2 zugenommen. Bezüglich der im Kreis 

Steinburg zu erwartenden klimatischen Veränderungen kann auf Simulationen des Climate 

Service Center Germany zurückgegriffen werden. Die untersuchten drei Szenarien (niedrige/ 

mittlere/ hohe Emissionen) ergeben einen Anstieg der bodennahen Lufttemperatur um 

durchschnittlich 1,2 °C bis 3,3 °C, bezogen auf den Referenzzeitraum von 1971-2000, bis zum 

Ende des 21. Jahrhunderts. Die zum Ende des 21. Jahrhunderts projizierten Änderungen des 

Jahresniederschlags ergeben je nach Szenario eine Zunahme von durchschnittlich 3,9 % bis 

11,2 %.5 

Um den Klimawandelfolgen international einzudämmen, wurde im Jahr 2015 das Pariser 

Klimaschutzabkommen mit dem Leitziel verfasst, die Erderwärmung auf max. 2°C gegenüber 

dem vorindustriellen Temperaturniveau zu begrenzen. Zur Beschränkung der künftigen 

Treibhausgasemissionen wurde ebenfalls auf Bundes- und Landesebene gesetzliche 

Verpflichtungen beschlossen, die in Kapitel 3.1. näher beleuchtet werden. 

Dieses Integrierte Klimaschutzkonzept soll die Handlungsmöglichkeiten des Amtes 

Kellinghusen eruieren. Dabei ist die Herausforderung, eine realistische Basis für eine 

langfristige, effektive und nachhaltige Reduktion der Treibhausgasemissionen im Amtsgebiet 

zu schaffen. Das Klimaschutzkonzept soll sowohl kurzfristige als auch langfristige Ziele und 

Maßnahmen beinhalten, um eine kontinuierliche Reduktion der Emissionen zu erreichen. 

Letztendlich soll es einen regionalen Beitrag für die globale Relevanz des Themas 

Klimaschutz darstellen und Bürger*innen eine nachhaltigere Zukunft ermöglichen.  

 

1.3.  VORGEHENSWEISE ZUR KONZEPTERSTELLUNG 

Mit der Schaffung einer Personalstelle für das Klimaschutzmanagement im Januar 2025 

begann die Erstellung des Integrierten Klimaschutzkonzepts. Die Personalstelle wird über die 

Kommunalrichtlinie im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative des Bundes gefördert. 

Der Praxisleitfaden ñKlimaschutz in Kommunenò sowie die im Fºrdervorhaben festgelegte 

 
4 Institut für ökologische Wirtschaftsförderung (2023): Kosten durch Klimawandelfolgen in Deutschland. Online 

unter https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/M-O/Merkblaetter/merkblatt-
klimawandelfolgen-in-deutschland-zusammenfassung.pdf?__blob=publicationFile&v=14 
5 Deutscher Wetterdienst (2023): Klimareport Schleswig-Holstein, 2. aktualisierte Auflage. Online abgerufen unter 

https://www.schleswig-holstein.de/mm/downloads/LFU/Klimareport_Schleswig-Holstein.pdf 
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Arbeitsplanung dienten als Orientierung für die Konzepterstellung. Unterstützungsleistungen 

wurden ausgeschrieben und in einem Vergabeverfahren an die Bietergemeinschaft 

ZEBAU/Averdung aus Hamburg vergeben. Im Juni 2025, zu Beginn der Zusammenarbeit, 

wurde eine umfangreiche Datenerfassung (aus der Verwaltung, der Politik und der 

Bevölkerung) aufgesetzt. Die Auswertung dieser Daten ermöglichte die Erstellung des 

Ausgangszustands in Form einer Energie- und THG-Bilanz (Kapitel 2.2.), die durch 

ZEBAU/Averdung im Austausch mit dem Klimaschutzmanagement abgeschlossen wurde. Die 

Energie- und THG-Bilanz war die Grundlage für die darauf aufbauende Darstellung von CO2-

Einsparpotenzialen für die priorisierten Handlungsfelder in der Potenzialanalyse (Kapitel 4). 

Hierbei steht ebenfalls die effektive Nutzung lokaler Ressourcen sowie die kommunale 

Vorbildwirkung im Fokus. Die Potenzialanalyse wurde durch das Klimaschutzmanagement 

auf Grundlage von Erkenntnissen aus den Akteursbeteiligungen (Öffentlichkeitsveranstaltung, 

Einzelgespräche mit Fachakteuren) ergänzt und mit dem Lenkungskreis abgestimmt. Für den 

Blick nach vorne entwickelte ZEBAU/Averdung in Kapitel 5 zwei Szenarien: Einerseits ein 

Referenzszenario, welches den aktuellen Trend der Klimaschutzaktivitäten fortsetzt. Und 

andererseits ein Klimaschutzszenario mit verstärkten Klimaschutzanstrengungen. Das 

Herzstück des vorliegenden Klimaschutzkonzeptes ist der Maßnahmenkatalog (Kapitel 7), der 

anhand von Maßnahmensteckbriefen aufführt, welche konkreten Klimaschutzvorhaben im 

Amt Kellinghusen angegangen werden sollen. Der Maßnahmenkatalog wurde auf der Basis 

der Potenzialanalyse erarbeitet und gemeinsam mit dem Lenkungskreis fundiert diskutiert. 

Innerhalb von rund einem Jahr ist das vorliegende Konzept unter Mitwirkung von 

verschiedenen Akteuren entstanden. Die Bietergemeinschaft ZEBAU/Averdung unterstützte 

das Amt Kellinghusen von Juni 2025 bis Juni 2026 bei der Energie- und THG-Bilanz, der 

Potenzialanalyse, den Szenarien sowie der Akteursbeteiligung. Zudem wurden erste 

Empfehlungen zur Ableitung von Klimaschutzmaßnahmen gegeben. Kennzeichnend für den 

rund zwölfmonatigen Erstellungszeitraum war ein dynamischer Prozess, währenddessen sich 

fortlaufend kleine Änderungen ergaben.  

 

2. AUSGANGSLAGE AMT KELLINGHUSEN 
 

2.1.  BISHERIGE KLIMASCHUTZAKTIVITÄTEN 

Im Amt Kellinghusen wurden in den letzten Jahren verschiedene Anstrengungen 

unternommen, um den Klimaschutz voranzutreiben und nachhaltige Projekte zu fördern. Die 

Vorhaben zielen darauf ab, die Energieeffizienz zu steigern, die Nutzung erneuerbarer 

Energien auszubauen und den CO2-Ausstoß zu reduzieren. Dabei wurden die Vorhaben nicht 

in jedem Fall selbst durch die Kommune bewerkstelligt, sondern teilweise unter Mitwirkung 

von Dritten. 

Politische Beschlüsse und Umsetzungsstrukturen (ausgewählte Beispiele innerhalb der 

letzten fünf Jahre) 

¶ 2022: Beschluss des Amtsausschusses zur Einrichtung einer 

Klimaschutzmanagement-Stelle 

¶ 2020 bis 2024: Untersuchungen oder Studien zu den Themen Umwelt, Nachhaltigkeit, 

Energie wurden in Ortsentwicklungskonzepten, energetischen Quartierskonzepten 

sowie Fokusberatungen berücksichtigt 
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¶ Seit 2024: Mehrere Gemeinden planen die Anwendung der Gemeindeöffnungsklausel 

zur Ausweisung geeigneter Flächen für Windkraftanlagen 

¶ 2024/2025: die Stadt Kellinghusen sowie die Gemeinden Brokstedt und 

Hohenlockstedt haben ihre jeweiligen kommunalen Wärmepläne beschlossen 

¶ 2026: Weitere amtsangehörige Gemeinden fassen Beschlüsse zur Durchführung einer 

kommunalen Wärmeplanung 

 

Erneuerbare Energieanlagen und Energieeffizienz 

¶ Photovoltaik: Dachflächen einiger kommunaler Liegenschaften sind bestückt worden; 

Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Quarnstedt (gegenwärtige 

Planungen in Hohenlockstedt, Rosdorf, Wrist und Kellinghusen) 

¶ Windenergie: Errichtung von Windparks in Quarnstedt-Störkathen sowie Brokstedt-

Willenscharen 

¶ Straßenbeleuchtung: schrittweise Umrüstung auf LED ï Leuchtmittel  

¶ Fortlaufende energetische Sanierung von Liegenschaften (v.a. Schuleinrichtungen) 

¶ Gebäudebeheizung auf Basis nachwachsender Rohstoffe (z.B. Feuerwache 

Kellinghusen, Dorfgemeinschaftshaus Quarnstedt)   

¶ Biomasse: Betrieb eines Wärmenetzes mittels Biogasanlage in Poyenberg 

 

Klimafreundliche Mobilität  

¶ Einrichtung des Bürgerbusses im Amtsgebiet  

¶ Installation mehrerer E-Ladesäulen (z.B. in Brokstedt, Hohenlockstedt, Kellinghusen, 

Wrist) 

¶ Anschaffung mehrerer E-Fahrzeuge für den kommunalen Fuhrpark  

¶ Kommunale Ansätze zur Förderung klimafreundlicher Mobilität: Mobilitätsstationen 

(Bahnhof Brokstedt) sowie Radabstellanlagen  

¶ 60min-Taktung auf einzelnen Buslinien 

 

Bildung und Öffentlichkeitsarbeit  

¶ Bereitstellung von Informationen rund um Klimaschutz auf dem Internetauftritt der 

Amtsverwaltung  

¶ Durchführung von Klimastammtischen zu aktuellen Themen, z.B. Wärmepumpe  

¶ Geplant: regelmäßige Berichterstattung zu Klimaschutzaktivitäten in verschiedenen 

politischen Gremien (z.B. Amtsausschuss) wird angestrebt 

¶ Umweltbildungsangebote an Schulen: Schulwald, Projektwochen zu Nachhaltigkeit  

¶ Vermittlung von Energieberatungen der Verbraucherzentrale 

 

Zivilgesellschaftliche Akteure und Partnerschaften  

¶ Die Projektgruppe ñGlobal Nachhaltige Kommuneò beschäftigt sich seit 2021 mit der 

Umsetzung verschiedener UN-Nachhaltigkeitsziele auf lokaler Ebene, zum Beispiel in 

den Bereichen Kreislaufwirtschaft, Naturschutz und Chancengleichheit 

¶ Der ĂKlimaDialogò Brokstedt organisiert Diskussionsrunden, Infoveranstaltungen und 

Aktionen zu den Themen Konsum, Energieversorgung, Mobilität 

¶ Fairtrade Town Kellinghusen unterstützt seit 2013 den fairen Handel 
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2.2. ENERGIE- UND TREIBHAUSGASBILANZ 

Die Bilanzierung der Endenergieverbräuche und THG-Emissionen des Amtes Kellinghusen 

stellt die Grundlage zur Beschreibung der Ausgangssituation dar. Die erfassten und 

analysierten Daten dienen dem Klimaschutzmanagement nicht nur als Grundlage zur    

Identifizierung prioritärer Handlungsfelder, sondern sind zudem ein wichtiges Controlling-

Instrument zur Überprüfung der Treibhausgasminderungsziele (siehe Kapitel 3.2.).  

Zunächst erfolgt eine Bilanzierung der energetischen Bestandssituation. Hierfür werden die 

aktuellen Strom- und Wärmeverbräuche erhoben und die Emissionen im Verkehrssektor 

betrachtet. Basierend auf den Empfehlungen zur Methodik der kommunalen THG-

BilanzierungEs ist eine ungültige Quelle angegeben.  wird die endenergiebasierte 

Territorialbilanz, ohne Witterungskorrektur, verwendet. Hierbei werden alle im betrachteten 

Territorium anfallenden Verbräuche auf Ebene der Endenergie berücksichtigt und den 

verschiedenen Verbrauchssektoren zugeordnet. Daraus werden spezifische 

Emissionsfaktoren abgeleitet. Graue Energie, also die Energie, die zur Herstellung, zum 

Transport, zur Lagerung, zum Verkauf und zur Entsorgung von Gebäuden und Produkten 

aufgewendet wird, wird nicht bilanziert. Zudem erfolgt eine Einordnung der Energieverbräuche 

und THG- Emissionen im Vergleich zu den bundesweiten Emissionen. 

Die Bilanz wird auf Grundlage des Klima-Navi erstellt. Das Klima-Navi ist eine internetbasierte 

Software zur Erstellung von Energie- und THG-Bilanzen für die Kommunen, Ämter und Kreise 

in Schleswig-Holstein. Das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt Natur und 

Digitalisierung (MELUND) stellte im Rahmen einer Landeslizenz eine kostenfreie Nutzung des 

Klima-Navis bis Ende Juni 2025 zur Verfügung. Eine mögliche Anschlusslösung ab dem Jahr 

2026 soll folgen.  

Für verschiedene Sektoren und Energieträger werden die Verbräuche und Emissionen 

anhand von übergeordneten Daten, die im Klima-Navi hinterlegt sind, berechnet. In 

Ergänzung haben SH-Netz und HanseWerk die Erdgas-, Strom- und 

Wärmeenergieverbräuche zur Verfügung gestellt. Verbrauchsdaten für das Jahr 2021 wurden 

teilweise anhand der restlichen Verbräuche abgeschätzt, da für einzelne Energieträger nur 

Daten für 2022 und 2023 vorlagen.  
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Abbildung 1: Endenergieverbrauch im Amt Kellinghusen in den Jahren 2021 bis 2023 nach Energieträgern (Quelle: 
Averdung Ingenieure und Berater GmbH nach Klima-Navi und Daten der Energieversorger) 

Aus Abbildung 1 geht hervor, dass der Endenergieverbrauch im Amtsgebiet zu großen Teilen 

auf die Energieträger Strom, Erdgas und Heizöl sowie Kraftstoffe entfällt. Insgesamt ist der 

Endenergieverbrauch seit 2021 von ca. 440 GWh auf ca. 390 GWh gesunken, was zum einen 

auf witterungsbedingt hohe Heizbedarfe im Jahr 2021, aber auch auf leicht rückläufige 

Stromverbräuche zurückzuführen ist. Energieeinsparmaßnahmen in Anbetracht der 

geopolitischen Lage sowie eine verbesserte Energieeffizienz sind weitere Faktoren, die zu 

diesem Rückgang beigetragen haben können. Zur Einordnung des Endenergieverbrauchs 

werden nachfolgend Pro-Kopf-Werte berechnet, zugunsten einer besseren Vergleichbarkeit 

jedoch nur für den Energieträger Strom.  

Laut Umweltbundesamt6 lag der bundesweite Pro-Kopf-Stromverbrauch im Jahr 2021 bei 6 

MWh pro Jahr. Im Vergleich dazu lag der Stromverbrauch auf dem Territorium des Amtes 

Kellinghusen im Jahr 2021 bei einem rechnerischen Durchschnittsverbrauch von 3,2 MWh pro 

Person und Jahr und war ca. 50 % niedriger als der Bundesdurchschnitt. Dies ist auf das 

Fehlen von stromintensiven Großverbrauchern (z.B. Industrieproduktionsstätten) 

zurückzuführen. Betrachtet man nur den Sektor Privathaushalte, betrug der Stromverbrauch 

im Amt Kellinghusen im Jahr 2021 ca. 1,5 MWh pro Person und war damit auf einem ähnlichen 

Niveau wie der bundesdurchschnittliche Pro-Kopf-Verbrauch im Jahr 2021 von 1,6 MWh.7  

Aus der Energiebilanz wird im Folgenden eine THG-Bilanz abgeleitet. Für eine 

Vergleichbarkeit werden die Energieverbräuche und -bedarfe anhand von spezifischen 

Emissionsfaktoren in die gleiche Einheit, die sogenannten CO2-Äquivalente umgerechnet. Die 

THG-Emissionsfaktoren beziehen neben den reinen COϜ-Emissionen weitere Treibhausgase 

wie beispielsweise Lachgas und Methan ein. Zur Vereinfachung verwendet das vorliegende 

Konzept die Schreibweise COϜ-Emissionen, welche die CO2-Äquivalente beinhaltet.  

 
6 Umweltbundesamt: Stromverbrauch. Online unter: 
https://www.umweltbundesamt.de/daten/energie/stromverbrauch. Abgerufen am 11.05.2026 
7 Statistisches Bundesamt (2022): Umweltökonomische Gesamtrechnung. Online unter: 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/private-
haushalte/Publikationen/Downloads/haushalte-umwelt-pdf-5851319.pdf?__blob=publicationFile 
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Die verwendeten Faktoren orientieren sich an der BISKO-Methodik8, die Kennziffer für Strom 

im Jahr 2023 basiert auf vorläufigen Daten des Umweltbundesamtes: 

Tabelle 1: THG-Emissionsfaktoren in g CO2eq / kWh (Quelle: Klima-Navi) 

Biomasse 22  Kraftstoffe gebündelt 338 

Braunkohle 445 Ottokraftstoffe 322 

Diesel 327 Umweltwärme 1589 

Erdgas 257 Solarthermie 23 

Fernwärme10 241 Steinkohle 433 

Flüssiggas 276 Strom 44911 

Heizöl 313   

 

Die CO2-Bilanzierung des Verkehrssektors ist stark von der verwendeten Methodik abhängig. 

Die hierfür hinterlegten Emissionen beruhen auf dem TREMOD-Modell12 und wurden aus dem 

Klima-Navi übernommen. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass unterschiedliche 

methodische Ansätze einen großen Einfluss auf die Emissionen im Sektor Mobilität haben 

können.  

Die THG-Emissionen im Amt haben sich in den Jahren 2021 bis 2023 von ca. 133.000 t CO2 

auf 119.000 t CO2 verringert (siehe Abbildung 2). Hiervon entfällt mit ca. 35.800 t CO2 der 

Großteil auf den Energieträger Erdgas. Auch die THG-Emissionen, die durch den 

Stromverbrauch sowie den Kraftstoffverbrauch im Verkehrssektor verursacht werden, sind je 

nach Jahr mit ca. 31.000 bzw. 33.000 t CO2 maßgeblich. Wichtig ist zu erwähnen, dass die 

THG-Emissionen, die bei der Stromerzeugung auf dem Territorium des Amtes Kellinghusen 

entstehen, nur indirekt die THG-Bilanz beeinflussen. Der Grund dafür ist, dass gemäß BISKO-

Standard der Bundesstrommix für die Bilanzierung herangezogen wird. Auch wenn innerhalb 

des Amtsgebietes durchaus mehr erneuerbarer Strom produziert als verbraucht wird, spiegelt 

sich dies nicht in der THG-Emissionsbilanz wider. 

 

 
8 Ifeu (2019): BISKO Ăder Bilanzierungs-Standard Kommunalñ erlaubt als standardisierte Bilanzierungsmethodik 
eine Vergleichbarkeit der THG-Bilanzergebnisse zwischen Kommunen und vermeidet eine Doppelbilanzierung  
9 In dem Emissionsfaktor ist die Jahresarbeitszahl der Wärmepumpe bereits berücksichtigt 
10 gemittelt über berücksichtigte Netze im Amt Kellinghusen 
11 UBA 2025: Entwicklung der spezifischen Treibhausgas-Emissionen des deutschen Strommix in den Jahren 1990 
ï2024. Online  https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/publikationen/13_2025_cc.pdf  
12 UBA 2020: Aktualisierung der Modelle TREMOD/TREMOD-MM für die Emissionsberichterstattung 2020 
(Berichtsperiode 1990-2018). https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/aktualisierung-tremod-2019 
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Abbildung 2: Gesamt-CO2-Emissionen im Amt Kellinghusen in den Jahren 2021-2023 nach Energieform (Quelle: 
Averdung Ingenieure und Berater GmbH nach Klima-Navi und Daten der Energieversorger) 

In Abbildung 3 ist die Aufteilung der Emissionen innerhalb der Sektoren dargestellt. Es ist 

ersichtlich, dass die Privathaushalte mit ca. 44 % und der Verkehrssektor mit knapp 32 % den 

größten Anteil an den Emissionen tragen. Der Sektor Gewerbe-Handel-Dienstleistung (GHD) 

mit ca. 15 % ist ebenfalls ein relevanter Emittent. Auf die Industrie und die kommunalen 

Einrichtungen entfallen lediglich Anteile von jeweils ungefähr 6 % bzw. 3 % der 

Gesamtemissionen. Dennoch ist insbesondere im kommunalen Sektor ein Vorbildcharakter 

hervorzuheben, der mitunter eine Ausstrahlung auf andere Sektoren ausüben kann. 

Darüber hinaus ist erkennbar, dass der Energieträger Erdgas in den Sektoren 

Privathaushalte, kommunale Einrichtungen sowie GHD den größten Anteil an den THG-

Emissionen hat. In der Industrie ist der Stromeinsatz hingegen anteilig von größerer 

Bedeutung. Dies ist darin begründet, dass Gewerbenutzung mit einem vergleichsweise hohen 

spezifischen Strombedarf einhergeht, der Heizwärmebedarf je Fläche jedoch gering bleibt.  

 

Abbildung 3: Aufteilung der CO2-Emissionen innerhalb der Sektoren, Bezugsjahr 2023 (Quelle: Averdung 

Ingenieure und Berater GmbH nach Klima-Navi und Daten der Energieversorger) 
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Zur Einordnung der Emissionen und Energiebedarfe im deutschlandweiten Vergleich wurden 

Indikatoren ermittelt (siehe Tabelle 2). Verglichen werden deutschlandweite Kennwerte mit 

dem Bezugsjahr 2023 der Energie- und THG-Bilanz. Für die Berechnung der Indikatoren für 

das Amt Kellinghusen wurden die Energie- und THG-Bilanz sowie Auszüge aus dem 

Marktstammdatenregister und Einwohnendenzahlen sowie kreisweite Beschäftigtenzahlen 

der Bundesagentur für Arbeit13 verwendet. 

Pro Kopf ergeben sich für das Amt Kellinghusen Emissionen von etwa 5,2 t CO2. Diese liegen 

unter den Kennwerten für Schleswig-Holstein (ca. 7 t CO2 pro Kopf) und Deutschland 

(ca. 10 t CO2 pro Kopf). Die Vergleiche sind aufgrund der Unterschiede in der 

Erhebungsmethodik jedoch mit Vorsicht zu betrachten. Betrachtet man nur den Sektor 

Privathaushalte, sind die Emissionen im deutschlandweiten Vergleich höher. Dies lässt sich 

mit einer ausgeprägten Einfamilienhausbebauung und folglich mehr Wohnfläche pro Person 

gegenüber urbanen Siedlungen begründen. Zusätzlich wirkt sich ein höheres 

Fahrtaufkommen mit dem Verbrenner-PKW negativ auf die Pro-Kopf-Emissionen aus. Die 

THG-Emissionen im gewerblichen Sektor sind hingegen eher geringer als im 

Bundesdurchschnitt, was mit der Abwesenheit besonders energieintensiver Industrie im Amt 

begründet werden kann.  

 

Tabelle 2: Indikatoren zur Energie- und THG-Bilanz (Quelle für Amt Kellinghusen: Averdung Ingenieure und Berater 
GmbH; Quelle Deutschland: siehe Fußnoten) 

Indikator Einheit Amt Kellinghusen Deutschland  

CO2 pro EW bezogen auf die Gesamtemissionen 

der Kommune 

t/a 5,2 9,614 

CO2 pro EW bezogen auf Emissionen aus dem 

Sektor private Haushalte; 

t/a 2,3 1,515 

Energieverbrauch im Sektor private Haushalte 

pro EW; 

MWh/a 8,2 8,716 

Anteil erneuerbarer Energien am 

Wärmeverbrauch 

% 12,8 15,117 

Anteil erneuerbarer Energien am 

Stromverbrauch 

% >100 % (bilanziell) 40,118 

Anteil KWK am Wärmeverbrauch % Ca. 22 % 18,719 

 

 

  

 

  

 
13 Bundesagentur für Arbeit (2026): Beschäftigung ï Aktuelle Eckwerte. Online unter 
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Fachstatistiken/Beschaeftigung/Aktuelle-Eckwerte-
Nav.html  
14 Umweltbundesamt (2022): Treibhausgas-Emissionen in Deutschland. Online unter: 
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland#entwicklung-der-f-gase-
teil-fluorierte-kohlenwasserstoffe-schwefelhexafluorid-und-stickstofftrifluorid  
15 Statistisches Bundesamt (2022): Umweltökonomische Gesamtrechnung. Online unter: 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/private-
haushalte/Publikationen/Downloads/haushalte-umwelt-pdf-5851319.pdf?__blob=publicationFile 
  

17 Umweltbundesamt (2022): Erneuerbare Energien in Deutschland ï Daten zur Entwicklung im Jahr 2021. 
18 Statistisches Bundesamt (2022): Bruttostromerzeugung in Deutschland für 2019 bis 2021. Online unter: 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-
Unternehmen/Energie/Erzeugung/Tabellen/bruttostromerzeugung.html  
19 Umweltbundesamt (2022): Kraft-Wärme-Kopplung. Online unter: 
https://www.umweltbundesamt.de/daten/energie/kraft-waerme-kopplung-kwk#kwk-warmeerzeugung  

https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland#entwicklung-der-f-gase-teil-fluorierte-kohlenwasserstoffe-schwefelhexafluorid-und-stickstofftrifluorid
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland#entwicklung-der-f-gase-teil-fluorierte-kohlenwasserstoffe-schwefelhexafluorid-und-stickstofftrifluorid
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/private-haushalte/Publikationen/Downloads/haushalte-umwelt-pdf-5851319.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/private-haushalte/Publikationen/Downloads/haushalte-umwelt-pdf-5851319.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Energie/Erzeugung/Tabellen/bruttostromerzeugung.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Energie/Erzeugung/Tabellen/bruttostromerzeugung.html
https://www.umweltbundesamt.de/daten/energie/kraft-waerme-kopplung-kwk#kwk-warmeerzeugung
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3. KLIMASCHUTZZIELE ï WO SOLL ES HINGEHEN? 
 

Das Amt Kellinghusen strebt im Zuge zukünftiger Klimaschutzmaßnahmen an, die 

Treibhausgasemissionen so weit wie möglich zu verringern. Als übergeordnetes Ziel wird die 

Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 fokussiert. Damit werden die Klimaschutzziele auf 

Landes- und Bundesebene unterstützt. Um diese Ziele in weniger als 15 Jahren erreichen zu 

können, ist es notwendig, geeignete Klimaschutzmaßnahmen aufzustellen und umzusetzen. 

Anhand der regelmäßigen Fortschreibung der Bilanz können die Erfolge der durchgeführten 

Maßnahmen bewertet werden. 

Grundsätzlich gilt, dass eine THG-Neutralität im jeweiligen Zieljahr nur erreicht werden kann, 

wenn ein Gleichgewicht zwischen den anthropogen verursachten Treibhausgas-Emissionen 

und dem Abbau solcher Gase durch Senken besteht. THG-Neutralität bedeutet somit das 

Erreichen einer Netto-Null der THG-Emissionen, jedoch nicht, dass bei einer Technologie, 

Methode oder Aktivität keine Emissionen entstehen.  

Verfolgt eine Kommune das Ziel der THG-Neutralität, muss sie entsprechend dieser 

Zielsetzung ambitionierte Maßnahmen umsetzen, um ihre vermeidbaren THG-Emissionen 

soweit zu mindern, dass nach aktuellem Stand lediglich technisch unvermeidbare THG-

Emissionen aus der Landwirtschaft, Abwasserwirtschaft und bestimmten Industrieprozessen 

verbleiben. Werden diese verbleibenden Emissionen durch THG-Senken vollständig 

ausgeglichen, wird von einer Ăechtenñ THG-Neutralität gesprochen. Zum besseren 

Verständnis werden hier die Begriffe THG-Neutralität und Klimaneutralität gegenübergestellt: 

 

 

 

Abbildung 4: Definition der Begriffe THG-Neutralität und Klimaneutralität (Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik 

gGmbH 2023, nach Sieck u. Utz 202320) 

 

 

 
20 Deutsches Institut für Urbanistik gGmbH (2023): Praxisleitfaden Klimaschutz in Kommunen 
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3.1. GESETZLICHER HINTERGRUND 

Die gesetzliche Grundlage für den Klimaschutz in Deutschland bildet das Bundes-

Klimaschutzgesetz (KSG). Hierin enthalten ist unter anderem das im Jahr 2021 von der 

Bundesregierung ausgerufene Klimaziel, Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045 zu 

erreichen. Die Grundlage des Gesetzes bildet die Ă[é] Verpflichtung nach dem 

Übereinkommen von Paris aufgrund der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen, 

wonach der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius 

und möglichst auf 1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen ist, 

um die Auswirkungen des weltweiten Klimawandels so gering wie möglich zu halten (§ 1 

KSG). Demnach sind folgende Ziele auf Bundesebene verpflichtend21: 

¶ Reduktion der bundesdeutschen THG-Emissionen um 65 % bis 2030 und um         

88 % bis 2040 im Vergleich zum Jahr 1990 

¶ Netto-Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045  

¶ negative THG-Emissionen ab dem Jahr 2050 

Schleswig-Holstein nutzt mit dem Energiewende- und Klimaschutzgesetz (EWKG22) die 

Möglichkeit, eigene verbindliche Ziele und Maßnahmen zur Reduzierung der 

Treibhausgasemissionen festzulegen. Mit der zweiten Novellierung, die am 29. Mªrz 2025 in 

Kraft trat, hat Schleswig-Holstein sich verpflichtet, bereits bis zum Jahr 2040 

Netto-Treibhausgasneutralität zu erreichen. Im Folgenden sind die wichtigsten Vorgaben aus 

dem EWKG dargestellt: 

¶ jährliche Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien an Land soll ab dem Jahr 

2030 mindestens 45 TWh betragen 

¶ Vernetzung und Ausbau der Mobilitätsangebote unter Berücksichtigung regionaler 

Besonderheiten 

¶ Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung müssen auf geeigneten Dachflächen 

von Nichtwohngebäuden bei Neubau sowie Renovierung von mehr als 10 % der 

Dachfläche seit 1. Januar 2023 installiert werden 

¶ Kommunale Wärme- und Kältepläne müssen von Gemeinden mit weniger als 

10.000 Einwohner*innen bis spätestens 30.06.2028 vorliegen 

 

3.2. TREIBHAUSGASMINDERUNGSZIELE 

Durch eine schrittweise Reduktion der Emissionen kann das Amt Kellinghusen das Ziel der 

Treibhausgasneutralität bis 2040 erreichen. Für das Referenzjahr 1990 sind im Klima-Navi für 

das Amt Kellinghusen 170.444 t CO2-Emissionen hinterlegt. Im Jahr 2022 konnte bereits eine 

Reduktion von etwa 25 % gegenüber dem Wert von 1990 erreicht werden.  

Die Anpassung der Reduktionsziele aus dem deutschen Klimaschutzgesetz an die 

Zielvorgaben des EWKG definiert die in den kommenden Jahren erforderlichen 

Treibhausgasminderungsziele für das Amt Kellinghusen (siehe Kapitel 3.1.). Konkret bedeutet 

dies, dass eine Halbierung der THG-Emissionen (bezogen auf das Referenzjahr 2022) 

innerhalb der nächsten vier Jahre bis 2030 erzielt werden müsste.  

 
21 Reduktionziele nach überarbeiteter Fassung des Klimaschutzgesetzes vom 18.08.2021 
22 Gesetz über die Energiewende, den Klimaschutz und die Anpassung an die Folgen des Klimawandels 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz - EWKG) vom 7. März 2017, in der Fassung vom 25.03.2025 
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Abbildung 5: Treibhausgasminderungsziele anhand bundesgesetzlicher Zielvorstellungen für das Amt 
Kellinghusen (Quelle: ZEBAU GmbH, Jahre 1990 und 2022 nach Klima-Navi) 
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4. POTENZIALANALYSE 

Die Potenzialanalyse soll Wege zur Reduktion der Treibhausgasemissionen auf dem Weg zur 

gesetzlich anvisierten Treibhausgasneutralität bis 2040 aufzeigen. Die Grundlage ist ein 

integrierter, sektorübergreifender Ansatz, der die drei Prinzipien der Nachhaltigkeit ï 

Suffizienz (ĂWenigerñ), Konsistenz (ĂAndersñ) und Effizienz (ĂBesserñ) ï miteinander verbindet. 

 

4.1. HANDLUNGSFELD AMT ALS VORBILD 

Das Amt Kellinghusen nimmt gemäß dem Bundes-Klimaschutzgesetz (§13 KSG) als Träger 

öffentlicher Aufgaben eine wichtige Vorbildfunktion gegenüber den Bürger*innen ein.  

Demnach sind bei Planungen und Entscheidungen die Erfüllung der festgelegten 

Gesetzesziele, d.h. die Vermeidung sowie die Reduzierung von Treibhausgasemissionen, zu 

berücksichtigen.  

Mit der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen innerhalb des direkten Einflussbereichs 

(Definition siehe Kapitel 1) der Amtsverwaltung sowie der amtsangehörigen Gemeinden 

bieten sich verschiedene Optionen: etwa beim Energieverbrauch in den kommunalen 

Liegenschaften, bei der Umstellung des Fuhrparks, in der Beschaffung und im Umgang mit 

Abfällen und Wasser. Die Handlungsspielräume des Amtes reichen dabei von der 

energetischen Sanierung der eigenen Liegenschaften über die erneuerbare Energien-

Erzeugung (bspw. durch die Installation von Photovoltaik-Anlagen [PV-Anlagen] auf 

amtseigenen Dächern), einer nachhaltigen Beschaffung und Vergabe in Verwaltung und 

Gemeinden bis hin zur Verankerung des Klimaschutzes in der eigenen Verwaltung und der 

Stärkung des Klimaschutznetzwerkes innerhalb und außerhalb des Amtes. 

Die Art, wie die Kommune ihre Vorbildfunktion im Kontext von Klimaschutz, Klimaanpassung 

und Nachhaltigkeit bereits wahrnimmt oder wahrnehmen könnte, ist entscheidend für die 

Akzeptanz von Maßnahmen vor Ort und eine wichtige Stellschraube für das Erreichen der 

Klimaschutzziele. 

4.1.1. KOMMUNALE LIEGENSCHAFTEN KLIMAFIT MACHEN 

Mit Blick auf den direkten Einflussbereich und um der kommunalen Vorbildrolle gerecht zu 

werden, sollten kommunale Klimaschutzmaßnahmen bevorzugt bei den eigenen 

Liegenschaften ansetzen. Konkrete Potenziale für Klimaschutzmaßnahmen offenbaren vor 

allem die Heizenergieverbräuche der kommunalen Liegenschaften. Die 

Klimaschutzpotenziale liegen vor allem in der Optimierung der Gebäudehülle durch 

Energieeffizienzmaßnahmen, dem Wechsel des Energieträgers (erhöhter Einsatz 

erneuerbarer Energien) und der Sensibilisierung von Gebäudenutzer*innen für die effiziente 

Nutzung der Gebäude. 

Im Amt Kellinghusen gibt es vielzählige Gebäude, die im Eigentum der Amtsverwaltung, der 

amtsangehörigen Gemeinden oder den Schulverbänden sind. Hierzu gehören beispielsweise 

Schulen, Feuerwehren, Dorfgemeinschaftshäuser sowie Versorgungsbetriebe. Die 

Gemeinden im Amt Kellinghusen haben bereits wichtige Schritte zur energetischen 

Verbesserung unternommen (siehe Kapitel 2.1.). Dabei wurden sowohl einzelne Gebäude als 

auch ganze Quartiere in den Blick genommen.  

Energieeffizienz 

Der energieeffiziente Betrieb der kommunalen Liegenschaften ist ein wirksamer Hebel zur 

Reduzierung von Treibhausgasemissionen. Darüber hinaus können durch eine gezielte 
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Steigerung der Energieeffizienz die Betriebskosten gesenkt werden. Beispielsweise 

beschreibt das Ortsentwicklungskonzept Quarnstedt im Handlungsfeld 6.6. die energetische 

Ertüchtigung der gemeindeeigenen Gebäude als Schlüsselprojekt23. Seit 2015 wird 

beispielsweise das Dörpshus umfassend saniert.  

Aus Abbildung 3 (siehe Kapitel 2.2.) geht hervor, dass der Wärmesektor, d.h. die 

Bereitstellung von Energie zum Heizen und für Warmwasser ein relevanter Emittent von 

Treibhausgasen ist. Daher sollen nachfolgend energetische Auffälligkeiten bei einzelnen 

kommunalen Liegenschaften analysiert werden. Zunächst wurde anhand von realen 

Verbrauchsdaten der relative Wärmenergieverbrauch nach Flächeneinheit (in kWh je m2 und 

Jahr) errechnet.24 Anschließend wurden die untersuchten Liegenschaften gemäß der 

ĂBekanntmachung der Regeln f¿r Energieverbrauchswerte und der Vergleichswerte im 

Nichtwohngebªudebestandñ25 verschiedenen Gebäudekategorien zugeordnet (z.B. 

Verwaltungsgebäude). Für jede Gebäudekategorie sind hier Vergleichswerte für den 

Wärmeenergieverbrauch hinterlegt. Durch den Vergleich der realen Verbrauchsdaten der 

jeweiligen Liegenschaft mit den Referenzwerten der Gebäudekategorie lässt sich die 

prozentuale Abweichung berechnen. Eine hohe prozentuale Abweichung markiert einen 

überdurchschnittlich hohen flächenbezogenen Wärmeenergieverbrauch und umgekehrt. 

Abbildung 6 veranschaulicht, welche kommunalen Liegenschaften im Amt Kellinghusen einen 

überdurchschnittlich hohen flächenbezogenen Wärmeenergieverbrauch haben und daher 

energetisch auffällig sind. Die x-Achse beschreibt die prozentuale Abweichung vom 

Wärmereferenzenergiekennwert, die y-Achse beschreibt die Gebäudegrundfläche. Das 

Koordinatensystem lässt sich nun in vier Quadranten mit verschiedenen Merkmalen aufteilen. 

Flächenmäßig große Liegenschaften mit einer hohen Abweichung vom Vergleichswert 

befinden sich I. Quadrant. Hierzu gehören die Liegenschaften der Gebäudekategorie 

ĂSchuleñ, wie z.B. die Grundschulen in Kellinghusen sowie Brokstedt. Flächenmäßig kleinere 

Liegenschaften (z.B. das Feuerwehrhaus in Rosdorf) mit hohen Abweichungen vom 

Vergleichswert zeigt der IV. Quadrant. Um eine Einordnung der Gebäudegröße zu 

ermöglichen, wurde eine Grundflächen-Schwelle von 1.000 m2 angesetzt. Oberhalb der 

Schwelle von 1.000 m2 ist aufgrund der flächenmäßigen Größe der Liegenschaft (z.B. Schule) 

ein großes Effizienzsteigerungs- und Einsparpotenzial zu vermuten.  Das bedeutet, dass der 

energetische Zustand dieser Liegenschaften bevorzugt untersucht werden sollte. Ob ein 

erhöhter Energieverbrauch tatsächlich auf die Bausubstanz oder nutzungsbedingte Ursachen 

zurückzuführen ist, lässt sich an dieser Stelle jedoch nicht klar differenzieren. 

Die Berechnung der prozentualen Abweichung ist lediglich als Annäherung auf Grundlage der 

zur Verfügung stehen realen Verbrauchsdaten (nicht-witterungsbereinigt) zu verstehen. 

Aufgrund einer besseren Vergleichbarkeit wurde auf den veralteten Index der 

Energieverbrauchskennwerte von 2015 zurückgegriffen.  

Zugunsten einer besseren Übersicht und aufgrund der Datenverfügbarkeit sind nur 

ausgewählte kommunale Liegenschaften dargestellt. 

 
23 ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung GmbH (2023): Ortsentwicklungskonzept 
für die Gemeinde Quarnstedt 
24 Bei der Auswertung der (nicht witterungsbereinigten) Energieverbräuche zeigten sich in einzelnen Bereichen 
Datenlücken auf, die derzeit einer präzisen Bewertung der Energieeffizienz einzelner Liegenschaften 
entgegenstehen 
25 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie sowie Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
(2015): Bekanntmachung der Regeln für Energieverbrauchswerte und der Vergleichswerte im 
Nichtwohngebäudebestand. Online unter: https://www.bbsr-
geg.bund.de/GEGPortal/DE/ErgaenzendeRegelungen/Bekanntmachungen/Verbrauchsausweise/Download/NWG
EnergieverbrauchswerteGEG.pdf?__blob=publicationFile&v=2 
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Abbildung 6: Analyse des Wärmeenergieverbrauchs ausgewählter kommunaler Liegenschaften (gemittelter 
Wärmeenergieverbrauch der Jahre 2021 ï 2023, Quelle: Eigene Darstellung) 

 

Neben größeren Sanierungsprojekten und Investitionen in die Gebäudehülle bieten zahlreiche 

kleine, gezielte Maßnahmen die Möglichkeit, den Wärmeenergieverbrauch in den 

kommunalen Liegenschaften effektiv zu senken. Dazu zählen beispielsweise die 

Steuerungsoptimierung von Heizungs- und Lüftungsanlagen bei Überschreitung von 

Benchmarks (z.B. hydraulischer Abgleich), das regelmäßige Entlüften von Heizkörpern oder 

die Erneuerung von Tür- und Fensterdichtungen. Gemäß den Aussagen im Energetischen 

Quartierskonzept der Gemeinde Poyenberg lassen sich Einsparungen in Höhe von 15 ï 30 % 

erzielen. Auch die systematische Schulung der für die Betreuung der Liegenschaft 

verantwortlichen Personen (meist das Hausmeisterpersonal) im Umgang mit der 

Heizungstechnik kann dazu beitragen, Einsparpotenziale auszuschöpfen. Nicht nur beim 

Wärmeenergieverbrauch, sondern auch beim Stromverbrauch in den kommunalen 

Liegenschaften ergeben sich Einsparpotenziale, etwa durch den Einsatz energiesparender 

Beleuchtung. Die Gemeinde Brokstedt beispielsweise hat bereits 2023 ihre kommunalen 

Liegenschaften auf LED-Beleuchtung umgestellt. Der Einsatz von energieeffizienten 

elektrischen Geräten kann weitere Stromeinsparungen bewirken. In der Amtsverwaltung 

Kellinghusen werden je nach technologischen Anforderungen beispielsweise IT-Geräte mit 

dem Energy Star beschafft. Der Einsatz von energieeffizienten Geräten kann durch 

Anpassungen in den Beschaffungsvorgaben beeinflusst werden (siehe Kapitel 4.1.4.). Wie 

oben erwähnt, kann auch das Verhalten der Gebäudenutzenden (u.a. Mitarbeitende in 

Verwaltung sowie Versorgungsbetrieben, Lehrpersonal und Schüler*innen) einen Effekt auf 

den Stromverbrauch hervorrufen. Das Klimaschutzmanagement sollte hier mit 

Sensibilisierungs- und Informationskampagnen auf verhaltensbedingte 

Energieeinsparpotenziale einwirken.  

I 

III IV 

II 

https://www.nachhaltigesbauen.de/fileadmin/pdf/Leitfaden_2019/BBSR_LFNB_D_190125.pdf
https://www.nachhaltigesbauen.de/fileadmin/pdf/Leitfaden_2019/BBSR_LFNB_D_190125.pdf
https://www.nachhaltigesbauen.de/fileadmin/pdf/Leitfaden_2019/BBSR_LFNB_D_190125.pdf
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Um die Effekte von Effizienzmaßnahmen und Verhaltensänderungen langfristig bewerten zu 

können, müssen die Energieverbräuche regelmäßig erfasst und dokumentiert werden. Hier 

bietet der Aufbau eines umfassenden Energiecontrollings ein großes Potenzial. Durch die 

kontinuierliche Erfassung und Auswertung belastbarer Verbrauchsdaten können Mängel bei 

der Betriebsführung aufgezeigt und die Bewirtschaftungsprozesse des Gebäudes verbessert 

werden. Zur Messbarkeit von Fortschritten bei Energieeffizienzmaßnahmen empfiehlt der 

Leitfaden Nachhaltiges Bauen26 ein Kontrollintervall von nicht mehr als drei Monaten. Der 

Zielkonflikt zwischen der Kürzung von Finanzmitteln bei gleichzeitiger Steigerung der 

gesetzlichen und gesellschaftlichen Anforderungen an die verwalteten Liegenschaften 

unterstreicht die Bedeutung eines datenbasierten Energiemanagements, das es ermöglicht, 

begrenzte Ressourcen strategisch und wirksam einzusetzen. So entsteht langfristig eine 

solide Grundlage für ein effektives Gebäudemanagement im Amt Kellinghusen. 

Potenziale für Erneuerbare Energien 

Neben der Steigerung der Energieeffizienz empfiehlt sich eine klimafreundliche Ausrichtung 

der Energieversorgung kommunaler Liegenschaften im Amt Kellinghusen. Durch den 

verstärkten Einsatz erneuerbarer Energien bei der Strom- und Wärmebereitstellung können 

die Kommunen ihre Energiekosten langfristig senken und ihre Energieautonomie erhöhen. 

Derzeit wird der Großteil der kommunalen Liegenschaften mit Erdgas beheizt. Beim 

Familienzentrum in Kellinghusen sowie der Gemeindebücherei und dem Schulkomplex an der 

Finnischen Allee in Hohenlockstedt besteht ein Anschluss an ein Wärmenetz (vgl. Kapitel 

4.2.1.). Vereinzelt kommen Heizöl und Pellets zur Gebäudebeheizung zum Einsatz. Für einen 

treibhausgasneutralen öffentlichen Gebäudebestand ist die Wärmeversorgung bei allen 

Liegenschaften unter Beachtung des Lebenszyklus der Heizsysteme bis 2040 auf 

erneuerbare Alternativen umzustellen. Vor allem die Feuerwehren stehen bei den 

amtszugehörigen Gemeinden derzeit im Fokus der Umstellung. So hat Hohenlockstedt bereits 

auf eine Wärmepumpe umgestellt, Quarnstedt auf eine Holzpelletsheizung, Lockstedt plant 

für die Feuerwehr derzeit den Einsatz einer Wärmepumpe ab 2026 und in Poyenberg soll die 

Feuerwehr an das Wärmenetz angeschlossen werden. In Kapitel 4.2.1. werden die 

Technologien und erneuerbaren Potenziale beleuchtet, die im Amt Kellinghusen für die 

zukünftige Wärmeversorgung bestehen. Sie sollten bei weiteren Planungen an den 

Liegenschaften berücksichtigt werden.  

Das Land Schleswig-Holstein verfolgt mit der im Januar 2024 verabschiedeten ñStrategie 

Photovoltaik-Anlagen auf Landesliegenschaftenò das Ziel, das PV-Potenzial von 

Landesliegenschaften zu steigern. Ausgehend von einer Vorbildfunktion von Gebäuden und 

Liegenschaften des Landes soll die Nutzung von Photovoltaik bei den Landesliegenschaften 

sowohl bei Neu- und Sanierungsvorhaben als auch im Bestand zum Standard werden.27 Die 

Nutzung von PV-Anlagen auf kommunalen Dächern bietet den Kommunen im Amt 

Kellinghusen ein großes Potenzial, ihren Eigenstrombedarf durch erneuerbare Energien zu 

decken. Öffentliche Gebäude verfügen oft über ungenutzte Dachflächen, die sich für die 

Stromerzeugung aus Sonnenenergie eignen. Die Investitionskosten für PV-Anlagen werden 

durch die Einsparungen bei den laufenden Strom- und Betriebskosten sowie mögliche 

Einspeiseerlöse meist innerhalb weniger Jahre amortisiert. Darüber hinaus setzen PV-

Anlagen auf kommunalen Dächern ein sichtbares Zeichen für die Energiewende vor Ort. Im 

 
26 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (2019): Leitfaden Nachhaltiges Bauen. Zukunftsfähiges 

Planen, Bauen und Betreiben von Gebäuden 
27 Strategie Photovoltaik-Anlagen auf Landesliegenschaften vom 17.01.2024, https://www.schleswig-
holstein.de/DE/fachinhalte/P/Photovoltaik_Landesliegenschaften/PV_StrategieLandesliegenschaften.pdf?__blob
=publicationFile&v=1 sowie Drucksache 20/3736 vom 04.11.2025 
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/03700/drucksache-20-03736.pdf 
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Amtsgebiet wurden bereits erste Schritte diesbezüglich eingeleitet. So hat der Bau- und 

Umweltausschuss in Hohenlockstedt im März 2023 einen Grundsatzbeschluss zur Errichtung 

von PV-Anlagen auf gemeindeeigenen Liegenschaften gefasst. Die Überprüfung ist 

abgeschlossen und nach dem aktuellen Stand der Ergebnisse wäre eine PV-Aufdachanlage 

lediglich für das Feuerwehrgerätehaus wirtschaftlich sinnvoll. Auch in den Quartierskonzepten 

sind Maßnahmen zur Nutzung von Solarenergie vorgesehen: In Fitzbek ist eine PV-

Aufdachanlage für das Feuerwehrhaus geplant28, während in Sarlhusen das Dach des 

Feuerwehrhauses ĂOle Schoolñ und eine gemeindeeigene Freifläche für den PV-Ausbau 

identifiziert wurden29. In der Gemeinde Hennstedt werden PV-Anlagen auf dem Dörpshus, der 

Turnhalle sowie der Grundschule geprüft30. Darüber hinaus wurde gemäß 

Ortsentwicklungskonzept die Errichtung eines Batteriehauses in der Gemeinde Hennstedt 

zum Speichern von Solarenergie vorgebracht. Auf der Kläranlage in Hennstedt, der 

Grundschule Brokstedt und dem Feuerwehrgerätehaus Lockstedt befinden sich bereits 

Solaranlagen. Als Best-Practice-Beispiel für eine autarke Stromversorgung sei an dieser 

Stelle das ñDºrpshusò Quarnstedt genannt. Eine PV-Anlage auf dem Dach des örtlichen 

Dorfhauses soll die Liegenschaft mit Strom für den Eigenbetrieb versorgen. In Kombination 

mit einer Speicherlösung ist ebenso eine Versorgung von Wallboxen am Dorfhaus sowie der 

Straßenbeleuchtung in der Gemeinde vorgesehen. In Ergänzung ist darüber hinaus ein 

Anschluss des Freibades vorgesehen, deren Umwälzpumpen während der sommerlichen 

Öffnungszeiten durch den besonders in den Sommermonaten anfallenden PV-Strom versorgt 

werden können. 

Im Rahmen des Klimaschutzkonzepts wurde eine grobe Einschätzung des theoretisch 

realisierbaren PV-Potenzials auf kommunalen Dächern vorgenommen (siehe Tabelle 3). 

Hierbei wurden Liegenschaften, die starke Verschattungen oder ungünstige Dachformen 

aufweisen oder für die bereits eine PV-Anlage installiert wurde, nicht berücksichtigt. Ebenso 

unberücksichtigt blieben Liegenschaften, deren Dächer nach einer technischen Untersuchung 

nicht für PV ausgelegt sind (z.B. Bauhof Kellinghusen). Für die weiteren Dächer wurde die 

Grundfläche der Gebäude mit verschiedenen Faktoren (110 W/m² für Flachdächer, 63 W/m² 

bei Südausrichtung und 125 W/m² bei Ost-West-Ausrichtung) verrechnet und mit einem 

Abschlag von 30 % versehen, der Aspekte wie Verschattung und notwendige Abstände zum 

Dachrand berücksichtigen soll. Unter diesen Annahmen ergibt sich ein Potenzial von 

insgesamt ca. 2,6 MWp Leistung, was einer ungefähren jährlichen PV-Stromerzeugung von 

2,3 GWh entspricht. Hohe Potenziale entfallen insbesondere auf die verschiedenen Schulen 

sowie das Bürgerhaus in Brokstedt. Für die Wirtschaftlichkeit ist entscheidend, wie viel des 

Stroms selbst genutzt werden kann. Daher ist das in der Tabelle aufgeführte Potenzial für die 

Feuerwache in Kellinghusen vermutlich nicht wirtschaftlich zu erschließen, während bei 

Schulen und Sporthallen höhere Eigenstromquoten erreicht werden. Die wirtschaftliche 

Auslegung unter Optimierung des Eigenstromanteils sowie weitere Aspekte wie die Dachstatik 

und ungünstige Dach-Ausrichtungen können zu einer deutlichen Reduktion dieses Potenzials 

führen.  

  

 
28 EcoWert 360°GmbH (2024): Abschlussbericht zur Erstellung eines integrierten Quartierskonzeptes Fitzbek 
29 EcoWert 360°GmbH (2024): Abschlussbericht zur Erstellung eines integrierten Quartierskonzeptes Sarlhusen 
30 M+T Markt und Trend GmbH und BCS STADT + REGION (2022): Ortsentwicklungskonzept für die Gemeinde 

Hennstedt 
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Tabelle 3: PV-Potenziale auf Dächern oder Betriebsflächen von ausgewählten Liegenschaften im Amt Kellinghusen 
(* = PV-Anlage in Planung, ** = PV-Anlage auf Teilgebäudeneubau in Planung,  
Stand Mai 2026, Quelle: Averdung Ingenieure und Berater GmbH) 

Nr. Liegenschaft  Gemeinde  Installierbare PV -

Leistung [kW]  

Potenzieller  

Stromertrag [kWh]  

1 Grundschule Kellinghusen 191      171.900  

2 Bürgerhaus  Brokstedt 119      107.100  

3 Feuerwache Kellinghusen 107        96.300  

4 Amtsverwaltung Kellinghusen* Kellinghusen 99        89.100  

5 Grundschule** Wrist 69        62.100  

6 Klärwerk* Kellinghusen 50        45.000  

7 KiTa Stechelsweg Kellinghusen 42        37.800 

 

Neben der selbstständigen Installation einer PV-Anlage und der Eigenstromnutzung kann sich 

die Verpachtung von gemeindlichen Dachflächen anbieten, zum Beispiel an 

Bürgerenergiegemeinschaften. Hier profitiert die Gemeinde von einer nachhaltigen Nutzung 

ihrer Dachflächen, ohne selbst Investitions- oder Wartungskosten tragen zu müssen. 

Regionale Wertschöpfung und Akzeptanz können durch die aktive Beteiligung der 

Bürger*innen gestärkt werden. Außerdem sichern regelmäßige Pachteinnahmen zusätzliche 

Einnahmen bei geringem Verwaltungsaufwand. Dafür gibt die Gemeinde jedoch die direkte 

Kontrolle über die Anlage und deren Stromnutzung ab und die Abstimmung 

Bürgerenergiegenossenschaften können administrativ aufwändig sein. 

 

 

Obwohl die kommunalen Liegenschaften mit rund 3.700 t CO2 einen geringen Anteil 

an den Gesamtemissionen haben, kann hier eine direkte Einflussnahme auf die 

Reduzierung der Treibhausgasemissionen erfolgen. Durch umfassende 

Gebäudemodernisierungen und den Umstieg auf erneuerbare Energien ï vor allem 

bei der Gebäudebeheizung ï lässt sich basierend auf Beispielen anderer Kommunen 

und prognostizierter Entwicklungen eine Treibhausgaseinsparung von 50-80 % 

annehmen. 

 

4.1.2. STRASSENBELEUCHTUNG  

Die Umstellung auf eine energieeffiziente LED-Straßenbeleuchtung senkt den 

Energieverbrauch um bis zu 70 %. Durch den Einsatz von dimmbaren LEDs, 

Bewegungsmeldern und zentral gesteuerten Beleuchtungssystemen können Lichtbedarfe 

situationsabhängig angepasst und Energieeinsparungen zusätzlich gesteigert werden. Auch 

die Optimierung der Lichtplanung, etwa durch bedarfsorientierte Helligkeit und gezielte 

Ausrichtung der Leuchten, trägt dazu bei, Energieverbrauch, Kosten und Lichtverschmutzung 

zu minimieren. 

Im Amtsgebiet wurden bereits erste Maßnahmen zur Modernisierung der Beleuchtung 

umgesetzt. In fast der Hälfte der Gemeinden (Brokstedt, Fitzbek, Hohenlockstedt, 

Kellinghusen, Lockstedt, Oeschebüttel, Rade, Rosdorf, Poyenberg und Willenscharen) wurde 

die Straßenbeleuchtung in den letzten Jahren weitestgehend auf LED umgerüstet. Die 

Gemeinde Mühlenbarbek hat rund die Hälfte der Straßenbeleuchtung auf intelligente, 

miteinander vernetzte Leuchten umgestellt, die ab 21 Uhr auf 20 % Lichtleistung 
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herunterfahren und diese bei Bedarf erhöhen. In den Gemeinden Quarnstedt, Sarlhusen 

sowie Störkathen erfolgt eine kontinuierliche Umrüstung der Straßenlaternen auf LED - rund 

die Hälfte der Leuchten wurde hier bereits umgerüstet. In der Gemeinde Wrist wurden bisher 

einzelne Straßenzüge auf LED umgestellt und die Gemeinde Wulfsmoor tauscht nach einem 

Schadensfall im Bestand aus. 

Da die Umstellung eine langfristige Investition für die Gemeinden darstellt, bietet sich eine 

Kombination mit weiteren Diensten wie Elektromobilität oder Verkehrsüberwachung und 

Verkehrssteuerung an. Eine weitere Möglichkeit besteht in der Integration von Photovoltaik-

Leuchten oder hybriden Systemen, die Strom teilweise selbst erzeugen. Im 

Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Quarnstedt wird die Nutzung von PV-generiertem 

Strom auf dem Dörpshus für die Straßenbeleuchtung ebenfalls bereits vorgeschlagen.  

 

 

Die Straßenbeleuchtung ist in den amtszugehörigen Gemeinden bereits weitgehend 

auf Energieeffizienz ausgerichtet. Das verbleibende Einsparpotenzial ist 

entsprechend gering und liegt vor allem in der weiteren Optimierung des Betriebs, 

im sukzessiven Austausch verbliebener Altanlagen und im Umstieg auf erneuerbare 

Energien zur Stromversorgung der Straßenbeleuchtung. 

 

4.1.3.  FUHRPARK & MOBILITÄT DER MITARBEITENDEN 

Die Optimierung von Fahrzeugnutzung, Antriebsarten und Mobilitätsangeboten ist ein 

zentraler Hebel, um Emissionen in der kommunalen Fuhrparkflotte31 zu reduzieren und eine 

Vorbildrolle im Klimaschutz einzunehmen. Die Amtsverwaltung Kellinghusen verfügt über zwei 

elektrisch betriebene Dienstfahrzeuge samt E-Ladesäuleninfrastruktur auf den 

bereitgestellten Dienstfahrzeugparkplätzen. Der angegliederte Bauhof in Kellinghusen verfügt 

über zwei weitere E-Fahrzeuge und das Wasserwerk nutzt ebenfalls ein E-Fahrzeug. Der 

Grad der Elektrifizierung der gesamten kommunalen Fuhrparkflotte beträgt damit 23 % (Stand 

15.05.2026). Dieser Anteil sollte zukünftig - orientiert am Lebenszyklus der Fahrzeuge und in 

Verbindung mit einer bedarfsgerechten Ladeinfrastruktur - gesteigert werden. Die elektrisch 

betriebenen Dienstfahrzeuge der Amtsverwaltung Kellinghusen stehen allen Mitarbeitenden 

während der Dienstzeit zur flexiblen Nutzung zur Verfügung. Durch dieses gemeinschaftliche 

Nutzungskonzept kann auf individuelle Fahrzeuganschaffungen weitgehend verzichtet 

werden, was Investitions- und laufende Betriebskosten reduziert. Gleichzeitig verbessert die 

gemeinsame Nutzung die Auslastung der vorhandenen Flotte, da die Fahrzeuge 

bedarfsorientiert eingesetzt und Leerstände minimiert werden. 

Die Lage der Amtsverwaltung im ländlichen Raum erschwert die Nutzung des öffentlichen 

Personennahverkehrs (ÖPNV) für Arbeitswege bzw. Dienstfahrten. Wie in vergleichbaren 

ländlichen Regionen in Schleswig-Holstein werden Arbeitswege überwiegend mit dem 

eigenen Personenkraftwagen (Pkw) zurückgelegt. Dies bestätigt eine Befragung der 

Mitarbeitenden der Amtsverwaltung, die im Dezember 2025 durch das 

Klimaschutzmanagement durchgeführt wurde. Demnach ist der Pkw das meistgenutzte 

Verkehrsmittel der Beschäftigten auf dem Weg zur Arbeit. Ein Umstieg auf ÖPNV-Angebote 

ï im Amt Kellinghusen vornehmlich der Busverkehr - würde laut Umfrage nur in Frage 

kommen, wenn es eine bessere Taktung der Buslinien sowie mehr Direktverbindungen gäbe. 

Auch wenn derzeit kein Jobticket oder ÖPNV-Zuschuss zur Verfügung steht, bleibt die 

 
31 bezieht sich auf Verwaltung, kommunale Betriebe sowie Fahrzeuge im Besitz der Gemeinden 
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Förderung klimafreundlicher Pendelwege ein Ansatzpunkt für eine nachhaltige 

Mitarbeitendenmobilität. Es ist daher weiterhin zu prüfen, inwieweit entsprechende Anreize 

geschaffen werden können, um den ÖPNV attraktiver zu machen. Das Fahrrad ist laut 

Umfrageergebnis nur für einige Beschäftigte ein bewährtes Verkehrsmittel. Als 

ausschlaggebende Gründe gegen eine Nutzung werden Termine im Anschluss an die Arbeit 

sowie die Entfernung zwischen Wohn- und Arbeitsort genannt. Einen Anreiz für den Umstieg 

auf das Fahrrad bietet das Fahrradleasing (Jobrad), welches in der Amtsverwaltung bereits 

genutzt werden kann. Die bisherigen Fahrradabstellmöglichkeiten an den 

Verwaltungsgebäuden in Kellinghusen sowie in Hohenlockstedt sind als ausreichend zu 

bewerten und daher keine ausschlaggebenden Gründe gegen die Nutzung des Fahrrades. 

Positiv zu bewerten ist, dass rund 40% der befragten Mitarbeitenden der Amtsverwaltung 

tendenziell ein Dienstfahrrad für Dienstwege bis max. 10 km nutzen würden. 

 

 

Der eigene Fuhrpark und das Mobilitätsverhalten der Mitarbeitenden haben einen 

direkten Einfluss auf die Treibhausgasemissionen der Verwaltung. Während 

konventionell betriebene Dienstfahrzeuge zu den verkehrsbedingten Emissionen 

beitragen, entstehen auch durch tägliche Pendelwege erhebliche indirekte Emissionen. 

Eine bewusste Steuerung, etwa durch den Ausbau emissionsarmer Antriebe, eine 

effizientere Fahrzeugnutzung sowie die Förderung klimafreundlicher Mobilitätsformen wie 

ÖPNV und Fahrrad, trägt dazu bei, die verkehrsbezogenen Treibhausgasemissionen der 

Verwaltung messbar zu reduzieren. 

 

4.1.4. BESCHAFFUNG, IT & ABFALL  

Klimaschutz in der öffentlichen Verwaltung umfasst neben den großen Handlungsoptionen im 

Energie- und Mobilitätsbereich auch Querschnittsbereiche wie die umweltgerechte 

Beschaffung, ein effizientes Abfallmanagement und den verantwortungsvollen Umgang mit 

Wasser. Durch die konsequente Integration nachhaltiger Kriterien und Verhaltensweisen in 

diesen Bereichen kann die Amtsverwaltung ihre Vorbildfunktion wahrnehmen, Ressourcen 

schonen und einen messbaren Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen leisten. 

Beschaffung 

Bei der Beschaffung sollte nicht nur der Klimaschutz beachtet werden, weil auch soziale und 

wirtschaftliche Aspekte für eine ganzheitliche Entscheidung wichtig sind. Dies umfasst: 

¶ die Nutzung von umweltfreundlichen Materialien, die recycelbar, biologisch 

abbaubar oder ressourcenschonend sind 

¶ die Auswahl von Lieferanten und Dienstleistungsunternehmen, die faire 

Arbeitsbedingungen gewährleisten 

¶ die Beschaffung von Produkten mit hoher Energieeffizienz 

¶ die Förderung von qualitativ hochwertigen und langlebigen Produkten, die repariert 

oder recycelt werden können. 

Zudem sollte hier der Suffizienz-Gedanke greifen, also der Bedarf bewusst hinterfragt und nur 

das beschafft werden, was tatsächlich benötigt wird. Die gezielte Reduzierung von Mengen, 

der Verzicht auf überflüssige Produkte und die Priorisierung langlebiger, reparierbarer oder 

mehrfach nutzbarer Güter fördern die Kosteneffizienz und die Umsetzung des Klimaziels. 
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In Bezug auf eine mögliche Treibhausgaseinsparung unterstützt eine nachhaltige 

Beschaffung die Reduktion von Emissionen aus eigenen Quellen, indem 

ressourcenschonende Betriebsmittel bevorzugt werden. Der größte Hebel bietet sich jedoch 

im Bereich der indirekten Emissionen, die außerhalb der eigenen Verwaltung entstehen, aber 

durch deren Aktivitäten verursacht werden. Um diese Emissionen zu messen, müssen 

Informationen unter anderem über die Mengen eingekaufter Materialien, die Transportdaten 

und die Abfallmengen vorliegen. Dies stellt einen aufwendigen Prozess dar, der in der 

Amtsverwaltung Kellinghusen bisher nicht vollständig umgesetzt wird. 

Zur Ermittlung der Potenziale bei der nachhaltigen Beschaffung wurde daher eine qualitative 

Umfrage in den verschiedenen Fachämtern durchgeführt, deren Ergebnisse im Folgenden 

zusammengefasst werden: 

¶ Keine zentrale Beschaffung für gemeindliche Einrichtungen 

¶ Hauptamt:  gebündelte Beschaffung nach Ermittlung des jährlichen Bedarfes; 

spontane Tätigung bei Sonderbestellungen; Rahmenvertrag mit GMSH (z.B. für 

Kopiergeräte) 

¶ Amt für Bildung und Kultur: eigenständige und anlassbezogene Beschaffung durch 

Schulen und Außenstellen (z.B. Bekleidung, Haushaltsbedarf, Sportartikel); 

oberhalb des Schwellenwertes für Direktvergabe erfolgt Zusammenarbeit mit 

Amtsverwaltung; Rahmenvertrag mit GMSH für Schulmöbel 

¶ Liegenschaftsamt: Beschaffung von elektrischer Energie, Pellets, 

Reinigungsmitteln; Vergabe von Reinigungsdienstleistungen 

Während bei größeren Beschaffungen im Hauptamt eine Zahlung von Mindestlöhnen durch 

die beauftragten Firmen bestätigt werden muss, werden im Amt für Bildung und Kultur für 

Büromaterialien bestimmte Nachhaltigkeitskriterien berücksichtigt. Weiterhin wird bei 

Haushaltsgeräten auf energieeffiziente Typen geachtet. Ein besonderer Wert wird auf 

ökologische Kriterien bei Papierprodukten und Reinigungsmitteln gelegt. So soll durch den 

Nachweis über PEFC, FSC oder vergleichbarer Zertifikate eine legale und nachhaltige 

Waldbewirtschaftung sichergestellt werden. Grundsätzliche Vorgaben zum Papiersparen gibt 

es nicht, wobei eine zunehmende Digitalisierung bereits diesem Ziel zuträglich ist. Aktive 

Maßnahmen zur Sensibilisierung der Mitarbeitenden für das Papiersparen können 

unterstützend wirken.  Bei der Beschaffung von Getränken und Lebensmitteln für 

Mitarbeitende sowie für Veranstaltungen werden bislang nur in begrenztem Umfang 

Nachhaltigkeitsaspekte berücksichtigt. Getränke werden überwiegend in Glasflaschen 

bereitgestellt, wobei bewusst kleinere Flaschengrößen gewählt werden. Dies hat den Vorteil, 

dass eine geringere Menge an angebrochenen Flaschen anfällt. Der Bezug erfolgt über einen 

lokalen Getränkehandel, wodurch kurze Transportwege gewährleistet sind. Entscheidendes 

Kriterium bei der Auswahl der Produkte ist jedoch der Preis. Positiv hervorzuheben ist, dass 

das angebotene Mineralwasser in Schleswig-Holstein abgefüllt wird. 

Nachhaltige Beschaffung wird häufig nur zögerlich umgesetzt, da oft das Wissen über 

nachhaltige Alternativprodukte fehlt, eine finanzielle Mehrbelastung befürchtet wird und 

bestehende Gewohnheiten sowie etablierte Strukturen eine Veränderung erschweren. So 

wurde in der Umfrage deutlich, dass sich einzelne Verwaltungseinheiten im Amt Kellinghusen 

Schulungsangebote rund um das Thema wünschen. Um eine nachhaltige Beschaffung in der 

Amtsverwaltung Kellinghusen anzustoßen und den genannten Herausforderungen zu 

begegnen, bietet sich eine Zusammenarbeit mit dem Kompetenzzentrum für nachhaltige 

Beschaffung und Vergabe (KNBV) Schleswig-Holstein an. Im Ergebnis wäre ein Leitfaden zur 

nachhaltigen Beschaffung sinnvoll, der zukünftig in allen Verwaltungseinheiten und 

gemeindlichen Einrichtungen Anwendung findet. 
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IT 

Die IT-Infrastruktur besteht aus einem zentralen Server sowie vier im 

Amtsverwaltungsgebäude eingesetzten Multifunktionsgeräten (Drucker/Kopierer). Die 

Arbeitsplätze der Mitarbeitenden sind überwiegend einheitlich ausgestattet: Pro Arbeitsplatz 

werden zwei Bildschirme genutzt, die entweder an ein Notebook oder an einen ĂThink Clientñ 

angeschlossen werden können. Ein vollständiges Abschalten der Geräte ist jedoch erschwert, 

da keine Kippschalter vorhanden sind und daher die Geräte meist nur in den Stand-by-Modus 

versetzt werden können. Eine systematische Berücksichtigung besonders energieeffizienter 

IT-Lösungen ist empfehlenswert. Ein großes Energieeinsparpotenzial im IT-Bereich liegt 

oftmals im energieeffizienten Betrieb der Klimatisierung von Serverräumen. Klimatisierte 

Serverräume sind oft zu stark gekühlt und verursachen hohe Energieverbräuche. Das 

Umweltbundesamt hat Handlungsansätze zu Energieeinsparungen herausgearbeitet. 32 

Abfall 

Der beste Abfall ist derjenige, der gar nicht erst entsteht, sodass die Abfallvermeidung an 

erster Stelle der Abfallwirtschaft steht. Bei dem Abfall, der trotzdem entsteht, ist ein 

durchdachtes Abfalltrennsystem essenziell. In der Amtsverwaltung wird der Abfall derzeit 

bereits getrennt nach Kunststoffen, Papier und Bioabfällen gesammelt. Klare Leitlinien zur 

Abfallvermeidung und -trennung könnten im Leitfaden zur nachhaltigen Beschaffung 

aufgenommen werden. 

Weiteres Potenzial zur Reduzierung des Abfallaufkommens bietet der Einwegkunststofffonds. 

Er verpflichtet Hersteller bestimmter Einwegkunststoffprodukte dazu, eine Abgabe zu zahlen, 

die die bislang von Kommunen getragenen Kosten für Sammlung, Entsorgung und Reinigung 

des öffentlichen Raums mitfinanziert. Damit schafft der Fonds einen finanziellen Ausgleich 

und setzt die EUȤVorgaben zur erweiterten Herstellerverantwortung um. Im Amt Kellinghusen 

beteiligen sich derzeit die Stadt Kellinghusen sowie die Gemeinde Brokstedt am 

Einwegkunststofffonds (Stand: 31.03.2026). Die Gemeinde Hohenlockstedt wird sich im Jahr 

2026 für die Teilnahme anmelden. 

Die Digitalisierung verwaltungsinterner Prozesse kann effektiv zur Abfallvermeidung 

beitragen, da papierbasierte Abläufe, Ausdrucke und physische Archivierung deutlich 

reduziert werden können. Durch digitale Aktenführung, elektronische Kommunikation und 

automatisierte Workflows kann mit einer Reduzierung von Papierressourcen einhergehen, 

wodurch Entsorgungsaufwände verringert werden. Das Amt Kellinghusen hat mit der 

Einf¿hrung des ĂDigitalen Anordnungsworkflowsñ sowie mit der Mºglichkeit einer Online-

Antragstellung (z.B. Gewerbeanmeldung, Hundeanmeldung) bereits erste Schritte eingeleitet. 

Eine quantitative Erfassung des tatsächlich eingesparten Papiermaterials liegt nicht vor. 

Gemäß einer internen Befragung musste jedoch weniger Papier nachbestellt werden. 

 

 

Beim Ressourcenverbrauch spart vorrangig eine suffiziente Herangehensweise, also 

wenn der Bedarf bewusst hinterfragt wird, Treibhausgasemissionen ein. Sofern alle 

eingesetzten Materialien und Geräte in der Amtsverwaltung recycelbar, biologisch 

abbaubar und ressourcenschonend sind, lassen sich zusätzlich indirekte Emissionen 

bei der Produktion und Verwertung einsparen. Um diese Emissionseinsparung für 

die Amtsverwaltung zu messen, ist die systematische Informationserhebung zu 

eingekauften Materialmengen, Transportdaten und Abfallmengen erforderlich.  

 
32 Umweltbundesamt (2014): Energieeffiziente IKT in der Praxis. Online unter https://www.digitale-
technologien.de/DT/Redaktion/DE/Downloads/it2green-leitfaden.pdf?__blob=publicationFile&v=1 
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4.1.5. ZUSAMMENFASSUNG DER POTENZIALE 

Die kommunalen Einrichtungen im Amt Kellinghusen verursachen mit rund 3.700 t COϜ einen 

geringen Anteil an den Gesamtemissionen, dennoch besteht hier die direkte 

Einflussmöglichkeit, Treibhausgasemissionen wirksam zu reduzieren. Die Analyse der 

Verbrauchsdaten der kommunalen Liegenschaften mithilfe des Vier-Quadranten-Modells 

zeigt, dass insbesondere flächenmäßig große Gebäude mit hohem spezifischem 

Wärmenergieverbrauch ï vor allem Schulen ï ein überdurchschnittliches 

Energieeinsparpotenzial aufweisen. Neben baulichen Maßnahmen können betriebliche 

Optimierungen und ein bewusstes Nutzerverhalten den Energieverbrauch spürbar senken. 

Ein datenbasiertes Energiemanagement unterstützt zudem dabei, Maßnahmen zu 

priorisieren, Fortschritte transparent zu verfolgen und begrenzte Ressourcen strategisch 

einzusetzen.  Da der Großteil der Liegenschaften derzeit mit Erdgas beheizt wird, ist für einen 

treibhausgasneutralen Gebäudebestand eine schrittweise Umstellung der Wärmeversorgung 

auf erneuerbare Energien bis 2040 erforderlich. Ergänzend bieten zahlreiche Dächer 

kommunaler Liegenschaften ein Potenzial für die Installation von Photovoltaikanlagen, sowohl 

zur Eigenstromnutzung als auch durch die Verpachtung der Dachflächen, etwa an 

Bürgerenergiegenossenschaften. 

Die Straßenbeleuchtung ist in den amtszugehörigen Gemeinden bereits weitgehend auf 

Energieeffizienz ausgerichtet. Das verbleibende Einsparpotenzial liegt vor allem in der 

weiteren Optimierung des Betriebs und dem sukzessiven Austausch verbliebener Altanlagen. 

Die Elektrifizierung des kommunalen Fuhrparks wird bereits vorangetrieben und sollte 

zukünftig, orientiert am Lebenszyklus der Fahrzeuge und einer bedarfsgerechten 

Ladeinfrastruktur, weiter ausgebaut werden. Da die Amtsverwaltung im ländlichen Raum liegt, 

wird der Arbeitsweg überwiegend mit dem eigenen Pkw zurückgelegt.  

Im Amt Kellinghusen erfolgt die Beschaffung bislang dezentral und nachhaltige Alternativen 

werden nachrangig berücksichtigt. Konkrete Potenziale einer nachhaltigen Beschaffung 

lassen sich langfristig nur durch eine systematische Erfassung von Materialeinsatz, 

Transportdaten und Abfallmengen zuverlässig bewerten. Da dieser Prozess jedoch sehr 

aufwendig ist, sind im Beschaffungsablauf zunächst eine suffiziente Herangehensweise, also 

das bewusste Hinterfragen, ob Materialien oder Geräte tatsächlich benötigt werden, sowie der 

Einsatz recycelbarer sowie ressourcenschonender Materialien zu verankern.  
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4.2. HANDLUNGSFELD AMTS- UND GEMEINDEENTWICKLUNG 

Gemeinden setzen Klimaschutz praktisch um, koordinieren lokale Maßnahmen und schaffen 

die Rahmenbedingungen für eine klimafreundliche Entwicklung. Schwerpunkte bilden die 

sichere und klimaschonende Energieversorgung, die Steigerung der Energieeffizienz sowie 

ein vorausschauendes Flächenmanagement. Auch die Bauleitplanung, die 

Rahmenbedingungen für eine ressourcenschonende Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung 

schafft, liegt in der Verantwortung der Gemeinden. Durch die gezielte Abstimmung dieser 

Bereiche kann dazu beitragen werden, das Klimaziel zu erreichen und die Gemeinden bei 

einer zukunftsfähigen Entwicklung zu unterstützen. 

 

4.2.1. ENERGIEVERSORGUNG 

Die Umstellung der Energieversorgung auf erneuerbare Energien stellt einen zentralen 

Bestandteil einer klimaschonenden Gemeindeentwicklung dar. Vor dem Hintergrund 

geopolitischer Zielsetzungen zur Verringerung der Abhängigkeit von fossilen Energieträgern 

sowie durch die Novellierung des EWKG im März 2025 rückt insbesondere eine 

klimafreundliche Wärmeversorgung zunehmend in den Fokus der kommunalen Planung. 

Gleichzeitig braucht es eine zuverlässige Stromversorgung, deren Bedarf zu großen Teilen 

im Amt Kellinghusen bereits heute schon aus Windkraft und Sonnenenergie gedeckt wird. 

Wärmebedarf 

Wie aus der Energiebilanz (Kapitel 2.2.) hervorgeht, werden jährlich im Amt Kellinghusen 

insgesamt bis zu ca. 60 GWh Erdgas, Heizöl, Fernwärme und weitere Energieträger für die 

Wärmebereitstellung verwendet. Diese werden vor allem in den dicht besiedelten Gebieten 

und den Industrie- und Gewerbegebieten verbraucht. Der Anteil der Wärmeversorgung an den 

gesamten CO2-Emissionen liegt bei ca. 45 %. 

Aus den Heizwärmebedarfen der einzelnen Gebäude lässt sich die Wärmedichte ermitteln 

(siehe Abbildung 7). In dicht besiedelten Gebieten ist die Wärmedichte, also der 

Heizwärmebedarf pro Fläche, grundsätzlich höher als in dünn besiedelten Gebieten. Die 

Wärmedichte ist ein Indikator dafür, ob ein Gebiet wirtschaftlich durch ein Wärmenetz versorgt 

werden kann. Ein weiterer Indikator ist die Wärmeliniendichte, die den Wärmebedarf der 

Gebäude ins Verhältnis zur Länge eines potenziellen Wärmenetzes setzt. Modellierte Daten 

zur Wärmeliniendichte sind in der folgenden Abbildung dargestellt. Die Gebiete mit erhöhter 

Wärmeliniendichte befinden sich insbesondere in den Gemeinden Kellinghusen, 

Hohenlockstedt, Brokstedt und Wrist.  
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Abbildung 7: Wärmeliniendichten über 2 MWh/m im Amt Kellinghusen (Quelle: DigitalAtlas Nord) 

Netzgebundene Wärmeversorgung  

Eine gemeinsame Wärmeversorgung mehrerer Gebäude kann die Möglichkeit einer 

kosteneffizienteren Energiebereitstellung bieten, weil eine große Wärmeerzeugungsanlage 

deutlich günstiger sein kann als viele einzelne Anlagen. Hinzu kommt, dass nicht für jeden 

Abnehmenden eines Wärmenetzes eine eigene, dezentrale Lösung gefunden werden muss. 

Bestimmte Wärmepotenziale, wie bspw. größere Abwärmequellen, können außerdem nur 

dann sinnvoll durch ein Wärmenetz erschlossen werden, wenn sich ausreichend 

Abnehmerhaushalte anschließen.  

Im Gegenzug verursachen zentrale Wärmeversorgungslösungen zusätzliche 

Investitionskosten für die Wärmeverteilung, insbesondere für die Verlegung der 

Wärmetrassen. Diese Kosten können deutlich reduziert werden, wenn die Hauptleitungen 

außerhalb von Straßenräumen und Gehwegen, beispielsweise auf privaten Flächen und in 

Grünflächen, verlegt werden können. Dennoch ist zu beachten, dass ein Trassenmeter 

Wärmenetz je nach Rahmenbedingungen deutlich über 1.000 ú an Kosten verursachen 

kann33, sodass unabhängig von einer geeigneten Wärmequelle auch eine ausreichende 

Wärmeliniendichte für die Wirtschaftlichkeit eines Wärmenetzes essenziell ist. Auch die Frage 

der Preisstabilität von Wärmepreisen ist für ein attraktives Wärmenetz entscheidend.  

HanseWerk Natur betreibt im Amt Kellinghusen drei lokale Nahwärmenetze, die allesamt 

hauptsächlich Wohnbebauungsgebiete versorgen. In Hohenlockstedt befinden sich zwei 

dieser Wªrmenetze (ĂFinnische Alleeñ und ĂEichenringñ). Im Westen der Gemeinde 

Kellinghusen betreibt HanseWerk Natur das ĂWärmenetz Hamelsbergñ. Im Umfeld der 

 
33 Beispielwerte im Technikkatalog Wärmeplanung vom BMWK und BMWSB: https://api.kww-
halle.de/fileadmin/user_upload/Technikkatalog_W%C3%A4rmeplanung_Version_1.1_August24_CC-BY.xlsx   
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Biogasanlage der Bioenergie Kellinghusen GmbH & Co. KG befindet sich ein Wärmenetz, das 

insbesondere einen Schlachtbetrieb mit Wärme versorgt34. In Poyenberg wird von der Bauern-

Energie Poyenberg GmbH & Co. KG ein Wärmenetz betrieben. Weitere Informationen zu den 

genannten Wärmenetzen finden sich im Anhang. 

Verortung von Suchräumen  

Neben der flächenbezogenen Wärmedichte gibt es in den Gemeinden teilweise größere 

Betriebe mit Wärmebedarfen ab ca. 500 MWh35, die als Ankerkunden für ein Wärmenetz und 

ggf. als Standort für Energieanlagen fungieren können. Auch Schulen und weitere größere 

kommunale Liegenschaften wie etwa Verwaltungsgebäude können für diese Zwecke gut 

geeignet sein und die Wahrscheinlichkeit zur Errichtung von Wärmenetzen erhöhen.  

Für die Gemeinden Brokstedt, Fitzbek, Hohenlockstedt, Kellinghusen, Poyenberg und 

Sarlhusen liegen Quartierskonzepte oder Wärmeplanungen vor. Auf diese Gemeinden 

entfallen ca. 77 % der Einwohner*innen im Amtsgebiet. Bezugnehmend auf Abbildung 7 liegen 

lediglich in wenigen einzelnen kleineren Straßenzügen ausreichend hohe Wärmedichten vor. 

Davon unbenommen ist, dass die gemeinsame Wärmeversorgung kleiner Cluster von 

Gebäuden sinnvoll sein kann. Dies ist gegeben, wenn Energiezentralen in kommunalen 

Gebäuden (z.B. Schuleinrichtungen) weitere Gebäude versorgen oder wenn Leitungen über 

private Grünflächen geführt werden und die kostenintensivere Verlegung innerhalb von 

Straßenräumen entfällt. Bei detaillierteren Betrachtungen in kommunalen Wärmeplänen 

können solche Mikronetzpotenziale identifiziert und konkretisiert werden. Die in den bereits 

bestehenden Konzepten ermittelten Wärmenetzpotenziale werden im Anhang stichpunktartig 

beschrieben. Für die restlichen Gemeinden sollen an dieser Stelle aufgrund der 

durchzuführenden Kommunalen Wärmeplanung keine weiteren, tiefergehenden Potenziale 

für Wärmenetze identifiziert werden. 

Wärmebereitstellung durch erneuerbare Energien 

Wärmeversorgung durch Wärmepumpe   

Unter Luftwärme wird die thermische Nutzung der Außenluft als Wärmequelle verstanden. 

Über ein Rückkühlwerk wird die Außenluft an eine Wärmepumpe geleitet, welche die 

Wärmeenergie auf das gewünschte Temperaturniveau anhebt. Je höher die 

Außenlufttemperatur, desto effizienter arbeitet die Wärmepumpe. Die Standorteignung für die 

Aufstellung von Rückkühlern und damit einhergehend auch einer Energiezentrale hängt von 

verschiedenen Faktoren wie ausreichendem Platz, Abständen zur nächsten Bebauung 

aufgrund des Lärmschutzes und der Nähe zum Wärmenetz ab. 

Die Luftwärmepumpe ist die am weitesten verbreitete Technologie zur erneuerbaren und 

brennstofffreien Wärmeversorgung von einzelnen Gebäuden. Das zeigt sich unter anderem 

darin, dass im ersten Halbjahr 2025 mehr Wärmepumpen als Gasheizungen verkauft 

wurden36. Schon seit Jahren hält sich das Gerücht, Wärmepumpen könnten in 

Bestandsgebäuden nicht eingebaut werden und funktionierten nur in Verbindung mit 

FuÇbodenheizungen. Die langjªhrige Feldstudie ĂWPsmart im Bestand: 

Wªrmepumpenfeldtestñ37 zeigt, dass Wärmepumpen zweckmäßig in den Gebäudebestand 

 
34 OCF Consulting (2025): Kommunale Wärmeplanung Kellinghusen 
35 Kennwert aus vergleichbaren Projekten der Averdung Ingenieure & Berater GmbH 
36 Bundesverband der Deutschen Heizungsindustrie (2025): Marktentwicklung Deutschland 1. Halbjahr 2025 
https://www.bdh-
industrie.de/fileadmin/user_upload/Downloads/PresseMeldungen/Marktentwicklung_Waermemarkt_2025-06.pdf  
37 Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme (2020): Wärmepumpen in Bestandsgebäuden. Ergebnisse aus 

dem Forschungsprojekt ĂWPsmart im Bestandñ. Online unter 
https://www.ise.fraunhofer.de/de/forschungsprojekte/wpsmart-im-bestand.html 
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integrierbar sind. Geringe Temperaturspreizungen zwischen Wärmequelle und 

Heizungswassertemperaturen sorgen zwar für eine besonders gute Effizienz, aber auch die 

Effizienzen von Wärmepumpen, die im Bestand eingebaut wurden, sind stetig gestiegen. Die 

Luftkühler zur Gewinnung der Wärme aus der Luft werden im Freien in der Nähe des zu 

versorgenden Gebäudes oder auch auf dem Dach platziert.  

Abwärme  

Im Rahmen der Konzepterstellung wurden unterschiedliche Abwärmequellen auf die Eignung 

zur Wärmeversorgung hin untersucht. Bei der Identifizierung von Abwärmequellen ist 

insbesondere die bundesweite Plattform für Abwärme ein hilfreiches Instrument. 

Unternehmen mit einem Gesamtendenergieverbrauch über 2,5 GWh/a müssen Daten über 

Abwärmepotenziale auf einer öffentlichen Plattform bereitstellen. Die Frist zur erstmaligen 

Datenmeldung war der 01. Januar 2025, sodass nun erstmalig Daten zur Verfügung stehen. 

Für das Amt Kellinghusen wurden nur von der R.Thomsen EU-Großschlachterei GmbH (Stadt 

Kellinghusen) Abwärmepotenziale gemeldet, die sich aus dem Flammofen und den 

Heizkesseln ergeben. Das angegebene Potenzial, das sich auf insgesamt ca. 5,2 GWh 

beläuft, ergibt sich aus Heizkesseln und Flammöfen. Inwiefern dieses Potenzial in dieser Höhe 

vorhanden und technisch zu erschließen ist, lässt sich ohne Abstimmung mit dem 

Unternehmen nicht beziffern. 

Im Amtsgebiet gibt es mit dem Klärwerk der Stadt Kellinghusen ein Best-Practice-Beispiel zur 

effektiven Wärmegewinnung: Das anfallende Klärgas versorgt ein BHKW, welches sowohl 

Strom als auch Abwärme produziert. Die Abwärme wird zur Beheizung des Faulturms sowie 

der Betriebsgebäude genutzt. Daran anknüpfend wird im kommunalen Wärmeplan von 

Kellinghusen das technische Potenzial beschrieben, Abwasser-Wärmepumpen für den 

Eigenbetrieb einzusetzen, die das Abwasser als Wärmequelle nutzen. Dadurch würden rund 

250.000 m3 Klärgas für andere Anwendungen zur Verfügung stehen (z.B. Quelle für ein 

Wärmenetz). 

Biomasse  

Im Rahmen der Potenzialerhebung werden die Biomassepotenziale im Amt anhand der den 

Flurstücken zugeordneten Nutzungsarten abgeschätzt. Hierbei werden Potenzialflächen für 

Friedhöfe, Wälder, Gehölze und die landwirtschaftlichen Flächen berücksichtigt.  

Erfahrungsgemäß sind die Erschließung, Sammlung und Aufbereitung von biogenen 

Reststoffen für die energetische Verwertung aufwendig und entsprechend selten wirtschaftlich 

umsetzbar. Hochwertiges Holz wird im Allgemeinen einer entsprechenden hochwertigen 

stofflichen Nutzung zugeführt. Die Reste sind häufig mit Störstoffen wie Sand und Erde 

behaftet, die eine thermische Nutzung erschweren und vor der Nutzung entfernt werden 

müssen. Ähnliches gilt für landwirtschaftliche Flächen, die zum Anbau hochwertiger 

Nahrungsmittel genutzt werden oder als Weideflächen dienen. Extensiv bewirtschaftete 

Naturschutz- und Ausgleichsflächen verfügen über geringe Erträge und schwer energetisch 

verwertbare Biomasse.  

Aufgrund dieser Restriktionen ist eine Nutzung größerer Anteile des in der folgenden Tabelle 

aufgeführten Potenzials weniger wahrscheinlich, wobei Einzelfälle zu berücksichtigen sind. 

Eine lokale Nutzung von Biomasse findet außerdem bereits in Biogasanlagen und anderen 

Formen der energetischen Verwertung statt. 

Tabelle 4: Biomassepotenziale im Amtsgebiet auf Potenzialflächen basierend auf der Nutzungsart der Flurstücke 
(Quelle: Averdung Ingenieure und Berater GmbH nach ALKIS Flächennutzung, Stand 01.12.2025) 

Art  
Fläche  

spez. 

Ertrag  
Substrat  Gesamtmenge   Energie  
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ha 

[t 

TS/ha] 
- t MWh/t TS MWh 

Friedhof  
13 3,3 holzig 43 4,8 206 

Gehölz/Heide  
137 3,5 holzig 481 4,8 2.307 

Wald 
3.924 0,7 holzig 2747 4,8 13.185 

Landwirtschaft  
12.766 2 Gras 25.531 2,33 59.488 

Gesamt  
16.840     75.187 

 

Biogas  

Auf dem Territorium des Amtes Kellinghusen befinden sich bereits einige Biogasanlagen und 

mit Biogas betriebene BHKWs. Dazu zählen Biogasanlagen in Sarlhusen, Hennstedt, 

Quarnstedt, Hohenlockstedt und Kellinghusen. Die Biogasanlage in Sarlhusen versorgt über 

eine Wärmenetzleitung die nördlich gelegene Kurklinik. Aufgrund von Sanierungsmaßnahmen 

am Kurhaus ist dort zukünftig mit einem geringeren Wärmeabsatz zu rechnen, sodass ein 

verbleibendes Abwärmepotenzial von ca. 1 GWh pro Jahr bestehen könnte. Dieses Potenzial 

könnte für die Versorgung weiterer Wärmenetzleitungen in Sarlhusen infrage kommen. Laut 

dem Quartierskonzept steht der Betreiber der Biogasanlage einer Versorgung kooperativ 

gegenüber.38 

Oberflächennahe Geothermie  

Oberflächennahe Geothermie beschreibt die Nutzung der Wärme aus dem Untergrund bis zu 

einer Tiefe von 400 m. Dem Untergrund wird Wärme auf einem niedrigen Temperaturniveau 

entzogen und anschließend mithilfe einer Wärmepumpe auf ein nutzbares Temperaturniveau 

gebracht. Auch eine Nutzung der oberflächennahen Geothermie in Form von Erdkollektoren 

ist möglich. Diese Kollektoren werden in einer Tiefe von bis zu 2 m horizontal im Boden verlegt, 

benötigen jedoch für die gleiche Entzugsleistung in der Regel deutlich mehr Fläche als 

Erdsonden. Unabhängig von der Erschließungstechnologie besteht die Möglichkeit, die 

Erdsonden oder Erdkollektoren im Sommer zur Kühlung zu nutzen.  

Im Amt liegen zwei Trinkwassergewinnungsgebiete sowie ein weiteres Gebiet nordwestlich 

von Kellinghusen, das als Wasserschutzgebiet ausgewiesen werden soll. Darüber hinaus 

befinden sich zahlreiche Grundwasserentnahmen im Amtsgebiet. Dem Kreis Steinburg sind 

darüber hinaus verschiedene altlastenverdächtige Flächen bekannt, die im Einzelfall bei der 

Planung zu berücksichtigen sind. 

 
38 EcoWert 360°GmbH (2024): Quartierskonzept Gemeinde Sarlhusen Abschlussbericht zur Erstellung eines 
integrierten Quartierskonzeptes 
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Abbildung 8: Mittlere Wärmeleitfähigkeit bis 100 m (Quellen: Landesamt für Umwelt Schleswig-Holstein) 

Insgesamt bestehen in Anbetracht der vorhandenen Wärmeleitfähigkeiten und der 

beschriebenen Einschränkungen geeignete Potenziale zur Nutzung von oberflächennaher 

Geothermie. Laut ĂBohrpunktkarte Deutschlandñ39 wurden im Amtsgebiet bereits 22 

Erdwärmesonden mit Bohrstrecken zwischen 30 und 100 m erstellt. Erdsonden können 

grundsätzlich auch überbaut werden. Dies erlaubt z.B. auch die Kombination mit weiteren 

Nutzungen wie Spielplätzen, Grünanlagen, Sportplätzen oder Parkplätzen.  

Zukünftig sollte insbesondere für zentrale Wärmeversorgungslösungen geprüft werden, ob die 

zugehörigen oder in der Nähe befindlichen Flächen eine wirtschaftlich und technisch sinnvolle 

Einbindung oberflächennaher Geothermie zulassen. Aufgrund der guten Skalierbarkeit 

oberflächennaher Geothermie kann diese Technologie sowohl für zentrale als auch für 

dezentrale Wärmeversorgungslösungen eingesetzt werden. 

Strom aus erneuerbaren Energien 

Im Amt Kellinghusen finden sich zahlreiche Anlagen zur Erzeugung erneuerbaren Stroms mit 

einer Gesamterzeugung von ca. 100 MW (siehe Abbildung 9). Dies umfasst mehrere 

Windparks, zahlreiche PV-Anlagen sowie mit Biomasse bzw. Biogas betriebene BHKW. Diese 

Anlagen produzieren eine erneuerbare Strommenge, die den Strombedarf im Amtsgebiet 

erheblich überschreitet und sich auf das mehrfache des amtsweiten Stromverbrauchs beläuft. 

Indem das Amt Kellinghusen also deutlich mehr Strom auf eigenem Territorium erzeugt, 

können andere Kommunen mitversorgt werden. Weil die Potenziale an erneuerbaren 

 
39 Bohrpunktkarte Deutschland 
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Energien in anderen Regionen Deutschlands begrenzt sind, ist es daher notwendig, dass 

sämtliche Kommunen ihren Beitrag zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele leisten.  

 

Abbildung 9: Gesamte Anlagenleistung zur erneuerbaren Stromerzeugung im Amt Kellinghusen (Quelle: 
Marktstammdatenregister, Stand 29.08.2025) 

In mehreren amtsangehörigen Gemeinden kam die Idee auf, einen regionalen Strommarkt zu 

etablieren, bei dem vollständig erneuerbarer Strom aus dem Amtsgebiet den 

Verbraucher*innen preisstabil zur Verfügung gestellt werden soll. Gemeinsam mit HanseWerk 

Natur, die entsprechende Modelle bereits andernorts etabliert haben, fand ein Austausch 

diesbezüglich statt. Zu Beginn des Modells könnten beispielsweise Anlagen mit Leistungen 

größer als 100 kW eingebunden werden, und es wäre ein Kundenstamm von perspektivisch 

ca. 1.500 Haushalten für einen wirtschaftlichen Betrieb notwendig. Mögliche 

Gestaltungsvarianten umfassen dynamische Spezialtarife für Wärmepumpen und 

Ladeinfrastruktur, finanzielle Beteiligungen der Gemeinden und die gezielte Reduzierung der 

Strombeschaffungskosten.  

Windenergie  

Im Amtsgebiet gibt es bereits zahlreiche Windenergieanlagen und einige Flächen; in den 

Gemeinden Wulfsmoor, Hingstheide, Wrist, Quarnstedt, Störkathen, Willenscharen und 

Brokstedt sind als Vorranggebiete ausgewiesen.  Die Teilaufstellungen der Regionalpläne für 

Windenergie an Land wurden parallel zur Fortschreibung des Landesentwicklungsplans 

vorbereitet. Im aktuellen Regionalplanentwurf sind die folgenden Flächen als Vorranggebiete 

und Potenzialflächen für Windenergie vorgesehen (siehe Abbildung 10). Die in der Aufstellung 

befindliche Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplans wird neue Grundsätze für 

Windenergieeignungsgebiete beinhalten. 
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Abbildung 10: Vorranggebiete und Potenzialflächen Windenergie im Amt Kellinghusen (Quelle: Entwurf RP 2025) 

Die bestehenden Windenergieanlagen umfassen: 

¶ Windpark mit 11 Anlagen in den Gemeinden Brokstedt und Willenscharen, 

Gesamtleistung ca. 40 MW 

¶ Windpark mit 16 Anlagen in Quarnstedt, Gesamtleistung ca. 24,3 MW  

¶ 3 Kleinwindanlagen in Hohenlockstedt,  Gesamtleistung 17 kW 

¶ 1 Anlage des Wasserbeschaffungsverbands Mittleres Störgebiet in Brokstedt, 

Gesamtleistung 250 kW  

¶ Windpark Wulfsmoor/ Hingstheide in Realisierung 

Weitere Ideen und Planungen zu Windenergie in den Amtsgemeinden (Stand Juni 2026): 

Für vier Anlagen des Windparks Quarnstedt-Störkathen ist ein Repowering vorgesehen, hier 

sollen bis 2026 vier Anlagen abgebaut und durch größere ersetzt werden.40 Der Gemeinde 

Hohenlockstedt liegt eine Interessenbekundung vor, die die Errichtung von drei 

Windenergieanlagen zwischen Hohenfiert und Ridders vorsieht. Nach aktuellem Stand 

(05.06.2026) werden diese aller Voraussicht nach nicht mehr umgesetzt. Außerdem heißt es 

in der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz und 

Energiewende vom 15.07.2025: ĂDie Gemeinde Hohenlockstedt bef¿rwortet 

Windenergievorhaben im Gemeindegebiet im Grundsatz. Die Gemeinde entscheidet im 

Einzelfall und nach Vorgesprächen mit möglichen Interessenten, ob die Ausweisung eines 

konkreten Windenergiegebietes angestrebt wird und die entsprechenden Verfahren 

(Bauleitplanverfahren, Zielabweichungsverfahren) hierf¿r angeschoben werden sollen.ñ 

In den Niederschriften der öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretungen Rade vom 

21.07.2025 bzw. Fitzbek vom 08.07.2025 ist jeweils festgehalten: ĂDie Gemeinde 

Rade/Fitzbek befürwortet eine Nutzung der im beigefügten Lageplan dargestellten 

 
40 Niederschrift der ordentlichen öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung am 13.05.2024 
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Potenzialfläche für Windenergie, befürwortet deren Ausweisung als Vorranggebiet in der 

künftigen Teilaufstellung des Regionalplans zum Thema Windenergie und möchte von der 

Gemeindeöffnungsklausel nach § 245e Abs. 5 BauGB Gebrauch machen, um auf dieser 

Fläche ein Windenergiegebiet ausweisen zu können.ñ Nach aktuellem Stand (05.06.2026) 

sollen für die ausgewiesenen Gebiete Teil-Flächennutzungspläne erstellt werden. In der 

Gemeinde Brokstedt wurde auf der Sitzung der Gemeindevertretung am 25.02.2026 die 

Anwendung der Gemeindeöffnungsklausel und der Aufstellungsbeschluss zur 3. Änderung 

des Flächennutzungsplans für Windenergie beschlossen. 

Solarenergie  

Im Amtsgebiet werden bereits zahlreiche Solaranlagen betrieben. Von den insgesamt 1.750 

im Marktstammdatenregister (Stand 29.08.2025) der Bundesnetzagentur gelisteten Anlagen 

im Amt Kellinghusen sind etwa 1.650 von Privatpersonen angemeldet worden und 1.424 

weisen eine Anlagenleistung bis zu 10 kWp auf. Die Leistung aller Anlagen summiert sich auf 

insgesamt ca. 28 MWp. Ca. 10,7 MWp davon entfallen auf den Solarpark in Quarnstedt, der 

2022 in Betrieb genommen wurde.  

Freiflächen-Photovoltaikanlagen (wie die oben genannte Anlage in Quarnstedt) können ein 

zentraler Baustein der Energiewende sein. Im Gegensatz zu klassischen Dachanlagen 

werden diese Photovoltaiksysteme nicht auf Gebäuden, sondern auf Freiflächen installiert. 

Wenn ein geeigneter Standort gefunden ist, lassen sich durch ideale Ausrichtung höhere 

Erträge erzielen als bei Dachanlagen. Bei der Standortwahl sind verschiedene Faktoren wie 

Verschattung, rechtliche Rahmenbedingungen und Ausschlussgründe, z.B. aufgrund 

bestehender Schutzfunktionen, zu berücksichtigen. Der Solarerlass Schleswig-Holstein41 

dient der Hilfestellung bei der Standortplanung und damit der Beschleunigung des Ausbaus 

von Freiflächen-PV-Anlagen. Er gibt unter anderem einen Überblick über geltendes Recht 

(z.B. privilegierte Flächen, Agri-PV, Moor-PV), gibt Hinweise zur Standortwahl und beinhaltet 

raumordnerische Vorgaben sowie Informationen zu den Belangen des Umwelt- und 

Naturschutzes. Ein vom Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE 2022 erstelltes 

Gutachten für das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und 

Digitalisierung kommt zu dem Ergebnis, dass die Ausbaurate von PV-Anlagen in Schleswig-

Holstein zur Erreichung der Ausbauziele deutlich gesteigert werden muss.42 

Im Rahmen der ĂIdeenwerkstatt Klimaschutzñ wurde als Idee die Integration von 

Photovoltaikanlagen in Lärmschutzwände eingebracht. Im Ortsentwicklungskonzept für 

Hennstedt43 wurde außerdem für das Speichern der Solarenergie die Idee geäußert, ein 

Batteriehaus im Dorf zu errichten. 

Es ist möglich, Anlagen in landwirtschaftliche oder gartenbauliche Nutzung (Agri-PV) zu 

integrieren. Für diese Anlagen gibt es Kategorien, die die Bewirtschaftung unter oder zwischen 

den Solaranlagen regeln. Hier wären jedoch mögliche Flächennutzungskonflikte hinsichtlich 

einer Umwandlung von Ackerflächen zu vermeiden. Bevorzugt sollte Agri-PV auf 

Weideflächen mit paralleler Weidetierhaltung eingesetzt werden. 

Nachfolgend werden die aktuellen Planungen für Freiflächen-PV-Anlagen im Amt 

beschrieben:  

 
41 Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport und Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, 

Umwelt und Natur (2024): Grundsätze zur Planung von großflächigen Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich. 
Online unter https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/VVSH-VVSH000009689  
42 Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme (2022): Gutachten  Photovoltaik- und Solarthermie-Ausbau in 

Schleswig-Holstein. Online unter https://www.schleswig-
holstein.de/DE/fachinhalte/E/energiewende/downloads/gutachtenPV_ST_Ausbau.pdf?__blob=publicationFile&v=1   
43 M+T Markt und Trend GmbH und BCS STADT + REGION (2022): Ortsentwicklungskonzept für die Gemeinde 

Hennstedt 

https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/VVSH-VVSH000009689
https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/E/energiewende/downloads/gutachtenPV_ST_Ausbau.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/E/energiewende/downloads/gutachtenPV_ST_Ausbau.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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- Das Freiflächenpotenzial in der Gemeinde Hohenlockstedt wurde in einem Konzept 

zur Planung von großflächigen Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Außenbereich aus 

dem Jahr 2023 ermittelt. Ziel des 2023 beschlossenen Konzeptes war die Ermittlung 

eines zusammenhängenden Potenzialgebietes zur kompakten Verortung der nach im 

November 2021 festgelegten Rahmenbedingungen angestrebten PV-

Freiflächenanlagen mit einer Gesamtgröße von ca. 46 ha (entsprechend 1 % der 

Gemeindefläche). Im Rahmen des Konzepts wurden entsprechende Flächen 

identifiziert. Darüber hinaus gibt es konkrete Planungen für einen Solarpark im  

Hohenlockstedter Ortsteil Springhoe. Der entsprechende Bebauungsplan und die 

Änderung des Flächennutzungsplans sind rechtskräftig. 

- Für die Gemeinde Rosdorf liegt ein Antrag auf die Aufstellung eines Bebauungsplans 

und Änderung des Flächennutzungsplans vor. Hier sollen auf rund 30 ha ca. 

30.000 MWh Strom erzeugt werden. Für den geplanten NordOstLink wurde in dem 

Bereich eine Veränderungssperre von der Bundesnetzagentur erlassen, sodass 

voraussichtlich in den nächsten Jahren noch keine Überplanung des Gebietes erfolgen 

kann, es sei denn, dass die Flächen vorher wieder freigegeben werden. 

- In der Gemeinde Wrist wird ein Solarpark auf einer Fläche von ca. 20 ha geplant. Die 

Aufstellungsbeschlüsse zur Änderung des Flächennutzungsplans und zur Aufstellung 

des Bebauungsplans wurden gefasst. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung fand 

am 15.09.2025 statt, die frühzeitige Behördenbeteiligung in der Zeit vom 08.10.2025 

bis 09.11.2025. Nunmehr werden die Stellungnahmen und Einwendungen bearbeitet.  

- In Kellinghusen wird eine Freiflächenanlage geplant. Die Aufstellungsbeschlüsse zur 

 nderung des Flªchennutzungsplans ĂSolarpark Quarnstedter StraÇeñ und f¿r den 

Bebauungsplan Nr. 62 sowie ein geänderter Aufstellungsbeschluss zur Erweiterung 

des Geltungsbereichs wurden 2022 gefasst. 

- Auch die Gemeinde Fitzbek hat eine Photovoltaik-Standortstudie für das 

Gemeindegebiet durchgeführt, die im Februar 2025 abgeschlossen wurde. Unter 

Berücksichtigung verschiedener Ausschlusskriterien wurden Potenzialflächen 

ermittelt. Die Grünlandflächen, die keinem Ausschlusskriterium unterliegen, wurden im 

Rahmen einer Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange weiter eingegrenzt. Die so 

ermittelten Flächen für Freiflächen-PV-Anlagen umfassen ca. 17 ha, dies entspricht 

ca. 1,7% des Gemeindegebietes. 

Potenziale für Dachflächen-Photovoltaik 

Generell sind unverschattete Schrägdächer mit Süd- und Ost-West-Ausrichtung sowie 

Flachdächer für die solare Energienutzung besonders gut geeignet. Die Dächer sollten 

möglichst wenig Aufbauten, Fenster und Gauben aufweisen und müssen über statische 

Lastreserven zur Aufnahme der zusätzlichen Lasten verfügen. 

Im Wohnungsbau kann aufgrund der Saisonalität und der Tageslastgänge davon 

ausgegangen werden, dass maximal etwa 50 bis 60 % der Stromproduktion für den 

Eigenverbrauch genutzt werden können. Entsprechend werden die Anlagen auf Basis des 

individuellen Stromverbrauchs der Liegenschaften dimensioniert, der neben der 

Gebäudegröße insbesondere auch von der Nutzung abhängig ist.  

Neben einer Stromnutzung ist auch die Nutzung von Dachflächen zur solarthermischen 

Wärmebereitstellung denkbar. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass in der Regel nur ein Teil 

des technischen Potenzials ohne saisonale Speicherung in die Wärmeversorgung integriert 

werden kann, da die solare Wärme insbesondere im Sommer anfällt. Damit eignet sich 
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Solarthermie insbesondere für die Bereitstellung von Trinkwarmwasser, da dieser Bedarf 

ganzjährig anfällt.  

Um eine erste Abschätzung zur Stromerzeugung durch Aufdach-Solaranlagen zu erhalten, 

bietet das Solarpotenzialkataster der Stadtwerke Kiel eine gute Möglichkeit. In Abbildung 11 

ist ein Ausschnitt der Dachflächenbewertung des Solarpotenzialkatasters dargestellt. 

Interessierte Bürger*innen im Amtsgebiet können das Solarkataster einsehen und für ihre 

eigenen oder andere Gebäude das PV-Potenzial bestimmen. Die Potenziale der Dachflächen 

von kommunalen Liegenschaften sind in Kapitel 4.1.1. beschrieben. 

 

 
Abbildung 11: Auszug aus dem Solarkataster SH (Quelle: https://www.solarkataster-sh.de) 

Bürgerenergie 

Die Gründung von Bürgerenergiegemeinschaften zielt auf die Selbstorganisation von 

Bürger*innen ab und wurde auch im Rahmen der ĂIdeenwerkstatt Klimaschutzñ als Idee 

geäußert. Das Ziel ist, Energie auf erneuerbaren und dezentralen Strukturen und unabhängig 

von Konzernen und Unternehmen regional zu gewinnen. Auch die Umsetzung von 

Energieeffizienzmaßnahmen, beispielsweise die energetische Sanierung von Gebäuden, ist 

möglich. Es existieren verschiedene Rechtsformen von Bürgerenergiegemeinschaften, z.B. 

GmbH, Verein oder Genossenschaft. Die meist verbreitete Form ist die 

Bürgerenergiegenossenschaft. Diese werden oftmals durch Genossenschaftsbanken, 

Projektentwickler*innen oder lokale Energieversorger unterstützt. Bürger*innen stellen 

außerdem das Kapital für die Investitionsangebote der Bürgerenergiegenossenschaft bereit. 

Projekte von Bürgerenergiegenossenschaften können die Erzeugung von Energie 

(Photovoltaik, Windkraft, Biogas), den Vertrieb alternativer Energie (Strom, Wärme, Gas), den 

Auf- und Ausbau von Nahwärmenetzen, die Übernahme und das Betreiben von Netzen, 

Dienstleistungen für einen effizienteren Umgang mit Energie (Beratung, Energiespar-

Contracting) sowie den Betrieb von Ladesäulen für Elektromobilität umfassen. Im 

Ortsentwicklungskonzept Hennstedt44 wurde für den Ausbau und die Nutzung erneuerbarer 

Energien vorgeschlagen, Bürger-Beteiligungs-Modelle zu entwickeln, anzubieten und 

 
44 M+T Markt und Trend GmbH und BCS STADT + REGION (2022): Ortsentwicklungskonzept für die Gemeinde 

Hennstedt 



  

 
45 

 

       INTEGRIERTES KLIMASCHUTZKONZEPT 

umzusetzen. Diese könnten in Form von Pachtmodellen für Photovoltaik-Anlagen auf 

öffentlichen sowie privaten Dächern realisiert werden. 

Der Vorteil der bürgerinitiierten, lokalen Energiewende besteht dabei insbesondere darin, den 

regionalen Aspekt, die Akzeptanz und die Wertschöpfung zu steigern: 

¶ die Regionalität erzeugt eine gemeinsame Identität und schafft Akzeptanz 

¶ Information und Schulung von Bürger*innen  

¶ nachhaltige Entwicklung und Wertschöpfung haben einen hohen Stellenwert  

¶ wirtschaftliche Ziele stehen im Dienst gesellschaftlicher Zwecke und nicht zum 

Zwecke der Gewinnmaximierung  

¶ Bürger*innen sowie auch Kommunen und Institutionen vor Ort können die 

Energiewende der Region mitbestimmen 

¶ Energie wird dort erzeugt, wo sie verbraucht wird  

Die erfolgreiche Umsetzung von Bürgerenergieprojekten erfordert Geduld und 

Durchhaltevermögen der beteiligten Akteure. Es empfiehlt sich daher, mit kleinen 

Photovoltaik-Projekten zu starten, um die finanziellen Belastungen und Risiken gering zu 

halten. Durch eine gesetzliche Neuregelung f¿r das ĂEnergy Sharingñ zum 01.06.2026 können 

Privatpersonen den Solarstrom des eigenen Daches an andere Privatpersonen verkaufen45. 

Infolgedessen könnten sich neue Chancen für Bürgerenergiegemeinschaften bieten. 

 
Finanzierung & Förderprogramm: Bürgerenergie  

 
Bei den Großvorhaben sind Eigenkapitalquoten von 20 bis 30 % üblich. 

Fremdkapital wird über eine Projektfinanzierung von lokalen Banken oder 

Kreditinstituten bereitgestellt. Die Refinanzierung erfolgt z.B. mit bekannten 

Programmen der KfW oder Rentenbank. Bei kleineren Genossenschaften sind 

hºhere Eigenkapitalquoten von bis zu 80 % keine Seltenheit.   

In Schleswig-Holstein wurde von der IB.SH das Sondervermögen 

Bürgerenergie.SH , mit einer Zuwendung in Höhe von bis zu 200.000 Euro, 

bereitgestellt.  Dies erleichtert Bürgerenergieprojekten die ersten Schritte in der 

Planungs- und Startphase und senkt finanzielle Risiken. Gefördert werden 

ausschließlich vorbereitende Maßnahmen für Bürgerenergieprojekte, die einen 

Beitrag zur Treibhausgasminderung leisten.  

Vom Bund gibt es ein Förderprogramm für ĂB¿rgerenergiegesellschaftenñ bei 

Windenergie an Land . Bis zu 70 % der Kosten für die Planung und 

Genehmigung von Windenergieprojekten können gefördert werden, jedoch max. 

300.000 Euro.   

Energieversorgung im Gewerbe 

Der Gewerbesektor im Amt Kellinghusen ist überwiegend durch kleine und mittlere 

Unternehmen sowie landwirtschaftliche Betriebe geprägt. Die wirtschaftlichen Strukturen sind 

überwiegend kleinteilig mit Fokus auf Handwerks-, Handels- und Dienstleistungsbetrieben. 

Während ein Teil der gewerblichen Aktivitäten in der Stadt Kellinghusen und größeren Orten 

wie Hohenlockstedt angesiedelt ist, ist das übrige Amtsgebiet stärker ländlich geprägt und 

landwirtschaftlich orientiert.  

 
45 Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz) § 42c 
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Um einen Überblick zum Thema Klimaschutz im Sektor Gewerbe, Handel und Dienstleistung 

im Amtsgebiet zu erhalten, wurde unter anderem über die Gewerbevereine Kellinghusen und 

Hohenlockstedt an die ansässigen Unternehmen im Amt herangetreten. Die Fragestellungen 

umfassten Themen wie Energieeffizienz im Gebäudebestand, E-Mobilität, möglichen 

Beratungsangeboten durch das Klimaschutzmanagement oder auch Hemmnisse für 

Klimaschutzmaßnahmen. Es gab insgesamt sechs Rückmeldungen per Mail, die nachfolgend 

zusammengefasst werden. Teils wurde in den vergangenen Jahren bereits in neue Technik 

und Modernisierung investiert, wodurch Gasverbräuche reduziert werden konnten. 

Insbesondere PV-Anlagen sind ein wichtiges Thema, teils wurden Anlagen installiert, teils wird 

darüber nachgedacht. Außerdem gibt es bei manchen Betrieben E-Ladesäulen und die 

Innenbeleuchtung ist vielfach bereits auf LED-Leuchtmittel umgerüstet.  Mehrfach wurde als 

Hemmnis für Klimaschutzmaßnahmen angemerkt, dass kleine und mittelständische 

Unternehmen aufgrund von Bürokratie und angespannter wirtschaftlicher Lage kaum 

Handlungsspielraum haben. Insbesondere die hohen Kosten und langen Amortisationszeiten 

für energetische Sanierung wurden genannt. Es wurde außerdem der Wunsch nach 

Beratungsangeboten und der Verfügbarkeit von Fördermitteln ohne großen Aufwand 

geäußert. Zusätzlich wurde mit dem Energiemanagementbeauftragten des produzierenden 

Unternehmens G. Pohl-Boskamp GmbH & Co. KG ein ausführlicheres Gespräch geführt. 

Praxisbeispiel Großunternehmen G. Pohl-Boskamp GmbH & Co. KG (Stand August 2025) 

Die G. Pohl-Boskamp GmbH & Co. KG beschäftigt in Werken in Hohenlockstedt und Dägeling 

insgesamt rund 700 Mitarbeitende. Der Standort in Hohenlockstedt umfasst fünf Gebäude, 

darunter die Firmenzentrale, die Verwaltung sowie die Produktion. Der Wärmebedarf 

beschränkt sich auf Heizwärme und Warmwasser zum Reinigen zwischen verschiedenen 

Chargen. Der Wärmebedarf wird hauptsächlich über Erdgaskessel sowie ein wärmegeführtes 

BHKW gedeckt, ein neues Gebäude wird mit Erdwärmepumpe versorgt. Eine Umstellung der 

Wärmeversorgung ist in absehbarer Zeit nicht geplant. Zukünftig wäre in Hohenlockstedt auch 

die Versorgung über ein Wärmenetz denkbar, ggf. mit einer Energiezentrale auf dem 

Firmengelände. Produktionsbedingte Abwärme aus Luft-Kompressoren wird bereits intern 

genutzt. Ein Überschuss zur potenziellen Versorgung eines Nahwärmenetzes ist nicht 

gegeben. Durch die Klimatisierung der Produktionsräume resultiert ein hoher Strombedarf, 

der durch die Umstellung auf Freikühler bereits reduziert werden konnte. Auch die 

Verwendung von LED-Leuchtmitteln der zweiten Generation konnte den Strombedarf senken. 

Zur Verringerung des Strombezugs wurden bereits einige PV-Aufdachanlagen installiert. 

In Hinblick auf die energetische Gebäudemodernisierung sind der Tausch von Fenstern und 

Dämmmaßnahmen zu nennen. Bei Neuanschaffungen von Anlagen wird gemäß den 

Aussagen des Unternehmens auf den besten energetischen Standard geachtet. Über die 

bisherigen Maßnahmen hinaus ist aus Sicht des Unternehmens am Standort in 

Hohenlockstedt kein wirtschaftliches Potenzial für weitere Sanierungsmaßnahmen 

vorhanden. 

 

 

Die Umstellung der Wärmeversorgung und die Installation von Anlagen zur erneuerbaren 

Stromerzeugung bieten ein großes und direktes Treibhausgaseinsparpotenzial. Die 

Auswirkungen dieser Faktoren auf die Treibhausgasemissionen im Amtsgebiet werden in 

den Szenarien (Kapitel 5) beschrieben. In bereits aufgestellten energetischen 

Quartierskonzepten (z.B. Gemeinde Fitzbek) wird dem Ausbau und der Nutzung 
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erneuerbarer Energieanlagen eine sehr hohe Priorität beigemessen, wofür jedoch eine 

langfristige Planung und Umsetzung erforderlich ist. 

Es gibt jedoch diverse Einschränkungen, die einer Nutzung für Energiegewinnung 

entgegenstehen können. Neben Flächen mit verschiedenen Schutzfunktionen können 

auch Flächen, die aus stadtplanerischer Sicht eine besondere Rolle spielen, 

beispielsweise für Naherholung oder Biodiversität, zu Einschränkungen führen. Bei den 

Detailbetrachtungen einer zukünftigen Energieversorgung ist daher die Vereinbarkeit 

verschiedener Interessen bei der Flächennutzung zu berücksichtigen.  

 

4.2.2. ENERGIEEFFIZIENZ 

Für das Erreichen der Treibhausgasneutralität muss der Energiebedarf in allen relevanten 

Sektoren deutlich gesenkt werden. Dies lässt sich auf zwei Wegen erreichen: durch eine 

höhere Effizienz - die Bereitstellung der gewünschten Leistung mit weniger Energie - und 

durch Suffizienz - den bewussten Umgang mit Energie. Die Steigerung der Energieeffizienz 

lässt sich auf vielfältige Weise erreichen. In Gewerbe und Industrie tragen hocheffiziente 

Maschinen und optimierte Produktionsprozesse dazu bei, Energieverluste zu minimieren. Im 

Gebäudebereich senken der Einsatz intelligenter Steuerungssysteme und Smart-Home-

Technologien sowie LED-Beleuchtung den Energieverbrauch. Gebäude spielen dabei eine 

Schl¿sselrolle f¿r die Energieeffizienz, da sie rund 40 % des deutschen 

Endenergieverbrauchs verursachen. Eine der größten Stellschrauben für Einsparungen liegt 

daher in der Gebäudemodernisierung, etwa durch bessere Dämmung und den Austausch 

veralteter Heizungen.  

Maßnahmen zur Senkung des Wärmeenergiebedarfs von Bestandsgebäuden sind besonders 

herausfordernd, da Veränderungen in bestehenden Strukturen erfolgen müssen. Heterogene 

Siedlungs- und Gebäudestrukturen, Einschränkungen durch Denkmalschutz, 

Eigentümerkonstellationen und Sozialverträglichkeit sowie Anknüpfungspunkte an 

vorhandene oder zu entwickelnde Versorgungsinfrastrukturen müssen berücksichtigt werden. 

Der nutzflächenspezifische Wärmebedarf erlaubt damit Rückschlüsse auf die Effizienz der 

Gebäude (siehe Abbildung 12). In Kellinghusen konzentrieren sich erhöhte Wärmebedarfe 

zwischen 100 und 160 kWh/m²a auf den Stadtkern und die angrenzenden Wohnquartiere. In 

Hohenlockstedt und Wrist zeigen ebenfalls die Quartiere in den Ortskernen erhöhte 

Wärmebedarfe; ebenso in Brokstedt, wo insbesondere größere Einrichtungen (TSV Brokstedt, 

Grundschule Brokstedt) sowie das Quartier am Wiesengrund einen höheren Wert aufweisen. 

Demgegenüber weisen die übrigen Gemeinden wie Rosdorf, Oeschebüttel oder 

Willenscharen überwiegend geringe bis mittlere Wärmebedarfe bis 75 kWh/m²a auf, was 

einem vergleichsweise guten energetischen Gebäudezustand entspricht. In Gemeinden wie 

Hennstedt, Wiedenborstel oder Fitzbek dominieren Werte zwischen 75 und 130 kWh/m²a.  
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Abbildung 12: Nutzflächenspezifischer Wärmebedarf (Quelle: DigitalAtlas Nord) 

Eine Ursache für die geringe Energieeffizienz der Gebäude in Kellinghusen, Hohenlockstedt 

und Wrist ist die ältere Gebäudestruktur. Erschwerend kommt hinzu, dass ein Teil der 

historischen Bausubstanz unter Denkmalschutz steht. Diese Gebäude tragen wesentlich zur 

Identität der Gemeinden bei, können jedoch nur eingeschränkt energetisch modernisiert 

werden. So sind Maßnahmen wie Fassadendämmungen oder der Austausch historischer 

Fenster oft nicht möglich, was dauerhaft zu einem höheren Wärmebedarf führt. Die ländlich 

geprägten Gemeinden erreichen dagegen überwiegend eine bessere Energieeffizienz pro 

Quadratmeter. Hier konzentriert sich der Handlungsbedarf vor allem auf einzelne kommunale 

Gebäude. In den anderen Gemeinden hingegen lassen sich energetische Verbesserungen 

vor allem über Innenmaßnahmen wie die Dämmung von Geschossdecken oder den 

Austausch alter Heizungen erzielen.  

 

 

Die Steigerung der Energieeffizienz bietet ein moderates THG-Einsparpotenzial. 

Durch eine flächendeckende, ambitionierte Gebäude-modernisierung lässt sich bis 

2040 durchschnittlich rund 5-20 % des Wärmebedarfs einsparen.46 Ein bewusster 

Umgang mit Energie (Suffizienz) kann je nach Maßnahme weitere 5-15 % 

Einsparung erzielen. Beides erzielt abhängig von der eingesetzten Energiequelle 

direkte THG-Einsparungen. Die Herausforderung besteht darin, dass die 

Reduzierung stark von der Änderung individueller Verhaltensmuster abhängt und bei 

privatem Eigentum und Gewerbebetrieben nur bedingt steuerbar ist.  

 
46 Eigene Erfahrung aus diversen Wärmebedarfsprognosen im Rahmen kommunaler Wärmeplanungen sowie 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) (2025): Basisanalyse kommunaler Wärmepläne. 
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4.2.3. FLÄCHENMANAGEMENT & BAULEITPLANUNG 

Von 2016 bis 2025 sind die Siedlungsflächen im Kreis Steinburg von 7,7 % auf 9,2 % und die 

Verkehrsflächen von 3,8 % auf 3,9 % angestiegen47. Dies bedeutet oft eine vermehrte 

Bodenversiegelung, ein Verlust von Biodiversität und Beeinträchtigungen des 

Wasserhaushalts. Da Fläche eine begrenzte Ressource darstellt, treten Konkurrenzen 

zwischen unterschiedlichen Flächennutzungen auf und festgelegte Nutzungen schränken 

mögliche zukünftige Nutzungsoptionen erheblich ein. Ein nachhaltiges Flächenmanagement 

bringt ökologische, ökonomische und soziale Interessen miteinander in Einklang und 

fokussiert eine sparsame und effiziente Flächennutzung. Unter Einbezug von natürlichem 

Klimaschutz lassen sich Ökosysteme schützen, wiederherstellen oder nachhaltig nutzen, 

damit sie COϜ binden und langfristig speichern können. Potenziale im Amt Kellinghusen liegen 

unter anderem in der Renaturierung von landwirtschaftlich genutzten Moorflächen im 

Gemeindegebiet Wulfsmoor. Durch eine vorausschauende Planung und Nutzung von Flächen 

lassen sich zudem Klimaanpassung und Biodiversität im Amt Kellinghusen fördern. Mit 

Maßnahmen wie der Entsiegelung und Renaturierung von Flächen, den Erhalt von 

Ökosystemen und der Vernetzung von Lebensräumen wird die Widerstandfähigkeit von 

Flächen gegenüber Klimafolgen erhöht und Ereignisse wie Starkregen, Hochwasser, 

Trockenperioden und Hitzeeffekte können abgemildert werden. Konkrete Beispiele sind im 

Amtsgebiet bereits vorhanden: In Brokstedt wurden 2023 im Rahmen des KlimaDialogs 

Blühstreifen, Bienen- und Blühwiesen angelegt; in Hohenlockstedt und Kellinghusen sind 

ebenfalls Blühstreifen vorhanden.  

Sofern eine Versiegelung neuer Flächen durch Bautätigkeit oder Infrastrukturprojekte 

unvermeidbar ist, spielen Ausgleichsflächen eine wichtige Rolle. Idealerweise werden diese 

Flächen innerhalb des Gemeindegebiets ausgewiesen und so gestaltet, dass sie langfristig 

zur Stärkung von Ökosystemen, Förderung der Biodiversität und Unterstützung des 

natürlichen Klimaschutzes beitragen. Die amtszugehörigen Gemeinden können nicht immer 

auf eigene Flächen zurückgreifen, die für diese Nutzung vorgesehen sind. In diesem Fall 

werden die Flächen durch Geldzahlung von externen Dritten bereitgestellt. 

 

Die Bauleitplanung ist ein geeignetes Instrument, um die Belange des nachhaltigen 

Flächenmanagements frühzeitig in die räumliche Entwicklung zu integrieren. Der 

Flächennutzungsplan legt die beabsichtigte räumliche Entwicklung dar und zeigt auf, wie 

Flächen zukünftig genutzt werden sollen. Der Bebauungsplan setzt diese Planung 

rechtsverbindlich um und regelt die konkrete Gestaltung der Grundstücke. Innerhalb dieses 

Rahmens können auch Maßnahmen für eine kompakte Siedlungsstruktur und zum 

Klimaschutz - etwa Festsetzungen zu Pflanzgeboten, Gebäudebegrünung, 

Versickerungsflächen oder die Nutzung erneuerbarer Energien - verankert werden (§ 9 

Baugesetzbuch). Auf diese Weise verbindet die Bauleitplanung die Anforderungen an Wohn- 

und Infrastrukturentwicklung mit den Zielen einer nachhaltigen Flächennutzung. Bereits bei 

der Vergabe des Auftrags zur Erstellung eines Bebauungsplanentwurfs kann die Gemeinde 

das beauftragte Fachbüro verpflichten, den Entwurf von Anfang an energieeffizient und 

klimafreundlich auszurichten. 

Durch Maßnahmen wie einer Nachverdichtung in Form von Aufstockung und 

Baulückenschließung oder der Umnutzung bereits bebauter Areale und leerstehender 

Gebäude und Gewerbeflächen können die Gemeinden im Amt Kellinghusen den Bedarf an 

 
47 Regionalatlas Deutschland (2025): https://regionalatlas.statistikportal.de/ 

https://regionalatlas.statistikportal.de/
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neuen Baugebieten reduzieren. In der Stadt Kellinghusen wurde die Innenentwicklung bereits 

2017 im Stªdtebaufºrderprogramm Ăaktive Stadt- und Ortsteilzentrenñ aufgenommen, um 

Baumaßnahmen zur Stärkung der Nutzungsvielfalt mit Beteiligungs- und 

Mitwirkungsprozessen zu verbinden. Das Ortsentwicklungskonzept berücksichtigt darüber 

hinaus Themen wie Leerstand und Sanierungsbedarfe. Zudem fordert der 

Landesentwicklungsplan die Gemeinden auf, Flächen im Innenbereich zu sondieren, die zu 

einer Nutzung umgewandelt werden können. Eine Umsetzung ist vor dem Hintergrund der 

Eigentumsstrukturen, den Anforderungen aus der Bauleitplanung hinsichtlich einer 

Nachverdichtung im Innenbereich (§ 34 BauGB) sowie unter Berücksichtigung des 

Klimaschutzes im Amtsgebiet häufig schwierig.  

Ein weiteres rechtsverbindliches Instrument zur Umsetzung eines nachhaltigen 

Flächenmanagements sind Satzungen. So kann auf Grundlage des Baugesetzbuches 

(BauGB) zum Beispiel eine Innenbereichssatzung (§ 34 BauGB) die gezielte Steuerung von 

Baulücken im bebauten Ortsbereich ermöglichen, eine Außenbereichssatzung (§ 35 BauGB) 

die Zersiedelung vermeiden und eine Sanierungs- oder Entwicklungssatzung (§§ 142, 165 

BauGB) die Revitalisierung und Umnutzung von Flächen erleichtern. Sofern die Kommune 

selbst Eigentümerin eines zu entwickelnden Gebiets ist, kann sie beim Verkauf der 

Grundstücke weitere vertragliche Vereinbarungen für den Klimaschutz und ein nachhaltiges 

Flächenmanagement mit den Investorinnen und Investoren treffen. 

 

 

Ein nachhaltiges Flächenmanagement bietet ein erhebliches, aber bisher in Bilanzen 

meist nicht erfasstes Treibhausgaseinsparpotenzial, da es schwer quantifizierbar ist. 

Maßnahmen wie die Reduzierung versiegelter Flächen, Begrünung, Renaturierung 

und gezielte Pflanzungen binden COϜ und tragen so indirekt zur 

Emissionsminderung bei. Eine Verankerung in der Bauleitplanung oder über 

vertragliche Regelungen ist im Rahmen der weiteren Gemeindeentwicklung sinnvoll.  
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4.2.4. ZUSAMMENFASSUNG DER POTENZIALE  

Im Amt Kellinghusen werden jªhrlich rund 60 GWh zur Wªrmebereitstellung genutzt, wodurch 

etwa 45 % der gesamten COϜ-Emissionen auf die Wärmeversorgung entfallen. Für die 

Gemeinden Brokstedt, Fitzbek, Hohenlockstedt, Kellinghusen, Poyenberg und Sarlhusen 

liegen bereits Quartierskonzepte oder kommunale Wärmeplanungen vor, die 

Handlungsoptionen für eine auf erneuerbaren Energien basierende Wärmeversorgung 

vorgeben. Die gemeinsame Wärmeversorgung kleiner Gebäudecluster kann sinnvoll sein, 

wenn die Verlegung der Leitungen über private Grundstücke erfolgt. Tendenziell weisen 

jedoch nur wenige Straßenzüge im Amt Kellinghusen eine ausreichende Wärmedichte für den 

wirtschaftlich realisierbaren Netzausbau auf. Zukünftig ist für die Wärmeversorgung auch das 

Stromnetz von entscheidender Bedeutung. Einerseits, weil nach Aussagen der SH Netz AG 

nicht davon auszugehen ist, dass im Amtsgebiet zukünftig Wasserstoff zur kostengünstigen 

Beheizung von Privathaushalten zur Verfügung stehen wird48. Andererseits, weil 

Wärmepumpen voraussichtlich sowohl für dezentrale als auch für zentrale 

Versorgungslösungen eine bedeutende Rolle spielen werden.  

Die erneuerbare Stromproduktion im Amt Kellinghusen liegt um ein Mehrfaches über dem 

amtsweiten Stromverbrauch. In mehreren Gemeinden kam daher die Idee auf, einen 

regionalen Strommarkt zu etablieren, bei dem vollständig erneuerbarer Strom preisstabil 

angeboten wird. Eine Realisierbarkeit dieser Möglichkeit sollte näher geprüft werden. Die 

erneuerbare Energieproduktion in der Fläche wird tendenziell weiter zunehmen, etwa durch 

neu ausgewiesene Potenzialflächen und Vorranggebiete für Windenergie im Rahmen der 

Teilfortschreibung des Regionalplans. Eine stärkere Beteiligung der Bürger*innen an lokalen 

Energieprojekten sollte ebenfalls begünstigt werden, zum Beispiel mithilfe von 

Energiegenossenschaften. Zwar müssen sich für die Gründung einer Energiegenossenschaft 

engagierte Bürger*innen langfristig zusammenfinden, dennoch könnte das Amt in der 

Initialphase in beratender Funktion unterstützen. 

Neben der Umstellung auf erneuerbare Energien spielt die Energieeffizienz eine wichtige 

Rolle beim Erreichen der Klimaziele. Die größte Stellschraube für Einsparungen liegt in der 

Gebäudemodernisierung, etwa durch bessere Dämmung und den Austausch fossil 

betriebener Heizungssysteme. Vor allem in Kellinghusen, Hohenlockstedt und Wrist sind 

diverse Modernisierungspotenziale vorhanden, da hier die Energieeffizienz der Gebäude 

aufgrund des Baualters schlechter als in den ländlich geprägten Gemeinden ausfällt. Die 

zentrale Herausforderung besteht darin, dass die individuellen Entscheidungen der 

Eigentümer*innen nur bedingt steuerbar sind. 

Im Rahmen der Gemeindeentwicklung kann ein nachhaltiges Flächenmanagement ein 

erhebliches, jedoch schwer quantifizierbares Potenzial zur Minderung von 

Treibhausgasemissionen besitzen. Durch Maßnahmen wie Entsiegelung, Begrünung, 

Renaturierung oder gezielte Pflanzungen können positive Klimaeffekte erzielt werden. Die 

Integration mithilfe von klimaschutzangepassten Kriterien in die Bauleitplanung oder über 

vertragliche Regelungen sollte angestrebt werden.  

  

 
48 SH Netz Kommunaldialog am 22.05.2026, Hohenlockstedt: Aussage des Vortragenden bzgl. der Verfügbarkeit 
von Wasserstoff im bestehenden Erdgasnetz 
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4.3. HANDLUNGSFELD MOBILITÄT 

Der Verkehrssektor steht vor vielfältigen Herausforderungen. So belastet der Ausstoß von 

Schadstoffen durch die Fahrzeuge das Klima. Gleichzeitig nimmt der motorisierte Verkehr 

durch großzügig dimensionierte Infrastrukturen viel Fläche in Anspruch. In Verbindung mit den 

Herausforderungen der zukünftigen Daseinsvorsorge spielt daher die Mobilitätswende eine 

besondere Rolle. Das bedeutet, dass sich die Verkehrsbewegungen weniger auf den 

Motorisierten Individualverkehr (MIV) stützen, sondern auf einer erhöhten Nutzung des 

Umweltverbundes (öffentliche Verkehrsmittel, Rad- und Fußverkehr sowie Sharing-

Angebote). Zusätzlich sollte die Elektrifizierung des motorisierten Verkehrs (inkl. des 

Güterverkehrs) forciert werden. 

4.3.1. MOBILITÄTSVERHALTEN 

Um einen Einblick in das Mobilitätsverhalten im Amt Kellinghusen zu erhalten, bietet es sich 

an, einen Blick auf den Modal Split zu werfen. Der Modal Split gibt Auskunft über die Verteilung 

der zurückgelegten Wege nach Verkehrsmittel. Die Datengrundlage dafür bietet die Studie 

ĂMobilitªt in Deutschland (MiD)49, die ebenfalls als Grundlage für den Regionalen 

Nahverkehrsplan des Kreises Steinburg für die Jahre 2025-2029 genutzt wurde. Teilweise 

liegen für das Amt Kellinghusen keine gesonderten Daten vor. Daher werden nachfolgende 

Betrachtungen auf Kreisebene angestellt unter der Annahme, dass ein ähnliches 

Mobilitätsverhalten auf das Amt Kellinghusen zutrifft.  

Für den Kreis Steinburg zeigt der Modal Split 2017, dass bis zu 61,5 % der Wege als 

motorisierter Individualverkehr (MIV), 5ï7,5 % der Wege mit ºffentlichen Verkehrsmitteln, 10-

12,5 % der Wege mit dem Fahrrad und etwa 20ï22 % der Wege zu Fuß zurückgelegt 

werden.50 Diese Zahlen spiegeln den durchschnittlichen Modal Split in Schleswig-Holstein 

wider. Für das Jahr 2023 zeigt sich im Kreis Steinburg bereits eine positive Entwicklung des 

Modal Splits zugunsten des Umweltverbunds. Während der Anteil der zurückgelegten Wege 

mit den öffentlichen Verkehrsmitteln gleich bleibt, reduziert sich der MIV-Anteil um rund 4 % 

gegenüber 2017. Grund hierfür ist der gesteigerte Anteil der zu Fuß und mit dem Fahrrad 

zurückgelegten Wege (siehe Abbildung 13).51 

Abbildung 13: Modal Split für den Kreis Steinburg für das Jahr 2017 (links) und für 2023 (rechts) (Quelle: ZEBAU 
GmbH nach MiD 2017 und MiD 2023) 

 
49 Bundesministerium für Digitales und Verkehr (2017): Mobilität in Deutschland.  
50 Bundesministerium für Digitales und Verkehr (2017): Mobilität in Deutschland 2017. Regionalisierung von MiD-
Ergebnissen 2018 
51 infas, DLR, IVT und infas 360 (2025): Mobilität in Deutschland 2023 - Ergebnisse der regionalstatistischen 
Schätzung (im Auftrag des BMV) 
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Neben dem Modal Split ist das Pendlerverhalten ein wichtiger Faktor für die 

Verkehrsbelastung im Kreis Steinburg. Täglich pendeln rund 12.500 Personen in den Kreis 

Steinburg ein und etwa 24.500 Personen hinaus.52 Damit haben etwa 45 % der 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ihren Arbeitsort außerhalb des Kreises, was einer 

der höchsten Auspendlerquoten in Schleswig-Holstein entspricht.53 Die Hauptziele der 

Pendler*innen sind Itzehoe sowie die angrenzenden Kreise Pinneberg und Segeberg. 

Innerhalb des Kreises Steinburg bestehen schwächere Pendlerverbindungen, die vor allem 

die zentralen Orte Itzehoe und Glückstadt betreffen. 

Entgegen der Bemühung, den MIV zukünftig zu reduzieren, zeigt sich im Kreis Steinburg ein 

steigender Motorisierungsgrad. Zwischen 2016 und 2023 stieg die Anzahl der zugelassenen 

Fahrzeuge im Kreis Steinburg um 7,1 %. Im Amt Kellinghusen liegt die Steigerung in dem 

Zeitraum sogar bei 7,8 %. Die Fahrzeugdichte liegt damit etwas hºher als der 

Landesdurchschnitt von Schleswig-Holstein.54 Die Gründe für diese Entwicklung sind 

vielfältig: So erhöht der Pendelverkehr zu Arbeitsplätzen und Freizeitangeboten den Bedarf. 

Gleichzeitig bietet der öffentliche Personennahverkehr nur bedingt eine flexible und schnelle 

Alternative. Insbesondere die Fahrtzeit mit dem Pkw zum nächstgelegenen Mittelzentrum liegt 

im Amt Kellinghusen größtenteils zwischen 20 und 30 Minuten, während die gleiche Strecke 

mit den öffentlichen Verkehrsmitteln mehr als 60 Minuten dauert (siehe Abbildung 16). 

 

 

Der Verkehrssektor verursacht im Amt Kellinghusen rund 38.000לt COϜ und zählt 

damit zu den größten Emissionsquellen. Eine wirksame Reduzierung ist nur durch 

eine Mobilitätswende möglich, die das Mobilitätsverhalten hin zu mehr Nutzung des 

Umweltverbunds (ÖPNV, Rad- und Fußverkehr, Sharing-Angebote) verändert. Die 

amtszugehörigen Gemeinden können dies gezielt unterstützen, indem sie attraktive 

und nutzerfreundliche Rahmenbedingungen schaffen.  

 

 

4.3.2. ELEKTROMOBILITÄT  

Für das Amt Kellinghusen liegen keine gesonderten Daten vor. Daher werden nachfolgende 

Betrachtungen auf Kreisebene angestellt unter der Annahme, dass ein ähnliches 

Mobilitätsverhalten auf das Amt Kellinghusen zutrifft.  

Die Elektromobilität gewinnt im Kreis Steinburg zunehmend an Bedeutung. Im Jahr 2024 sind 

bei einem Gesamtbestand von 106.050 Personenkraftwagen (Pkw) bereits 2.202 Pkw mit 

Elektromotor zugelassen. Im Vergleich: 2019 waren lediglich 85 E-Pkw registriert, 2020 stieg 

die Zahl auf 169 E-Pkw, 2021 auf 437 E-Pkw, 2022 auf 977 E-Pkw und 2023 waren 1.592 

Pkw mit Elektromotor zugelassen55. Gemäß Landeskoordinierungsstelle Elektromobilität 

Schleswig-Holstein konnte in den vergangenen Jahren eine deutliche Zunahme des Anteils 

von Elektrofahrzeugen an den Pkw-Neuzulassungen in Schleswig-Holstein verzeichnet 

werden. Aktuell liegt der Anteil im rein elektrischen Betrieb bei ca. 29 % (Stand Mai 2026).56 

Es wird eine weitere Zunahme prognostiziert, die durch Förderprogramme, durch den Ausbau 

der Ladeinfrastruktur und das zunehmende Angebot im Elektrofahrzeugmarkt unterstützt wird. 

 
52 Statistische Ämter der Länder (2025): Pendleratlas für den Kreis Steinburg, SH 
53 IGES Institut (2024): 5. Regionaler Nahverkehrsplan Kreis Steinburg 2025-2029 
54 IGES Institut (2024): 5. Regionaler Nahverkehrsplan Kreis Steinburg 2025-2029 
55 Statistikamt Nord, Kraftfahrtbundesamt (2024): Kraftfahrzeugbestand nach Kraftfahrzeugarten 2024 
56 Landeskoordinierungsstelle Elektromobilität Schleswig-Holstein (2026): Online unter 
https://emobilitaet.sh/de/zahlen-daten-und-fakten#a4 
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Für das Amt Kellinghusen lässt sich daher eine weitere Wachstumsdynamik erwarten. 

Gleichermaßen ist der fortschreitende Ausbau der Ladeinfrastruktur sehr relevant. Dabei sind 

die Standorte von Ladesäulen in zwei Ebenen zu differenzieren: öffentlicher Raum sowie 

Privatgrundstücke. Der kommunale Einflussbereich betrifft beispielsweise Standorte wie 

Parkplätze, Bushaltestellen oder Zugangswege in Wohngebieten. Das bundesweite 

Programm ĂStandortTOOLñ gibt Auskunft ¿ber bereits bestehende ºffentliche E-Ladepunkte 

und ermittelt den Ausbaubedarf. Demnach existieren bereits 20 öffentliche E-Ladestationen 

im Amtsgebiet (siehe Abbildung 14). Bis 2030 wird der Bedarf für das Amtsgebiet Kellinghusen 

fast flächendeckend als gering eingeschätzt. Lediglich in Wrist und Hohenlockstedt besteht in 

Zukunft ein mittlerer Bedarf für weitere öffentliche E-Ladestationen. Aufgrund der dörflichen 

Strukturen und der vorwiegenden Bebauung mit Einfamilienhäusern ist davon auszugehen, 

dass der Großteil des Ladens von Elektroautos in Garagen, Carports und auf Stellplätzen auf 

Privatgrundstücken stattfinden wird. Für das Amtsgebiet lassen sich trotzdem Potenziale für 

den Ausbau der öffentlichen E-Ladeinfrastruktur ableiten. So ist die gezielte Erweiterung der 

E-Ladeinfrastruktur an stark frequentierten Orten wie beispielsweise Arbeitsstätten, 

öffentlichen Einrichtungen, Einkaufsmöglichkeiten und Bahnhöfen sinnvoll, da eine hohe 

Nutzungseffizienz ermöglicht wird und Elektroautos alltagstauglich geladen werden können. 

Während bei den gemeindeeigenen Liegenschaften wie den Schulen, 

Dorfgemeinschaftshäusern und dem Amtsgebäude die Flächenverfügbarkeit für neue E-

Ladestationen gegeben ist, ist andernorts die Kooperation mit lokalen Unternehmen und 

Einrichtungen notwendig. Eine Möglichkeit zur Förderung des Ausbaus der öffentlichen 

Ladeinfrastruktur ist die unentgeltliche Bereitstellung kommunaler Grundstücksflächen für 

Betreiber von E-Ladesäulen. Idealerweise werden in dieser Nutzungsform die  Anschaffungs- 

und Betriebskosten vom Ladesäulenbetreiber übernommen; jedoch sollte ein transparentes 

wettbewerbliches Auswahlverfahren erfolgen unter strikter Beachtung der Beihilfe- und 

Vergaberegulatorik. Ein strukturierter und zielgerichteter Ausbau der öffentlichen E-

Ladeinfrastruktur im Amt Kellinghusen ist daher nur möglich, wenn das Amt gemeinsam mit 

den Gemeinden eine moderierende und planende Rolle übernimmt. 

Auch gesetzlich wird der Aufbau von Ladeinfrastruktur vorangebracht. Das Gebäude-

Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) gibt für Neubauten und größere Renovierungen 

von Wohn- und Nichtwohngebäuden vor, dass diese ab einer definierten Stellplatzanzahl 

mindestens die Leitungsinfrastruktur vorhalten müssen. Für bestehende Nichtwohngebäude 

mit mehr als 20 Stellplätzen ist die Errichtung mindestens eines Ladepunktes seit 01.01.2025 

Pflicht. 
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Abbildung 14: Ladestationen und Bedarfsanalyse bis 2030 

 

 

Die Elektromobilität bietet ein signifikantes Treibhausgasminderungspotenzial, 

insbesondere wenn der Strom aus erneuerbaren Quellen stammt. Der Umstieg von 

Verbrennungsmotoren auf E-Fahrzeuge kann den Treibhausgasausstoß um rund 

40-60 % (aktueller Strommix) senken. Das Treibhausgasminderungspotenzial der 

Elektromobilität hängt stark von politischen Rahmenbedingungen sowie den 

Kaufentscheidungen der Nutzer*innen ab. 

Der Ausbau von E-Ladesäulen in öffentlichen Bereichen bietet zwar zusätzliche 

Infrastruktur, doch das direkte Treibhausgaseinsparpotenzial ist im Amt Kellinghusen 

jedoch vergleichsweise gering, da ein großer Teil der Ladevorgänge ohnehin im 

privaten Umfeld erfolgen kann. 

 

4.3.3. ÖFFENTLICHER PERSONENNAHVERKEHR 

Ein leistungsfähiger öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) ist im ländlichen Raum eine 

zentrale Voraussetzung für gleichwertige Lebensverhältnisse. Er ermöglicht die Erreichbarkeit 

von Arbeitsplätzen, Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen sowie Versorgungsangeboten 

und stellt eine wichtige Alternative zum motorisierten Individualverkehr dar. Für die 

Gemeinden im Amt Kellinghusen kommt dem ÖPNV zudem eine besondere Rolle zu, da viele 

Einwohner*innen nach Kiel, Hamburg, Itzehoe oder Neumünster pendeln. Seit Januar 2022 
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gehört der Kreis Steinburg zum Hamburger Verkehrsverbund (HVV), womit eine einheitliche 

Tarifstruktur (auch im Amt Kellinghusen) einherging. 

 

 
Abbildung 15: Erreichbarkeiten ÖPNV im Amtsgebiet (Quelle: ZEBAU GmbH nach Landesbetrieb Geoinformation 
und Vermessung)  

Das Amt Kellinghusen ist über zwei Bahnhöfe an den Regionalverkehr angeschlossen: 

¶ Brokstedt: Anschluss an den Regionalexpress RE 7/RE 70 (Hamburg Hbf. ï Kiel 

Hbf. über Elmshorn)  

¶ Wrist: Anschluss an den Regionalexpress RE 7/RE 70 (Hamburg Hbf ï Kiel Hbf) 

sowie an die Regionalbahn RB 71 (Hamburg-Hbf ï Wrist) 

Über Itzehoe und Neumünster besteht zudem Zugang zu weiteren Regional- und 

Fernverkehrsverbindungen (z. B. Richtung Kiel, Hamburg und Bad Oldesloe). Damit ist das 

Amt Kellinghusen in ein überregionales Schienennetz eingebunden, das eine 60-Minuten-

Grundtaktung bietet. Die Reaktivierung der Bahnanbindung nach Kellinghusen ist spätestens 

seit der Aufnahme in den fünften landesweiten Nahverkehrsplan (LNVP) beschlossen57. 

Diverse parallellaufende Projekte verzögern jedoch die Planungsumsetzung. 

Das Busangebot ist stark auf den Schulverkehr ausgerichtet. Allerdings wurden in den 

vergangenen Jahren Verbesserungen erzielt, indem zum Beispiel regelmäßigere 

Verbindungen nach Wrist und Hohenwestedt etabliert wurden und die Aufnahme in das HVV-

Gebiet verbessert die Anschlussmöglichkeiten. Mehrere Linien sichern derzeit die Anbindung 

an Schulen und Bahnhöfe: 

 
57 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus Schleswig-Holstein (2021): Fünfter 

Landesweiter Nahverkehrsplan bis 2027. Drucksache 19/3453, Schleswig-Holsteinischer Landtag. 
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Zur Verbesserung der Anbindung soll zudem durch den Kreis Steinburg bis 2029 die 

Aufwertung folgender Verbindungen geprüft werden:  

¶ Itzehoe ï Hohenlockstedt ï Lockstedt ï Hennstedt ï Aukrug ï Nortorf,  

¶ Itzehoe ï Kronsmoor ï Wittenbergen ï Kellinghusen ï Wrist und  

¶ Hohenaspe ï Hohenlockstedt.58  

Die Siedlungsgebiete im Amt Kellinghusen sind überwiegend durch Bushaltestellen 

erschlossen (siehe Abbildung 15). Zusätzlich bestehen Planungen für neue Haltestellen, etwa 

in Hohenlockstedt oder im Bereich Schäferweg. Auch im Neubaugebiet in Kellinghusen wird 

die Anbindung der neuen Gemeinschaftsschule über eine Haltestelle gesichert.59 Es lässt sich 

feststellen, dass das ÖPNV-Angebot im Amt Kellinghusen zwar eine Grundversorgung 

sicherstellt, jedoch zeitlich und räumlich eingeschränkt ist. Um den öffentlichen Nahverkehr 

zu stärken, haben die einzelnen Gemeinden im Amt Kellinghusen bereits Handlungsbedarfe 

formuliert. Dazu zählen insbesondere die Verdichtung der Taktung in den 

Hauptverkehrszeiten (auch außerhalb des Schulverkehrs), die Ausweitung der Bedienzeiten 

am Abend sowie die Einrichtung von Querverbindungen zwischen den Ortschaften, wie 

beispielsweise Hohenaspe ï Hohenlockstedt ï Kellinghusen. 

Ergänzend bestehen bereits vielerorts bedarfsorientierte Angebote, die insbesondere in 

weniger dicht besiedelten Gebieten auch außerhalb der regulären Fahrpläne die Mobilität 

sichern. Dazu zählt beispielsweise das Anruf-Sammel-Taxi (AST), welches in Teilen des HVV-

Gebiets, z.B. auf der Linie 6191 zwischen Wrist und Hohenwestetdt schon zum Einsatz 

kommt. Ein Einsatz im nordöstlichen Bereich des Kreises Steinburg wird im kreisweiten  

5. RNVP diskutiert. Dies würde beispielsweise die Gemeinden Brokstedt, Fitzbek, Quarnstedt, 

Sarlhusen und Willenscharen betreffen. 

Neben dem quantitativen Ausbau des öffentlichen Verkehrsangebotes, um dessen 

Attraktivität zu steigern, besteht im Amt Kellinghusen ein hohes Potenzial zur Förderung der 

Intermodalität.  Unter Intermodalität versteht man die Kombination verschiedener 

Verkehrsmittel innerhalb eines einzelnen Weges. Zur Förderung der Intermodalität ist ein 

attraktiver Umstieg zwischen den Verkehrsmitteln wichtig. Eine Mobilitätsstation ist ein 

zentraler Ort, an dem verschiedene Verkehrsmittel und Mobilitätsangebote ï wie ÖPNV, 

Carsharing oder E-Ladesäulen ï gebündelt und miteinander vernetzt werden. Die Einrichtung 

einer Mobilitätsstation ist in Kellinghusen mit dem Bahnanschluss geplant. Einen konkreten 

Zeitplan hierfür gibt es derzeit nicht. Weitere Schnittstellen zwischen ÖPNV und Individual- 

sowie Radverkehr bieten Park+Ride (P+R) und Bike+Ride (B+R). An den Bahnhöfen Wrist 

und Brokstedt sind beide Angebote bereits vorhanden. Die Gemeinde Hohenlockstedt plant 

im Zuge des Ausbaus der Kieler Straße die Ausrüstung einer Bushaltestelle mit einer 

überdachten und abschließbaren Fahrradabstellanlage, um die Erreichbarkeit der 

Bushaltestelle zu verbessern. In Verbindung mit dem Ausbau der Elektromobilität und der 

Schaffung weiterer Fahrradabstellanlagen im Amtsgebiet bietet sich zukünftig die Erweiterung 

der vorhandenen Anlagen und der Ausbau weiterer Haltestellen hin zu Mobilitätsstationen an.  

 

 
58 IGES Institut (2024): 5. Regionaler Nahverkehrsplan Kreis Steinburg 2025-2029 
59 IGES Institut (2024): 5. Regionaler Nahverkehrsplan Kreis Steinburg 2025-2029 
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Abbildung 16: Erreichbarkeit des nächsten Mittelzentrums mit dem ÖPNV  

(Quelle: ZEBAU GmbH nach DigitalAtlas Nord) 

 

 

Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) bietet ein erhebliches Potenzial zur 

Reduzierung von Treibhausgasemissionen, da private Pkw-Fahrten durch Änderung 

des Nutzerverhaltens ersetzt werden können. Der Ausbau und die Attraktivität des 

ÖPNV hängen jedoch stark von übergeordneten Verkehrsplanungen ab, auf welche 

die amtszugehörigen Gemeinden nur begrenzt Einfluss haben. Die ÖPNV-Nutzung 

im ländlichen geprägten Amt Kellinghusen ist jedoch bei Reisen in die 

nächstgrößeren Städte aufgrund der längeren Fahrtzeit unter Umständen nicht 

attraktiv (siehe Abbildung 16).  

 

4.3.4. SHARING- & ON-DEMAND-MOBILITÄT  

Eine Ergänzung zum klassischen Bus- und Bahnangebot sowie eine Alternative zum eigenen 

Pkw bilden flexible, überwiegend digital vermittelte Mobilitätsdienste wie Sharing- und On-

Demand-Modelle.  

Der Sharing-Trend ĂNutzen statt Besitzenñ ist mittlerweile deutschlandweit verteilt. Beim 

Carsharing wird zwischen einem stationsgebundenen Angebot, bei dem eine Fahrzeugflotte 

an festgelegten Carsharing-Stationen zur Verfügung steht, und der Nutzung von Freefloating-

Fahrzeugen, die innerhalb individueller Geschäftsgebiete ausgeliehen und abgestellt werden 

können, unterschieden. Eine bereits etablierte Möglichkeit für stationsgebundenes Carsharing 

in kleineren Gemeinden ist das ĂDºrpsmobilñ ï ein landesweites Kooperationsprojekt für 

Carsharing mit Elektromobilität im ländlichen Raum in Schleswig-Holstein. Ein solches 

Dörpsmobil steht derzeit in Sarlhusen zur Verfügung und wurde über eine Förderung der 
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ĂAktivRegionñ angeschafft. Die Ausleihe funktioniert, indem das Fahrzeug über eine 

Smartphone-App reserviert, entsperrt und bezahlt wird. Das Fahrzeug legt jährlich rund 

10.000 Kilometer zurück und wird vor allem durch die Dorfkümmerin, die Gemeindevertretung 

und teilweise die Feuerwehr genutzt. Das Ziel, private Zweitwagen mit dem Dörpsmobil zu 

ersetzen, wird derzeit nicht erreicht. Die laufenden Kosten für Reparaturen, Versicherung und 

den Strombezug sind jedoch gering. Der Erfolg eines solchen Carsharing-Angebots hängt im 

ländlichen Raum maßgeblich vom bürgerschaftlichen Engagement ab. Zudem zeigt das 

Dörpsmobil in Sarlhusen, dass für ein solches Carsharing eine gleichbleibende Zahl von 

Grundlastnutzer*innen nötig ist.  

Zusätzlich gibt es die Möglichkeit On-Demand-Systeme bzw. On-Demand-Busse zu 

integrieren. Diese bieten in aufkommensschwachen Bereichen und nachfrageschwachen 

Tageszeiten, deren Nachfrage für Linienbusangebote unzureichend ist, einen Anschluss an 

den ÖPNV. Sie besitzen keinen festen Fahrplan und keine festgelegten Routen, sodass sie 

flexibel gebucht werden können. Hierzu gehörte zum Beispiel das Gute-Nacht-Taxi in den 

amtsangehörigen Gemeinden, welches Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen 20 

Uhr und 6 Uhr zu vergünstigten Konditionen sichere Fahrten ermöglichte. Zum 31.12.2025 

wurde dieses Angebot u.a. aufgrund mangelnder Nachfrage eingestellt. 

Ein weiteres Sharing-Konzept ist der ĂB¿rgerbus Kellinghusenñ. Dieser verkehrt im gesamten 

Amtsgebiet Kellinghusen sowie zu einigen angrenzenden Gemeinden jeden Montag bis 

Freitag von 08:00 bis 18:00 Uhr.60 Der Bürgerbus wurde im September 2018 eingeweiht und 

beförderte bisher über 10.000 Fahrgäste.61 Das Angebot richtet sich vorrangig an Menschen, 

die weniger mobil sind, wie beispielsweise ältere Personen. Der Schwerpunkt liegt auf Fahrten 

nach Kellinghusen, Brokstedt und Hohenlockstedt unter anderem für Veranstaltungen, 

Arztbesuche oder zum Bahnhof. Insbesondere Bürger*innen aus dem nordwestlichen 

Amtsgebiet (z.B. Poyenberg) nutzen für Arztbesuche das näher gelegene Hohenwestedt im 

Kreis Rendsburg-Eckernförde. Obwohl eine Nachfrage gegeben wäre, kann dieses Fahrtziel 

durch den Bürgerbus nicht bedient werden; eine Erweiterung des Streckennetzes müsste 

geprüft werden. Weiterhin sollte der Bürgerbus vor allem für junge Menschen beworben 

werden. Der kostenlose Bürgerbusbetrieb zeichnet sich insbesondere als ergänzendes 

Transportmedium zum etablierten ÖPNV-Angebot aus und sollte auch weiterhin verstetigt und 

optional erweitert werden.  

 

Die Sharing-Mobilität kann Treibhausgasemissionen direkt reduzieren, indem private 

Pkw-Fahrten ersetzt und Fahrzeugauslastungen erhöht werden. Ihr Effekt hängt 

jedoch stark von der Nutzung und Akzeptanz der Nutzer*innen ab. Die 

amtszugehörigen Gemeinden können zwar die Infrastruktur bereitstellen und 

entsprechende Modelle fördern, ihr Einfluss auf das THG-Reduktionspotenzial ist 

jedoch begrenzt. Der weitere Ausbau des stationsgebundenen Carsharings im Amt 

Kellinghusen ist jedoch nicht prioritär zu betrachten. 

 

 

 
60 Verein für Gemeindepflege für Kellinghusen und Umgegend von 1893 e.V. (2025): https://www.buerger-fahren-
buerger.de/ 
61 Norddeutsche Rundschau vom 03.07.2025: Artikel ĂBürgerbus 10.000 Mal unterwegsñ 
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4.3.5. RADVERKEHR 

Eine qualitative Radinfrastruktur ist für eine klimafreundliche Mobilität von entscheidender 

Bedeutung. Ziel ist es, sichere und attraktive Verbindungen und Abstellanlagen zu schaffen, 

damit die Nutzung des Fahrrads im Alltag möglichst komfortabel ist. Die Reduzierung des MIV 

zugunsten umweltfreundlicherer Fortbewegungsmittel wie dem Fahrrad hat direkte 

Auswirkungen auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen. Darüber hinaus kann die 

Verbesserung der Radverkehrsinfrastruktur die lokale Wirtschaft positiv beeinflussen, indem 

sie den Tourismus ankurbelt, was wiederum zur Lebensqualität in der Region beitragen kann. 

Wie in vergleichbaren ländlichen Regionen im Kreis Steinburg ist derzeit im Amt Kellinghusen 

der Verkehr überwiegend auf den MIV ausgerichtet. Für den Radverkehr bestehen 

Herausforderungen und Potenziale zugleich. Herausforderungen bestehen insbesondere bei 

der durchgängigen und flächendeckenden Verbindung von Ortschaften mit sicheren und 

gewarteten Radwegen. Die Bewegung mit dem Fahrrad zwischen den Gemeinden wird nach 

Aussagen der Lenkungskreis-Mitglieder als grundsätzlich gut bewertet. Vereinzelt besteht der 

Wunsch nach einem Lückenschluss wie zum Beispiel zwischen Hennstedt und Poyenberg 

sowie zwischen Rade und Hennstedt. Letztere ist ebenso im regionalen Radverkehrsnetz 

erkennbar (Abbildung 17).  

 

Abbildung 17: Radverkehrsnetz im Amt Kellinghusen (Quelle: LRVN, Stand 2022) 

Ein Potenzial besteht durch die bereits eingerichtete Radkoordinierungsstelle beim Kreis 

Steinburg. Diese berät zu Fördermöglichkeiten, koordiniert und unterstützt die Ämter und 

Gemeinden. Ziel ist es, mehr Menschen im Kreis aufs Fahrrad zu bringen. Derzeit befindet 

sich ein Radverkehrskonzept in der Erstellung, welches ein Radwegenetz für den alltäglichen 

Radverkehr definiert. Dabei sollen die Verbindungen der Gemeinden untereinander und neue 

Entwicklungen wie zum Beispiel die Zunahme der E-Bike-Nutzung berücksichtigt werden. Im 
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April 2025 wurden die Ergebnisse einer Online-Beteiligung der Gemeinden und der Entwurf 

für das kreisweites Radverkehrsnetz vorgestellt. 

Basierend auf den genannten Konzepten und den durch die Gemeinden selbst identifizierten 

Handlungsbedarfen empfiehlt sich eine Ausweitung des Radwegenetzes, die Schaffung 

zusätzlicher, durchgängiger Verbindungen und die Schließung bestehender Netzlücken, 

sodass mehr Menschen auf direkteren und sicheren Routen unterwegs sein können. 

Qualitativ steht die Verbesserung der baulichen und gestalterischen Standards im 

Vordergrund: breite und baulich getrennte Radwege, sichere Kreuzungsbereiche, Tempo-30-

Zonen sowie klare Markierungen erhöhen den Komfort und die Sicherheit. Diese Punkte 

werden unter anderem auch als priorisierte Handlungsempfehlungen im Radverkehrskonzept 

der Stadt Kellinghusen genannt62 (siehe Tabelle 5). 

Tabelle 5: Auszug des Handlungsplans mit Priorität 1 zum Radverkehrskonzept für die Stadt Kellinghusen (Quelle: 

urbanus GbR und Planungsgemeinschaft Verkehr PGV Dargel Hildebrandt GbR) 

Nummer Handlungsempfehlung 

2.3 Prüfung eines durchgehenden Halteverbotes in der Fahrbahn und Ausweitung Tempo-

30 in der Brauerstraße 

2.4 Markierung Piktogrammketten mit Furtmarkierungen und Beschilderung 

"Fahrbahnführung" und Prüfung 30 km/h 

2.5 Führungswechsel mit Überquerungsstelle nördlich des Kreisverkehrs B206 

2.15 Einrichtung eines Überholverbotes für einspurige Fahrzeuge in der Lehmbergstr. 

4.2 Verbesserung Fahrradparken an Schulen 

 

Weitere Impulse für eine vermehrte Fahrradnutzung kann die Errichtung von 

Radabstellanlagen darstellen, auf die auch in den vorhandenen Quartiers- bzw. 

Ortsentwicklungskonzepten (z.B. Fitzbek, Quarnstedt, Wrist) hingewiesen wird. Am Bahnhof 

Brokstedt wurden im Rahmen der ĂBike+Ride-Offensiveñ FahrradschlieÇfªcher installiert, die 

sichere Abstellmöglichkeiten bieten; am Bahnhof Wrist sind ebenfalls solche 

Fahrradschließfächer geplant.  

 

 

Der Radverkehr bietet ein hohes Potenzial zur Senkung von 

Treibhausgasemissionen, da kurze Wege klimafreundlich ohne motorisierte 

Fahrzeuge zurückgelegt werden können. Die amtszugehörigen Gemeinden können 

durch den Ausbau sicherer Radwege, Fahrradabstellanlagen und integrierter 

Mobilitätskonzepte die Nutzung fördern, wobei die tatsächliche Wirkung stark von 

der Akzeptanz und dem Verkehrsverhalten der Bevölkerung abhängt. 

  

 
62 urbanus GbR und Planungsgemeinschaft Verkehr PGV Dargel Hildebrandt GbR (2022): Tabellarischer 
Handlungsplan zum Radverkehrskonzept Stadt Kellinghusen 
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4.3.6. ZUSAMMENFASSUNG DER POTENZIALE 

Der Verkehrssektor verursacht im Amt Kellinghusen rund 38.000 t COϜ und zählt damit zu den 

größten Emissionsquellen. Eine deutliche Reduktion ist nur durch eine umfassende 

Mobilitätswende möglich, die das Mobilitätsverhalten stärker auf den Umweltverbund (ÖPNV, 

Rad- und Fußverkehr sowie Sharing-Angebote) ausrichtet. Für das Jahr 2023 zeigt sich im 

Kreis Steinburg bereits eine positive Entwicklung des Modal Splits zugunsten des 

Umweltverbunds. Während der Anteil des öffentlichen Verkehrs stabil bleibt, sinkt der Anteil 

des motorisierten Individualverkehrs gegen¿ber 2017 um rund 4 %. Ursache hierf¿r ist der 

höhere Anteil an Wegen, die zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurückgelegt werden. Die 

Amtsverwaltung und die amtsangehörigen Gemeinden können diesen Wandel unterstützen, 

indem sie nutzerfreundliche Rahmenbedingungen für den Umstieg auf den Umweltverbund 

schaffen. Das Potenzial zur Emissionsminderung ist dennoch stark von übergeordneten 

Verkehrsplanungen sowie von der Nutzung und Akzeptanz der Bevölkerung abhängig. Die 

Siedlungsbereiche im Amt Kellinghusen sind grundsätzlich an Bus- und Bahnlinien 

angebunden, jedoch ist das ÖPNV-Angebot zeitlich und räumlich begrenzt. Zur Stärkung des 

öffentlichen Verkehrs wurden dichtere Takte in Hauptverkehrszeiten, längere Bedienzeiten 

am Abend, Querverbindungen zwischen den Orten sowie flexiblere Angebote wie Rufbusse 

vorgeschlagen. 

Potenziale für den Ausbau der öffentlichen Ladeinfrastruktur bestehen insbesondere an 

hochfrequentierten Standorten wie Arbeitsstätten, öffentlichen Einrichtungen, 

Einkaufsmöglichkeiten und Bahnhöfen sowie auf gemeinschaftlichen Parkflächen von 

Mehrfamilienhäusern. Dennoch wird aufgrund der dörflichen Strukturen zukünftig ein Großteil 

der Ladevorgänge auf privaten Grundstücken stattfinden. Zur Unterstützung des öffentlichen 

Ausbaus kann zudem die unentgeltliche Bereitstellung kommunaler Flächen für 

Ladeinfrastrukturbetreiber einen wirksamen Beitrag leisten. 
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4.4. HANDLUNGSFELD AKTIVIERUNG DER ZIVILGESELLSCHAFT  

Klimaschutz entfaltet seine größte Wirkung, wenn er aktiv in die Gesellschaft hineingetragen 

wird und dort zu klimafreundlichem Verhalten motiviert. Nur wenn Bürger*innen informiert, 

sensibilisiert und aktiv eingebunden werden, können Klimaschutzmaßnahmen erfolgreich 

umgesetzt und langfristig getragen werden. Eine zentrale Voraussetzung dafür ist ein 

transparentes Verwaltungshandeln sowie eine verständliche und zielgerichtete 

Kommunikation über Maßnahmen und Fortschritte. Ebenso entscheidend ist die aktive 

Einbindung der Bevölkerung selbst. 

Diese kann durch niedrigschwellige Anreize im Alltag, durch anschauliche Vorbilder aus dem 

direkten Lebensumfeld, durch engagierte Initiativen sowie durch frühzeitige Umweltbildung 

gefördert werden. Auf diese Weise wird deutlich, dass Klimaschutz vielfältige Anknüpfungs-

punkte bietet und sich grundsätzlich in den Alltag aller Menschen integrieren lässt. 

Im Sektor Privathaushalte bestehen zahlreiche niedrigschwellige Möglichkeiten, Energie 

einzusparen und den eigenen COϜ-Ausstoß zu reduzieren: 

¶ Einsparungen beim Heizungsenergieverbrauch: angepasstes Heiz- und 

Lüftungsverhalten (z.B. durch das Absenken der Raumtemperatur); Entlüften von 

Heizkörpern oder Einsatz programmierbarer Thermostate  

¶ Warmwasser: wassersparende Duschköpfe sowie niedrigere Waschtemperaturen  

¶ Strombereich: effiziente elektronische Geräte; Verzicht auf Stand-by-Modus; Nutzung 

von Restwärme; Austausch alter Leuchtmittel durch LED-Lampen; Installation von 

Balkonkraftwerken 

¶ nachhaltiges Konsumverhalten: Hinterfragen von Kaufentscheidungen und 

Konsumgewohnheiten; Reparatur statt Neukauf; Produkte teilen oder weitergeben.  

Positive Beispiele aus dem Amt Kellinghusen zugunsten einer Aktivierung der Zivilgesellschaft 

für nachhaltiges und klimaschonendes Verhalten sind bereits vorhanden: 

¶ Tauschhaus Kellinghusen: Kreislaufwirtschaft stärken und nachhaltigen Konsum 

praktisch erlebbar machen 

¶ Projektgruppe ĂGlobal Nachhaltige Kommuneñ: Umsetzung eines 

Nachhaltigkeitsprozesses durch lokale Projekte (z.B. Althandysammlung, 

Permakulturgarten, Recycling von Zigarettenstummeln, mobile Bäume) 

¶ RepairCafé Kellinghusen 

 

4.4.1. KLIMASCHUTZKOMMUNIKATION 

Eine wirksame Klimaschutzkommunikation ist ein zentraler Baustein für das Gelingen der 

lokalen Klimaschutzarbeit. Sie trägt dazu bei, Bewusstsein für die Herausforderungen und 

Handlungsmöglichkeiten zu schaffen, Akteur*innen zu aktivieren und insbesondere 

Schlüsselakteure gezielt in Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse einzubinden. Darüber 

hinaus ermöglicht eine transparente und regelmäßige Berichterstattung über laufende 

Maßnahmen und Fortschritte, Vertrauen aufzubauen und die Sichtbarkeit von 

Klimaschutzaktivitäten zu erhöhen. Um unterschiedliche Zielgruppen zu erreichen, bedarf es 

einer vielfältigen und zielgruppengerechten Ansprache über verschiedene 

Kommunikationskanäle. Dazu zählen unter anderem klassische Medien wie Pressearbeit und 

Informationsflyer ebenso wie digitale Formate, beispielsweise die Amtshomepage, Social-

Media-Kanäle oder interne Newsletter für Beschäftigte. Eine breit aufgestellte 
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Klimaschutzkommunikation schafft so die Grundlage für Information, Beteiligung und 

langfristiges Engagement. 

Informationsveranstaltungen, Mitmachaktionen (z.B. RepairCafé Hohenlockstedt) und 

Wettbewerbe stellen wichtige Bausteine der Klimaschutzkommunikation dar, da sie Wissen 

vermitteln, zur aktiven Teilnahme motivieren und Klimaschutz im Alltag erlebbar machen. 

Bereits bestehende Formate wie Aufräumaktionen oder das Stadtradeln sprechen 

unterschiedliche Zielgruppen an und fördern das gemeinschaftliche Engagement. Durch das 

Klimaschutzmanagement wurden bereits öffentliche Klimastammtische initiiert, die sich unter 

Einbindung von Fachreferent*innen gezielt einzelnen Themen widmen, wie beispielsweise 

dem Einsatz von Wärmepumpen im Einfamilienhaus. Diese Formate fördern den 

Wissenstransfer und bieten praxisnahe Orientierung für interessierte Bürger*innen. 

Ergänzend bietet es sich an, Klimaschutzangebote in Öffentlichkeitsveranstaltungen (z.B. 

Feuerwehrfeste, Schulfeste) gezielt zu integrieren. Durch niedrigschwellige Formate, wie 

beispielsweise die Glühbirnen-Tauschaktion auf dem Weihnachtsmarkt in Kellinghusen, 

können Bürger*innen direkt angesprochen und praktische Impulse für klimafreundliches 

Handeln gegeben werden. 

Angebote für Fördermöglichkeiten und Beratungsleistungen im Bereich Klimaschutz, 

beispielsweise durch kostenfreie Energiesparberatungen der Verbraucherzentrale, sind auf 

dem Internetaufritt des Amtes aufgeführt. Gleichzeitig zeigt sich, dass die Bekanntheit solcher 

Angebote weiter gesteigert werden sollte. 

 

4.4.2. UMWELTBILDUNG  

Um künftige Generationen frühzeitig für eine nachhaltige und klimafreundliche Entwicklung zu 

sensibilisieren, spielt Bildung in Kita, Schule, Ausbildung und Hochschule eine zentrale Rolle. 

Hier setzt der Ansatz der ĂBildung für nachhaltige Entwicklungñ (BNE) an. BNE befähigt 

Menschen dazu, zukunftsorientiert und global vernetzt zu denken, Zusammenhänge zu 

erkennen und verantwortungsvoll sowie nachhaltig zu handeln. Dabei verfolgt sie einen 

ganzheitlichen Ansatz, der sowohl lokale als auch globale Perspektiven berücksichtigt und die 

Interessen heutiger wie auch zukünftiger Generationen einbezieht. BNE stellt damit einen 

wesentlichen Bestandteil des vierten Ziels ĂHochwertige Bildungñ der Sustainable 

Development Goals (SDGs) der Vereinten Nationen ab. 

In Bezug auf schulische Umweltbildung ist die Wilhelm-Käber-Schule Hohenlockstedt als 

positives Beispiel aus dem Amt Kellinghusen zu nennen. So ist die Schule zur 

Klimawaldschule ernannt. Dabei steht im Vordergrund, den Umweltschutzgedanken und die 

Wichtigkeit von Wäldern den Schüler*innen näherzubringen. Damit das Thema nicht nur 

projektgebunden, sondern auch in den Unterricht integriert werden kann, gibt es die Wahl zur 

Belegung eines naturwissenschaftlichen Profils. Projekte zum Thema Nachhaltigkeit und 

Umweltschutz wurden bereits in Begleitung engagierter Lehrkräfte umgesetzt. Auch im 

Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Hennstedt63 wurde das Handlungsfeld 

Umweltbildung durch die Schaffung eines ĂGr¿nen Klassenzimmersñ konkret adressiert. 

 

 
63 M+T Markt und Trend GmbH und BCS STADT + REGION (2022): Ortsentwicklungskonzept für die Gemeinde 

Hennstedt 
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4.4.3. NETZWERKE UND INITIATIVEN 

Ein starkes Klimaschutznetzwerk ist notwendig, um gemeinsam Klimaschutzprojekte zu 

entwickeln und umzusetzen. Ein zentraler Mehrwert solcher Zusammenschlüsse liegt in der 

Bündelung von praktischen Erfahrungen und fachlichen Kompetenzen, im gegenseitigen 

Austausch sowie in der Nutzung von Synergien zwischen verschiedenen Beteiligten. 

Netzwerke und Initiativen für den Klimaschutz können sowohl innerhalb einzelner 

Interessengruppen entstehen als auch interessenübergreifend zwischen verschiedenen 

Akteursgruppen aufgebaut werden. Insbesondere die Vernetzung unterschiedlicher 

Interessengruppen kann dazu beitragen, den Klimaschutzgedanken stärker in der 

Gesellschaft zu verankern und klimafreundliches Handeln als Querschnittsaufgabe zu 

etablieren. Darüber hinaus können auch Netzwerke in Bereichen entstehen, die sich nicht 

primär mit Klimaschutz beschäftigen, etwa in Kultur- und Bildungseinrichtungen, 

Sportvereinen oder Kirchengemeinden. Langfristig können Akteur*innen des Netzwerkes 

nach dem Prinzip ĂHilfe zur Selbsthilfeñ die Aufgaben motiviert und selbstständig angehen. 

Durch den Aufbau von Netzwerken wird der Austausch zwischen Bürger*innen gefördert und 

das Bewusstsein für Klimaschutz und Nachhaltigkeit gestärkt. Ein zentrales Potenzial liegt im 

Engagement der Bürger*innen. Bereits bestehende Projekte wie der Klimadialog Brokstedt 

zeigen, dass ein Interesse an ehrenamtlicher Beteiligung und klimabezogenen Initiativen 

vorhanden ist. Darauf aufbauend sollten diese erfolgreichen Ansätze weiter ausgebaut, 

verstetigt und gezielt gestärkt werden, um das vorhandene Engagement langfristig zu fördern 

und zusätzliche Beteiligungsmöglichkeiten zu schaffen. 

 

4.4.4. ZUSAMMENFASSUNG DER POTENZIALE 

Im Handlungsfeld Aktivierung der Zivilgesellschaft bestehen vielfältige Potenziale, um 

Klimaschutz wirksam voranzubringen. Eine zentrale Rolle spielt dabei die Bevölkerung selbst: 

Durch nachhaltiges Alltagsverhalten, insbesondere in den Bereichen Energieeinsparung und 

Konsum, können Bürger*innen aktiv zur Reduktion von Emissionen beitragen. Gleichzeitig ist 

eine zielgerichtete Klimaschutzkommunikation entscheidend, um Bewusstsein zu schaffen, 

zur Mitwirkung zu motivieren und bestehende Angebote wie Beratungen oder 

Veranstaltungsformate besser sichtbar zu machen. Ergänzend kommt der Umweltbildung 

eine wichtige Bedeutung zu, da sie langfristig Kompetenzen für nachhaltiges Denken und 

Handeln vermittelt. Darüber hinaus werden durch eine stärkere Vernetzung relevante 

Schnittstellenfunktionen geschaffen, die auch die Klimaschutzbemühungen auf Amtsebene 

unterstützen können. 
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5. SZENARIENENTWICKLUNG 

In der Potenzialanalyse wurden Möglichkeiten ermittelt, wie sich die CO2-Emissionen durch 

Energieeinsparungen oder Verwendung von emissionsfreier Energie verringern lassen. 

Szenarien werden erstellt, um mögliche unterschiedliche Zukunftsentwicklungen aufzuzeigen 

und die möglichen Auswirkungen verschiedener Handlungsoptionen zu verdeutlichen. In den 

betrachteten Szenarien wird dargelegt, welche möglichen Entwicklungen der THG-

Emissionen des Amtes Kellinghusen unter welchen Bedingungen zu erwarten sind. Mit dem 

Klimaschutzszenario soll dargestellt werden, wie groß die Anstrengungen in den nächsten 

Jahren sein müssen, um die gesetzlich verankerten Klimaschutzziele bis zum Jahr 2040 zu 

erreichen. Insbesondere der politische Wille sowie die gesellschaftliche Akzeptanz müssen 

vorhanden sein, um eine Umsetzung zu erreichen. Abschließend werden im Abschnitt 

Gesamtentwicklung die Einsparpotenziale aus dem Klimaschutzszenario zusammengefasst 

und um lokale Maßnahmen ergänzt. 

Im Folgenden werden zwei unterschiedliche Szenarien zur Entwicklung der 

Energieverbräuche und THG-Emissionen gegenübergestellt: 

¶ Referenzszenario : Fortführung des Status Quo ohne ambitionierte 

Klimaschutzanstrengungen. Berücksichtigung gesetzlich verankerter Maßnahmen, 

wie z.B. GEG, WPG, EWKG. Projektion künftiger Entwicklungen (z. B. Anteile 

erneuerbarer Energien im Strommix, Sanierungsrate)  

¶ Klimaschutzszenario : Erreichen der Klimaschutzziele im Bereich Strom und Wärme 

sowie deutliche Einsparungen im Endenergieverbrauch z.B. durch eine erhöhte 

Sanierungsrate und eine deutliche Ausweitung der Nutzung Erneuerbarer Energien in 

der Wärmeversorgung  

Die in den Szenarien berechneten Einsparungen beruhen auf fachlich fundierten Prognosen 

über die zukünftige Entwicklung mehrerer Faktoren, zum Beispiel des Emissionsfaktors des 

Stroms, Bevölkerungsentwicklung oder Wirtschaftsentwicklung. Es kann an dieser Stelle 

keine abschließende Aussage dazu getroffen werden, mit welcher Wahrscheinlichkeit sich die 

prognostizierten Faktoren tatsächlich entwickeln. Dies ist unter anderem in den dynamischen 

Entwicklungen am Energiemarkt begründet, die durch übergeordnete Faktoren wie 

Gesetzgebung oder unerwartete technologische und wirtschaftliche Neuerungen beeinflusst 

werden und sich daher nur schwierig über Jahre und Jahrzehnte voraussagen lassen. Vor 

diesem Hintergrund werden zwei mögliche Entwicklungen aufgezeigt, die auf den aktuellen 

Erkenntnissen basieren. Andere Entwicklungen sind ebenso möglich und dementsprechend 

können die Emissionsminderungen höher oder niedriger ausfallen als hier dargestellt, wenn 

sich die verwendeten Faktoren anders entwickeln als an dieser Stelle prognostiziert. 

Hierdurch kann es zu erheblichen Abweichungen von den in der Szenarienbetrachtung 

aufgeführten Werten kommen. Diese sind daher nicht als festgeschriebene Entwicklungen zu 

betrachten, sondern als abstrakte Rechenmodelle (basierend auf Annahmen). Hierbei sind 

weiterführende Effekte, z.B. durch Verhaltensänderungen, unberücksichtigt, da diese nicht 

kalkulatorisch darstellbar sind. Eine Fortschreibung anhand der tatsächlichen Entwicklungen 

ist für ein weiteres Monitoring sehr zu empfehlen. 

Die folgende Tabelle zeigt die wesentlichen Annahmen in den Szenarien. Annahmen, für die 

keine Quelle angegeben ist, basieren auf Erfahrungen des Gutachterteams (Averdung 

Ingenieure & Berater GmbH) aus der Erstellung zahlreicher kommunaler Wärmepläne, 

Klimaschutzkonzepten und weiteren Untersuchungen.  
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Tabelle 6: Annahmen zur Szenarienentwicklung (Quelle: Averdung Ingenieure & Berater GmbH) 

Übersicht Annahmen  Referenzszenario  Klimaschutzszenario  

2030 2040 2030 2040 

Emissionsfaktor Strom [g CO2/kWh] 323 203 10364 2764 

Anteil E-Mobilität am Verkehr 20 % 50 % 25 % 90 % 

Anteil erneuerbarer Energien an der 

Gebäudebeheizung 

20 % 65 % 25 % 90 % 

Einsparung Wärmebedarf durch Sanierung 

(basierend auf 65 und 66) 

3,5 % 8,0 % 10 % 25 % 

Bevölkerungsentwicklung (basierend auf 67) -1% -2,20 % -1 % -2,2 % 

Anteil Dekarbonisierung von Industrie und 

Gewerbe 

- - 15 % 100 % 

Emissionsminderung im Individualverkehr 

durch Änderung Modal Split 

- - 5 % 10 % 

 

5.1. REFERENZSZENARIO 

Im Referenzszenario werden die folgenden übergeordneten Maßnahmen berücksichtigt: 

Reduktion des CO2-Emissionsfaktors des Strommix im Referenzszenario 

Für den bundesdeutschen Strommix wird aufgrund des wachsenden Ausbaus der 

erneuerbaren Energien, des gesetzlich festgelegten Kohleausstiegs und des damit 

steigenden Anteils des erneuerbaren Stroms von einer Reduktion des CO2-Emissionsfaktors 

im Bundesstrommix von 0,449 kg/kWh im Jahr 2023 auf 0,203 kg/kWh im Jahr 2040 

ausgegangen. Dies würde bedeuten, dass sich abweichend vom bundesdeutschen Ziel eine 

Reduktion der spezifischen Emissionen von weniger als 80 % bis 2040 ergibt. Diese Annahme 

ist als lineare Fortschreibung des Trends bewusst sehr konservativ gewählt und soll abbilden, 

welche Emissionen entstehen, falls der Ausbau der erneuerbaren Energien im Stromsektor 

nicht den gewünschten Hochlauf erfährt. 

Die Prognose der zukünftig verbrauchten Energiemengen gestaltet sich aufgrund der 

Abhängigkeit von gesamtwirtschaftlichen Effekten, der komplexen Zusammenhänge 

zwischen Wachstum von energiebasierten Anwendungen und gleichzeitigen 

Einsparungsmöglichkeiten durch Effizienzgewinne und innovative Entwicklungen schwierig. 

So kommt z.B. die Studie ĂEnergiewirtschaftliche Projektionen und Folgeabschªtzungen 

2030/205068 zu einer Verringerung des Endenergiebedarfs um ca. 19 % gegenüber 2020, 

 
64 Technikkatalog Wärmeplanung (Langreder et al. 2024): https://www.kww-halle.de/service/infothek/detail/kww-

technikkatalog-waermeplanung-begleitdokument  
65 Schleswig-Holsteinischer Landtag (2021): Bericht der Landesregierung. Energiewende und Klimaschutz in 

Schleswig-Holstein - Ziele, Maßnahmen und Monitoring 2021. Drucksache 19/3063. Online unter: 
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/03000/drucksache-19-03063.pdf. 
66 https://ariadneprojekt.de/media/2021/10/Ariadne_Szenarienreport_Oktober2021_Kapitel3_Waermewende.pdf  
67 Gertz Gutsche Rümenapp GbR (2026): Kleinräumige Bevölkerungs- und Haushaltsprognose für den Kreis 

Steinburg bis zum Jahr 2040. Ergebnisbericht.  
68 Prognos et al. (2020): Energiewirtschaftliche Projektionen und Folgeabschätzungen 2030/2050. Dokumentation 
von Referenzszenario und Szenario mit Klimaschutzprogramm 2030. 

https://www.kww-halle.de/service/infothek/detail/kww-technikkatalog-waermeplanung-begleitdokument
https://www.kww-halle.de/service/infothek/detail/kww-technikkatalog-waermeplanung-begleitdokument
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während der Stromverbrauch nahezu konstant bleibt. Andere Studien gehen von einer 

Erhöhung des Nettostrombedarfs um 45 %69 oder einer Reduktion um 15 %70 aus. 

Vereinfachend wird daher für das Referenzszenario davon ausgegangen, dass die 

Energieverbräuche sowohl in den Bereichen Strom und Wärme als auch im Bereich Verkehr 

gleichbleiben.  

Reduktion des Wärmebedarfs durch Gebäudemodernisierung 

Im Bereich der Gebäudewärme wird von einer gleichbleibenden jährlichen Sanierungsrate auf 

dem aktuellen Niveau von ca. 1 %, bezogen auf den Gesamtgebäudebestand, 

ausgegangen.71 Hierbei werden durchschnittliche Energieeinsparungen durch die Sanierung 

in Höhe von 30 % erwartet. Unter Einbeziehung dieser Voraussetzungen würden 

dementsprechend bis 2030 ca. 7 % und bis 2040 ca. 15 % der Gebäude modernisiert, wodurch 

Energieeinsparungen im Bestand von knapp 3,5 % bis 2030 und knapp 8 % bis 2040 zu 

erwarten wären. 

Nutzung von Erneuerbaren Energien in der Gebäudebeheizung 

Im Amt Kellinghusen wurde für mehrere Gemeinden bereits eine Kommunale Wärmeplanung 

oder ein Quartierskonzept erstellt. Mit Ausweisung von Wärmenetzgebieten in einem 

separaten Gemeindebeschluss bzw. spätestens ab dem 01.07.2028 gilt nach dem nationalen 

Gebäudeenergiegesetz die Verpflichtung des Einsatzes von mindestens 65 % erneuerbarer 

Energien in der Wärmeversorgung bei einer Heizungssanierung. Weiterhin muss nach dem 

31.12.2044 die Gebäudebeheizung treibhausgasneutral erfolgen. Aufgrund der aktuell noch 

langsam anlaufenden Wärmewende wird im Referenzszenario davon ausgegangen, dass bis 

2040 die landesgesetzlichen Vorgaben gemäß EWKG für eine treibhausgasneutrale 

Wärmeversorgung noch nicht vollständig erreicht werden. Es wird angenommen, dass 20 % 

der Wärmeversorgung bis 2030 auf erneuerbare Energie umgestellt sein wird und dieser 

Anteil bis 2040 auf 65 % steigt. Die Emissionen durch Erdgasverbräuche für die 

Gebäudebeheizung verringern sich bis 2040 um 65 %. Die entsprechenden Wärmebedarfe 

werden aufgrund des verstärkten Einsatzes von Wärmepumpen der Umweltwärme 

zugerechnet. Die Emissionen verringern sich dadurch im Verhältnis der Emissionsfaktoren 

von Erdgas und Umweltwärme. 

Mobilität  

Im Bereich Mobilität wird für die Szenarien die Entwicklung des Modal Splits und der 

Elektromobilität prognostiziert. Für das Referenzszenario wird von einem gleichbleibenden 

Modal Split ausgegangen. 

Weiterhin werden die PKW-Zulassungszahlen für Elektroautos in Deutschland aus dem Jahr 

2021 von 355.96172 linear hochgerechnet. Daraus ergibt sich ein Anteil von ca. 7,5 % Elektro-

PKW im Jahr 2030 und 20 % im Jahr 2040. Es wird jedoch bereits im Referenzszenario von 

einer beschleunigten Entwicklung ausgegangen, sodass für das Jahr 2030 ein Anteil von 20 % 

 
69 Fraunhofer IEWS (2015): Wie hoch ist der Stromverbrauch in der Energiewende? Energiepolitische 
Zielszenarien 2050 ï Rückwirkungen auf den Ausbaubedarf von Windenergie und Photovoltaik. Studie im Auftrag 
von Agora Energiewende. 
70 Prognos AG, EWI und GWS (2014): Entwicklung der Energiemärkte ï Energiereferenzprognose. 
71 Schleswig-Holsteinischer Landtag (2021): Bericht der Landesregierung. Energiewende und Klimaschutz in 
Schleswig-Holstein - Ziele, Maßnahmen und Monitoring 2021. Drucksache 19/3063. Online unter: 
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/03000/drucksache-19-03063.pdf. 
72 Kraftfahrtbundesamt (2022): Fahrzeugzulassungen. Neuzulassungen von Personenkraftwagen nach 
Segmenten und Modellreihen. Monatsergebnisse Februar 2022. Online unter: 
https://www.kba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistik/Fahrzeuge/FZ11/fz11_2022_02.xlsx?__blob=publication
File&v=4   
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Elektro-PKW und für das Jahr 2040 von 50 % angenommen wird. Vereinfachend wird davon 

ausgegangen, dass entsprechend 20 % und 50 % der Emissionen im Verkehrssektor durch 

Elektromobilität ersetzt werden. Hierbei werden für den eingesetzten Strom Emissionsfaktoren 

von 323 g CO2/kWh für 2030 und 203 g CO2/kWh für 2040 sowie eine 

Wirkungsgradverbesserung von 65 % angenommen. Die dadurch entstehende 

Emissionsminderung wird dem Verkehrssektor zugerechnet. 

Berechnung Referenzszenario 

Im Referenzszenario sinken die CO2-Emissionen von 119.263 t CO2/a bis zum Jahr 2040 um 

ca. 51 % auf 56.849 t CO2/a. In Abbildung 18 ist die Entwicklung der Emissionen im Amt 

Kellinghusen im Referenzszenario bis 2040 dargestellt, aufgeteilt nach Sektoren.  

 
Abbildung 18: CO2-Emissionen bis 2040 im Referenzszenario aufgeteilt nach Sektoren (Quelle: Averdung 

Ingenieure und Berater GmbH) 

Im kommunalen Sektor wird mit einer Minderung um ca. 65 % die stärkste 

Emissionsminderung erreicht, gefolgt von den Privaten Haushalten mit 58 % und dem Sektor 

Gewerbe, Handel, Dienstleistungen mit 55 %. In diesen Sektoren hat Erdgas einen 

vergleichsweisen hohen Anteil an den Emissionen, daher führen die Substitution von Erdgas 

durch erneuerbare Energie in der Gebäudebeheizung sowie die Gebäudesanierung zu einer 

stärkeren Minderung als im industriellen Sektor, in dem die Emissionen nur um 32 % sinken. 

Im Verkehrssektor wird eine Reduktion um 52 % erreicht. 

In Hinblick auf die Energieträger ist der größte Rückgang bei Fernwärme, Heizöl und Erdgas 

zu beobachten, was durch den steigenden Anteil von erneuerbaren Energien in der 

Gebäudebeheizung zu begründen ist. Die durch Strom bedingten Emissionen sinken um ca. 

42 %. Dies ist auf eine Verbesserung des Emissionsfaktors zurückzuführen, die 

Elektrifizierung des Verkehrssektors kompensiert nur geringfügig. Die Elektrifizierung des 

Verkehrs sorgt ebenfalls dafür, dass die Emissionen durch Kraftstoffe um 50 % sinken. 

 

5.2. KLIMASCHUTZSZENARIO 

Mit den aktuellen Beschlüssen der Bundesregierung zum Klimaschutzgesetz sind auf dem 

Weg zur THG-Neutralität Stufen vorgesehen:  

¶ Bis 2030 sollen die CO2-Emissionen im Vergleich zum Jahr 1990 um 65 % 

reduziert werden.  

¶ Deutschland soll bis 2045 treibhausgasneutral werden. 

- 51 % 
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Um diese Ziele zu erreichen, müssen die gesamten Emissionen deutlich stärker als im 

Referenzszenario abgesenkt werden. Das Land Schleswig-Holstein soll nach dem aktuellen 

Koalitionsvertrag bereits 2040 treibhausgasneutral werden. Entsprechend wird als Zieljahr 

2040 verwendet.  

Reduktion des CO2-Emissionsfaktors des Strommix im Klimaschutzszenario 
Auf Basis der Reduktion der Emissionen des bundesweiten Strommixes wird von einer 

Reduktion des CO2-Emissionsfaktors für den Stromverbrauch von derzeit 0,449 kg/kWh auf 

0,103 kg/kWh im Jahr 2030 und auf 0,027 kg/kWh im Jahr 2040 ausgegangen73.  

Wie im Referenzszenario wird vereinfachend angenommen, dass die Stromverbräuche in den 

Sektoren private Haushalte, GHD und Industrie gleichbleiben. Durch die zunehmende 

Elektrifizierung im Verkehr ist in diesem Sektor mit Zuwächsen beim Stromverbrauch zu 

rechnen. Die Indikatoren Stromverbrauch und Emissionsfaktor des Strommixes sollten 

regelmäßig im Rahmen der Energie- und CO2-Bilanz geprüft werden. 

Reduktion des Wärmebedarfs durch Gebäudemodernisierung 

In einer Veröffentlichung des schleswig-holsteinischen Landtags74 wurde ein Ă95 %-Szenarioñ 

beschrieben, das Maßnahmen enthält, mit denen eine Treibhausgasminderung in Schleswig-

Holstein um 95 % erreicht werden soll. Hierin wird die Steigerung der Sanierungsrate auf über 

2 % als notwendige Rahmenbedingung benannt, um die Ziele zu erreichen. Auch die Ariadne-

Studie aus dem Jahr 2021 gibt an, dass die Sanierungsrate auf 2 % steigen sollte.75 Neben 

einer höheren Sanierungsrate müsste zum Erreichen der Klimaschutzziele zudem die 

Sanierungstiefe erhöht werden. Der durchschnittliche Zielstandard bei der Gebäudesanierung 

sollte laut Ariadne Studie mindestens Effizienzhaus 55 erreichen. Durch diese Sanierungstiefe 

könnten laut Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi)76 bis 2050 zwischen 40 % 

und 60 % des Endenergieverbrauchs eingespart werden. 

Im Klimaschutzszenario wird angenommen, dass sich der Wärmeverbrauch aufgrund von 

Gebäudesanierungs- und Effizienzmaßnahmen bis 2040 um 25 % verringert, da sich die 

zitierten Einsparungen von 40 % bis 60 % auf ein späteres Zieljahr beziehen.  

Zudem ist durch das GEG die Erneuerung von Heizungsanlagen auf Basis von Heizöl stark 

beschränkt, sodass angenommen wird, dass bis 2040 Heizöl nicht mehr zur Gebäudeheizung 

verwendet wird. Der entsprechende Heizölverbrauch wird unter Einbeziehung der 

Gesamtreduktionen auf den Erdgasverbrauch aufgeschlagen. 

Nutzung von Erneuerbaren Energien in der Gebäudebeheizung 

In der Novellierung des GEG ist festgeschrieben, dass eine neu eingebaute Heizung 

mindestens zu 65 % mit erneuerbaren Energien betrieben werden muss. Diese Vorgabe gilt 

spätestens ab dem 01.07.2028. Im Amt Kellinghusen haben mehrere Gemeinden eine 

Kommunale Wärmeplanung erstellt. Ab dem 31.12.2044 muss die Gebäudebeheizung 

treibhausgasneutral erfolgen. Im Klimaschutzszenario wird angenommen, dass dieses Ziel bis 

2040 weitestgehend erreicht wird und die Emissionen aus der Gebäudebeheizung um 90 % 

reduziert werden können. Bis 2030 wird eine Reduktion um 25 % erreicht.  

 
73 Technikkatalog Wärmeplanung (Langreder et al. 2024): https://www.kww-halle.de/service/infothek/detail/kww-

technikkatalog-waermeplanung-begleitdokument  
74 Schleswig-Holsteinischer Landtag (2020): Bericht der Landesregierung. Energiewende und Klimaschutz in 
Schleswig-Holstein - Ziele, Maßnahmen und Monitoring 2020. Drucksache 19/02291. Online unter: 
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/02200/drucksache-19-02291.pdf (zuletzt gesichtet am 
03.03.2025). 
75 https://ariadneprojekt.de/media/2021/10/Ariadne_Szenarienreport_Oktober2021_Kapitel3_Waermewende.pdf 
76 BMWi (2014): Sanierungsbedarf im Gebäudebestand, Ein Beitrag zur Energieeffizienzstrategie Gebäude. 

https://www.kww-halle.de/service/infothek/detail/kww-technikkatalog-waermeplanung-begleitdokument
https://www.kww-halle.de/service/infothek/detail/kww-technikkatalog-waermeplanung-begleitdokument
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/02200/drucksache-19-02291.pdf
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Dekarbonisierung von Gewerbe und Industrie 

Zur Dekarbonisierung der Prozesse im gewerblichen Sektor wird eine Reihe von Maßnahmen 

nötig sein. Im Klimaschutzszenario wird angenommen, dass die Emissionen aus fossilen 

Brennstoffen durch Effizienzsteigerungen und Brennstoffsubstitution bis 2030 um 15 % und 

bis 2040 um 100 % reduziert werden können. Weiterhin wird angenommen, dass der 

Dieselverbrauch des gewerblichen Sektors bis 2040 durch Biomasse substituiert wird.  

Mobilität 

In Schleswig-Holstein hat sich die Anzahl der zugelassenen Elektro-Pkw zwischen April 2021 

und April 2022 von ca. 14.000 auf über 27.000 fast verdoppelt.77 Bei technologischen 

Umbrüchen folgt im Allgemeinen nach einem langsamen Start eine starke Beschleunigung in 

eine Wachstumsphase. In der darauffolgenden Reifephase nimmt das Wachstum stark ab 

und nähert sich langsam der vollständigen Durchdringung. Die letzte Phase setzt häufig bei 

einer Substitution von 80 % des Markts ein. Bis 2040 werden im Klimaschutzszenario 90 % 

aller Kraftfahrzeuge elektrisch angetrieben werden. Bis 2030 kann mit einem Bestand von 

etwa 30 % elektrisch betriebener Fahrzeuge gerechnet werden. Die CO2-Emissionen werden 

mit den für 2030 und 2040 berechneten Emissionsfaktoren des Strommixes berechnet.  

Im Klimaschutzszenario wird angenommen, dass sich der Modal Split zugunsten des 

Umweltverbundes verändert, sodass die Emissionen des Verkehrssektors bis 2030 um 

weitere 5 % und bis 2040 um 10 % sinken.  

Lokale Maßnahmen 

In den vorhergehenden Abschnitten wurden übergeordnete Maßnahmen und Entwicklungen 

beschrieben, die einen großen Einfluss auf die zukünftige Energie- und CO2-Bilanz des Amtes 

Kellinghusen haben. Allerdings ist die Einflussnahme der Kommune dabei eingeschränkt. 

Diese kann seinerseits durch lokale, direkt unterstützte Maßnahmen einen Beitrag zur 

Erreichung der Klimaschutzziele leisten. Im Folgenden werden lokale Maßnahmen und ihr 

Beitrag zur Emissionsminderung im Amt Kellinghusen genannt. Sie bauen auf den in Kapitel 

4 beschriebenen Potenzialen auf: 

Photovoltaik für  kommunale Gebäude   

Für das in Kapitel 4.2.1. beschriebene kommunale PV-Potenzial wird eine Realisierungsquote 

von 300 % angenommen. Da nur der Eigenverbrauch angerechnet wird, ergeben sich durch 

Ersatz von Strom aus dem Netz mit dem aktuellen Emissionsfaktor Emissionsminderungen 

von ca. 158 t CO2 pro Jahr. Durch mehr erneuerbare Energien im Strommix bis 2040 sinkt die 

effektive Einsparung gegenüber dem aus dem Netz bezogenen Strom. Wenn bis 2030 50 % 

und bis 2040 100 % des Potenzials genutzt werden, ergeben sich Emissionsminderungen von 

27 t CO2/a für 2030 und 27 t CO2/a für das Jahr 2040. 

Aufbau neuer Wärmenetze  

Theoretisch kann nach groben Abschätzungen in Gebieten, die sich laut den vorhandenen 

Kommunalen Wärmeplanungen und den Quartierskonzepten der Gemeinden möglicherweise 

für eine netzgebundene Wärmeversorgung eignen könnten, ein Heizwärmebedarf von bis zu 

ca. 28,2 GWh/a gedeckt werden. 

Zur Bestimmung der möglichen Emissionsminderung wird angenommen, dass bis 2030 eine 

Umsetzungsquote von 10 % erreicht wird und die netzgebundene Wärmeversorgung im Jahr 

2030 einen Emissionsfaktor von 50 g CO2/kWh erreicht. Im Jahr 2040 werden eine 

Umsetzungsquote von 60 % und ein Emissionsfaktor von 20 g CO2/kWh angenommen. 

 
77 Wirtschaftsförderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH (2022): Elektromobilität ï Zahlen & 
Fakten. Online unter: https://emobilitaet.sh/de/zahlen-daten-und-fakten (zuletzt gesichtet am 04.07.2022). 

https://emobilitaet.sh/de/zahlen-daten-und-fakten
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Daraus ergeben sich Emissionsminderungen von 556 t CO2/a für 2030 und 3.841 t CO2/a für 

2040. Diese werden auf die Sektoren private Haushalte, GHD und Industrie aufgeteilt. 

Dekarbonisierung der kommunalen Liegenschaften   

Nach EWKG §4 soll die Wärme- und Stromversorgung der Landesliegenschaften bis 2040 

CO2-frei erfolgen. In den lokalen Maßnahmen wird angenommen, dass die kommunalen 

Liegenschaften das Ziel, welches für die Landesliegenschaften gilt, ebenso erreichen.  

Berechnung Klimaschutzszenario 

Im Klimaschutzszenario inklusive der lokalen Maßnahmen sinken die CO2-Emissionen von 

119.263 t CO2/a um ca. 91 % auf 10.204 t CO2/a. In Abbildung 19 ist die Entwicklung der CO2-

Emissionen im Amt Kellinghusen im Klimaschutzszenario bis 2040 aufgeteilt nach Sektoren 

dargestellt. 

 

 
Abbildung 19: CO2-Emissionen bis 2040 im Klimaschutzszenario aufgeteilt nach Sektoren (Quelle: Averdung 

Ingenieure und Berater GmbH) 

Im Verkehrssektor wird eine Emissionsminderung um ca. 89 % erreicht. Die Elektrifizierung in 

diesem Sektor sorgt für diese starke Minderung aufgrund des besseren Wirkungsgrads der 

Elektromotoren und des niedrigeren Emissionsfaktors des Stroms im Vergleich zu den 

Kraftstoffen. Hinzu kommen die Minderungen, die durch die Veränderung des Modal-Splits 

erreicht werden. 

Die CO2-Emissionen im Sektor Private Haushalte und im Sektor GHD sinken um jeweils ca. 

92 %, was eine Folge der Verbesserung des Emissionsfaktors des Stroms, der 

Gebäudesanierung und des Anteils erneuerbarer Energien an der Gebäudebeheizung ist. 

In der Industrie sinken die Emissionen um ca. 85 %. Die Verbesserung des 

Stromemissionsfaktors trägt zu dieser Minderung bei, genauso wie die Dekarbonisierung der 

industriellen Produktionsprozesse durch Effizienzsteigerung und Brennstoffsubstitution. Wie 

bereits oben beschrieben, wird für den kommunalen Sektor eine vollständige 

Dekarbonisierung angenommen. 

In der folgenden Abbildung ist die Aufteilung der Emissionen im Jahr 2040 nach Sektoren und 

Energieträgern dargestellt. In den Sektoren ĂPrivate Haushalteñ verbleiben Emissionen von 

ca. 4.000 t CO2/a. Der Großteil der verbleibenden Emissionen in diesem Sektor entfällt auf die 

Energieträger Erdgas und Strom. In den privaten Haushalten macht die Umweltwärme einen 

weiteren großen Anteil der Emissionen aus, da dieser Anteil durch die Substitution von Erdgas 

durch Umweltwärme in der Gebäudebeheizung ansteigt. Im GHD-Sektor zeigt sich ebenfalls 
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die vermehrte Nutzung von Umweltwärme. Dennoch entfallen in diesem Sektor die meisten 

Emissionen ebenfalls auf die Energieträger Erdgas und Strom.  

 

 
Abbildung 20: CO2-Emissionen im Amt Kellinghusen aufgeteilt nach Sektoren und Energieträgern im Jahr 2040 
(Quelle: Averdung Ingenieure und Berater GmbH) 

Trotz der getroffenen Annahmen in den Bereichen Gebäudemodernisierung, erneuerbarer 

Wärme in der Gebäudebeheizung und der Dekarbonisierung der Industrie, die zu einer 

Reduzierung der erdgasbedingten Emissionen um 91 % führen, besteht beim Energieträger 

Erdgas noch eine Handlungslücke hinsichtlich der Erreichung von Treibhausgasneutralität. 

Weiterhin verbleiben durch den Stromverbrauch verursachte Emissionen, welche von der 

Entwicklung des bundesdeutschen Strommixes abhängen. Die strombasierten Emissionen 

können zwar um ca. 92 % gesenkt werden, tragen jedoch weiterhin wesentlich zu den 

verbleibenden Emissionen bei. Darüber hinaus können die Emissionen der Kraftstoffe durch 

den wachsenden Anteil der Elektromobilität und die Veränderung des Modal Split um 91 % 

gesenkt werden, jedoch besteht auch in diesem Sektor weiterer Handlungsbedarf. Der Sektor 

der Privathaushalte sowie der Individualverkehr stellen hier die größten Hebel dar. 

 

Gesamtbetrachtung der Szenarien 

In der Gesamtbetrachtung können durch die übergeordneten Maßnahmen und die lokalen 

Maßnahmen zusammen die CO2-Emissionen im Amt Kellinghusen um ca. 91 % gesenkt 

werden (siehe Abbildung 19). Das heißt, dass die Emissionen zwar stark gesenkt werden 

können, zur THG-Neutralität jedoch noch eine Handlungslücke besteht. In der 

Gesamtbetrachtung ist zu erkennen, dass die THG-Neutralität im Amt Kellinghusen 

maßgeblich von übergeordneten Maßnahmen abhängt.  

Unter den übergeordneten Maßnahmen ist die Gebäudesanierung, kombiniert mit dem 

Einsatz erneuerbarer Energien in der Gebäudeheizung die Maßnahme, die mit ca. 

30.000 t CO2/a den größten Beitrag zur Emissionsminderung leistet. Einen wesentlichen 

Anteil an der Emissionsminderung hat auch die Verbesserung des Emissionsfaktors des 

Stroms mit ca. 29.000 t CO2/a und die Elektrifizierung der Mobilität mit ca. 27.000 t CO2/a. 

Unter den lokalen Maßnahmen hat der Aufbau von Wärmenetzen den größten Effekt mit ca. 

4.000 t CO2/a. Sowohl in den übergeordneten Maßnahmen als auch bei den lokalen 
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Maßnahmen liegt ein hohes Potenzial im Bereich der Wärme, die lokal erneuerbar erzeugt 

wird. 78 

5.3. ABGLEICH MIT TREIBHAUSGASMINDERUNGSZIELEN 

Über alle betrachteten Sektoren hinweg liegt die Emissionsminderung im Klimaschutzszenario 

für das Amt Kellinghusen bis 2030 bei 58 % und bis 2040 bei 94 % gegenüber dem Wert von 

1990. Sie bleiben damit hinter den gesetzlichen Zielvorstellungen zurück, sodass die THG-

Neutralität bis 2040 leicht verfehlt wird. Um die Netto-Treibhausgasneutralität bis 2040 zu 

erreichen, werden weitere Maßnahmen notwendig sein. Diese liegen vor allem in einer 

tiefergreifenden Dekarbonisierung der Wärmeversorgung, die beispielsweise mit einer 

ambitionierteren Gebäudesanierung oder durch eine weitere Steigerung des Anteils 

erneuerbarer Energien an der Gebäudebeheizung erreicht werden kann. Dafür bestehen 

insbesondere auf lokaler Ebene wirksame Handlungsspielräume, da Wärme überwiegend vor 

Ort erzeugt und genutzt wird. Darüber hinaus verfügt das Amt Kellinghusen mit der 

kommunalen Wärmeplanung über ein Instrument, den Ausbau neuer Wärmenetze 

anzustoßen. Dies wird aller Voraussicht nach nur für wenige amtsangehörige Gemeinden in 

Frage kommen. 

Neben dem Wärmesektor ist eine vollständige Dekarbonisierung des Strommixes notwendig, 

um das Klimaziel in allen Sektoren, jedoch insbesondere im Verkehrssektor zu erreichen. 

Zwar besteht im Amt Kellinghusen selbst ein starker Überschuss an erneuerbarem Strom, die 

Zusammensetzung des Strommixes wird jedoch bundesweit betrachtet, wodurch die Hebel 

für eine vollständige Dekarbonisierung nur zum Teil auf der kommunalen Ebene liegen.  

 

 

Abbildung 21: THG-Minderung nach Klimaschutzszenario im Amt Kellinghusen ggü. gesetzlichen Zielvorstellungen 
(Quelle: ZEBAU GmbH, Jahre 1990 und 2022 nach Klima-Navi) 

 

 

 

 
78 Im Anhang finden sich tabellarische Darstellungen zu den THG-Einsparungen im Klimaschutzszenario 

1990  2022          2030      2035         2040 
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6. PROZESSBEGLEITENDE AKTEURSBETEILIGUNG 

Die prozessbegleitende Akteursbeteiligung stellte sicher, dass relevante Interessensgruppen 

und Akteure kontinuierlich in die Erstellung des Klimaschutzkonzeptes eingebunden waren. 

Ziel war es, unterschiedliche Perspektiven frühzeitig zu berücksichtigen, Transparenz im 

Entscheidungsprozess zu gewährleisten und die Akzeptanz für die getroffenen Maßnahmen 

zu erhöhen. Diese partizipative Vorgehensweise fördert zudem die gemeinsame 

Verantwortung für die Projektergebnisse und stärkt die anschließende 

Umsetzungsbereitschaft. 

 

6.1. VERWALTUNGSINTERNER AUSTAUSCH & EXTERNE 

FACHAKTEURSGESPRÄCHE 

Als Querschnittsthema wirkt der Klimaschutz in sämtliche Bereiche der Amtsverwaltung 

hinein. Deshalb ist es wichtig, im Rahmen der Konzepterstellung frühzeitig den Kontakt zu 

den Verantwortlichen der verschiedenen Fachämter zu suchen. Durch den Austausch kann 

auf die Expertise der Kolleg*innen zurückgegriffen werden, es können ihre Klimaschutzideen 

gesammelt und bereits bestehende klimaschutzrelevante Tätigkeiten identifiziert werden; 

auch das Klimaschutzmanagement kann Ideen einbringen.  

Der verwaltungsinterne Austausch fand in verschiedenen Formaten statt. Auch bei der 

Konkretisierung der Maßnahmen war die Expertise einzelner Fachämter gefragt, weil die 

zukünftige Umsetzung der Maßnahmen vielfach durch Verwaltungsmitarbeitende erfolgen 

oder angestoßen werden soll. Während des Erstellungsprozesses fand ein Austausch des 

Klimaschutzmanagements mit hauptamtlichen und ehrenamtlichen Akteur*innen außerhalb 

der Amtsverwaltung statt: Gewerbetreibende, Energieversorgung, klimaschutzbezogene 

Bürgerinitiativen, Car-Sharing, Nahwärmenetzbetreiber. Dabei stand neben dem 

Kennenlernen der Austausch über den Ist-Zustand sowie Klimaschutzpotenzialen und, wo 

umsetzbar, der Blick auf eine mögliche Zusammenarbeit im Fokus. 

 

6.2. LENKUNGSKREIS 

Obwohl das vorliegende Klimaschutzkonzept auf Amtsebene erstellt wurde, sollten sich die 

Inhalte an den lokalen Gegebenheiten der amtszugehörigen Gemeinden orientieren. Um dies 

zu gewährleisten, wurde mit Beschluss des Amtsausschusses vom 12.06.2025 ein 

Lenkungskreis einberufen. Die Ziele der Einberufung waren: 

¶ die Mitglieder regelmäßig über die (Zwischen-)Ergebnisse zu informieren 

¶ eine Austauschmöglichkeit zwischen Klimaschutzmanagement, Planungsbüro und 

Gemeinden zu schaffen  

¶ Hinweise während der Erarbeitung zu erhalten 

¶ Abstimmungen und Entscheidungen hinsichtlich der Maßnahmenerarbeitung 

Der Lenkungskreis wurde während der Konzepterstellung zu drei Sitzungen mit folgenden 

Schwerpunkten eingeladen: 
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¶ 14.08.2025, 18-20 Uhr, Amtsverwaltung Kellinghusen :  

Einführung Klimaschutzkonzept, Vorstellung erster Ergebnisse aus der Bestands- 

und Potenzialanalyse inklusive Abholung von Hinweisen (Fokus Energie), 

Abstimmung zum Vorgehen und den Zielen des Lenkungskreises 

 

¶ 05.11.2025, 18-20 Uhr, Amtsverwaltung Kellinghusen  und digital:  

Vorstellung des aktuellen Bearbeitungsstands, Austausch zu Klimaschutzzielen, 

Datenlücken und Best-Practice-Beispielen, Diskussion zu Handlungsoptionen im 

Handlungsfeld Mobilität sowie Vorstellung des Vorgehens zur Erstellung und 

Abstimmung des Maßnahmenkatalogs 

 

¶ 26.02.2026, 18-20 Uhr, Amtsverwaltung Kellinghusen : 

Vorstellung des aktuellen Bearbeitungsstands, Diskussion und Bewertung des 

Entwurfs zum Maßnahmenkatalog, Klärung des weiteren Vorgehens zur 

Abstimmung des Maßnahmenkatalogs mit den Gemeindevertretungen und im 

Amtsausschuss 

 

  

Abbildung 22: Impressionen des 3. Lenkungskreistreffens (Bildquelle: Amt Kellinghusen) 

 

6.3. IDEENWERKSTATT KLIMASCHUTZ 

Mit der Ideenwerkstatt Klimaschutz wurden die Bürger*innen in den Erstellungsprozess 

einbezogen. Sie fand am 23.09.2025 im Dörpshus in Hennstedt statt. Hier wurden in einer 

Plenumspräsentation die bisherigen Klimaschutzaktivitäten im Amt Kellinghusen sowie Ziel 

und Hintergrund des Klimaschutzkonzeptes durch den Klimaschutzmanager vorgestellt. 

Ergänzend präsentierte das Fachplanungsbüro ZEBAU GmbH die Zwischenergebnisse aus 

dem Klimaschutzkonzept, zu denen es zahlreiche, interessierte Rückfragen von den rund 30 

Teilnehmenden gab. Anschließend wurden in entspannter Gesprächsatmosphäre an vier 

Themenwänden zu den Themen ĂStrom & Wªrmeñ, ĂMobilitªtñ, ĂGebªude & Freiflªchenñ sowie 

ĂPartizipationñ Ideen für den Klimaschutz im Amtsgebiet ausgetauscht. Die gesammelten 

Hinweise und Vorschläge wurden geprüft und teilweise im Klimaschutzkonzept entsprechend 

berücksichtigt. 
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Abbildung 23: Impressionen der Ideenwerkstatt Klimaschutz (Bildquelle: Amt Kellinghusen) 

 

6.4. WORKSHOP: KLIMASCHUTZ & VERWALTUNG 

Am 12.03.2026 wurde ein Workshop für die Verwaltungsmitarbeitenden des Amtes 

Kellinghusen durchgeführt. Ziel der Veranstaltung war es, die Mitarbeitenden 

unterschiedlicher Fachämter für Klimaschutzthemen zu sensibilisieren. Nach einem Einblick 

in die Arbeit des Klimaschutzmanagements und in die Potenziale des Handlungsbereichs 

ĂTreibhausgasneutrale Kommunalverwaltungñ wurden die rund zwanzig Teilnehmenden in 

wechselnden Gruppenkonstellationen aktiv. Sie stellten bereits erfolgte 

Klimaschutzmaßnahmen im Amtsbereich dar, identifizierten Handlungsfelder für das eigene 

Fachamt, entwickelten Ideen für künftige Maßnahmen und diskutierten deren Potenziale 

sowie deren Hemmnisse.  

In einer weiteren Kreativphase entwickelten die Teilnehmenden unterschiedliche Varianten 

für den künftigen Klima-Slogan für das Amt Kellinghusen. In angeregter Atmosphäre wurden 

die Ergebnisse durch Plakate, Post-its und ĂFacilitapeñ in den Räumen der Amtsverwaltung 

dokumentiert und für alle Teilnehmenden durchgehend sichtbar. Dies unterstützte den 

aktivierenden Charakter des Workshops.  Durch die wechselnden Gruppenkonstellationen 

wurde im Workshop das Potenzial des fachamtsübergreifenden Austauschs gefördert. Der 

Austausch in Kleingruppen zu bestehenden Maßnahmen, Hemmnissen, Potenzialen oder 

möglichen Handlungsfeldern, bspw. Heizung, unterstrich den Handlungsbedarf. Es sind 

zudem Ideen für weitere und ergänzende Maßnahmen zum Klimaschutz im Verwaltungsalltag 

entstanden.  
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Abbildung 24: Impressionen des themenspezifischen Workshops (Bildquelle: Amt Kellinghusen) 
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7. MASSNAHMENKATALOG 
 

Der Maßnahmenkatalog (Tabelle 7) bildet das Herzstück des Klimaschutzkonzeptes. In den 

insgesamt vier Handlungsfeldern Amt als Vorbild, Amts- und Gemeindeentwicklung, Mobilität 

sowie Aktivierung der Zivilgesellschaft wurden 19 Klimaschutzmaßnahmen entwickelt; die 

Maßnahme der Klimawirksamkeitsprüfung (Ü-01) ist als übergeordnet zu betrachten. Die 

Maßnahmen werden im Folgenden jeweils in einem Steckbrief dargestellt und sind nach 

einem einheitlichen Schema aufgebaut.  

Um die Wirkung der Maßnahmen übersichtlich darzustellen und die verschiedenen 

Herausforderungen für die Umsetzung zu kategorisieren, wurden Bewertungskriterien 

entwickelt: 

1) Zuständigkeit: Benennung der für die Maßnahme verantwortlichen Akteure, die für die 

Maßnahmenumsetzung einzubindenden Akteure sowie die Zielgruppen, auf die die 

Maßnahme abzielt. Das Klimaschutzmanagement ist, wenn nicht anders benannt, für 

den Anstoß der Maßnahmen zuständig. 

2) Aufwand: Einschätzung des organisatorischen Aufwandes für die Maßnahmen, die 

einmaligen Kosten sowie die Wirtschaftlichkeit beziffert. Dafür wurden umfangreiche 

Erfahrungswerte aus vergleichbaren Projekten herangezogen. Zusätzlich wird die 

zeitliche Umsetzbarkeit der Maßnahmen über die Bewertungsstufen kurzfristig, 

mittelfristig und langfristig angegeben. Außerdem werden sowohl die 

Vorbereitungszeit und die zeitliche Umsetzbarkeit der Maßnahmen eingeschätzt. Die 

Einschätzung beruht auf dem Zeitraum der Idee bis zum Beginn der Umsetzung, nicht 

die gesamte Maßnahmenlaufzeit. 

3) Klimaschutzbeitrag: Aufteilung in THG-Reduktion, Synergien, unterstützende 

Faktoren sowie Hemmnisse. Die THG-Reduktion wurde über die drei 

Bewertungsstufen niedrige Reduktion, mittlere Reduktion und hohe Reduktion 

kategorisiert. Die Angaben beziehen sich hier entweder auf das Objekt oder auf die 

Aktivität, mittels derer die Maßnahme umgesetzt wird ï also beispielweise auf ein 

Gebäude, ein Fahrzeug oder ein Quartier. 

 

Die Reihenfolge der aufgelisteten Handlungsschritte kann sich situationsabhängig ändern. Die 

Umsetzungsschritte der Maßnahme zeigen die konkreten Schritte der 

Maßnahmenumsetzung, die die verantwortlichen und einzubindenden Akteur*innen 

vornehmen müssen, auf. Das Einholen des politischen Beschlusses, die Fördermittelakquise, 

das Einplanen der finanziellen Mittel im Haushalt, sowie das Ausschreibungs- und 

Vergabeverfahren sind, mit wenigen Ausnahmen, in den Handlungsschritten nicht aufgeführt, 

um den Maßnahmenkatalog in seinem Umfang im Rahmen zu halten. Für die Bearbeitung 

von Förderanträgen ist in der Regel die Förderstelle des Bauverwaltungsamtes zuständig. Für 

die Umsetzung der Klimaschutzmaßnahmen kann das Klimaschutzmanagement im Bereich 

der Fördermittelanträge dennoch eine unterstützende Rolle in der Bearbeitung einnehmen. 

Klimaschutzmaßnahmen stehen in der Regel nicht für sich alleine, sondern haben stets einen 

Einfluss auf andere Maßnahmen. Dies sollte bei der Bewertung der Maßnahmen 

berücksichtigt werden und diese nicht allein anhand des THG-Einsparpotenzials einzelner 

Maßnahmen erfolgen. Für einige Maßnahmen ist die Abschätzung des Minderungspotenzials 

für Treibhausgasemissionen nur schwer möglich. Dies ist beispielsweise für Maßnahmen der 

Fall, die im Bereich Information und Öffentlichkeitsarbeit anzusiedeln sind. Die Wirkung 

solcher Maßnahmen kann dennoch groß sein, da sie für einen dauerhaften gesellschaftlichen 
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Wandel von erheblicher Bedeutung sein können. Die beschriebenen Maßnahmen sind nicht 

als abschließend zu betrachten und sind im Laufe der Umsetzung fortlaufend zu evaluieren 

und bei Bedarf anzupassen und zu ergänzen. So ist beispielsweise bei Hinweisen zu 

Förderprogrammen zum Zeitpunkt der jeweiligen Maßnahmenumsetzung zu beachten, dass 

sich diese stets wieder ändern können und nur als eine Einschätzung zum Zeitpunkt der 

Erstellung des Klimaschutzkonzeptes zu betrachten sind. 

 
Tabelle 7: Übersicht zum Maßnahmenkatalog 

 

HandlungsbereichKürzel Maßnahmentitel

AV-01 Einführung eines Kommunalen Energiemanagementsystems

AV-02 Kommunale Liegenschaften energetisch optimieren

AV-03 Errichtung von Dach-PV auf kommunalen Liegenschaften 

AV-04 Klimaschonende Mobilität in der Amtsverwaltung

AV-05 Nachhaltige Beschaffung und Vergabe

AV-06 Klimaschutz im Amt durch Netzwerke stärken

AGE-01 Ausweisung von Freiflächen-PV steuern und vorantreiben

AGE-02 Gründung von Bürgerenergiegemeinschaften unterstützen

AGE-03

LED-Umrüstung der Straßenbeleuchtung und Innenbeleuchtung der 

kommunalen Liegenschaften

AGE-04 Klimafreundliche Wärmeversorgung

AGE-05 Klimaschutzangepasste Kriterien in Bauleitplanverfahren

MOB-01Rahmenbedingungen für einen attraktiven ÖPNV schaffen

MOB-02Verstetigung des Bürgerbusangebotes

MOB-03Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur

MOB-04Verbesserung der E-Ladeinfrastruktur im Amt

KOM-01Entwicklung einer starken Beratungskomponente zu Klimaschutz

KOM-02Klimaschutz in die Bildung integrieren

KOM-03Klimaschutz in die Breite tragen - Aktionen und Wettbewerbe

Übergeordnet Ü-01 Klimawirksamkeitsprüfung in Beschlussvorlagen integrieren
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7.1. AMT ALS VORBILD 

7.1.1. EINFÜHRUNG EINES KOMMUNALEN ENERGIEMANAGEMENTSYSTEMS 

Beschreibung 

Im Gebäudesektor liegt sehr großes Potenzial, um Energie einzusparen und somit auch 

Energiekosten zu senken. Kommunales Energiemanagement (KEM) bedeutet, die 

Energieverbrauchsdaten von kommunalen Liegenschaften und Versorgungseinrichtungen 

systematisch zu erfassen, darzustellen, zu analysieren und zu monitoren. Auf der Grundlage 

dieses Energie-Controllings erfolgt die Planung, Koordination und Umsetzung von 

Energiesparmaßnahmen. Je nach Bedarf sollen Anpassungen an den Anlageneinstellungen 

optimiert bzw. Instandsetzungen eingeleitet werden.  

Im Amt Kellinghusen werden die jährlichen Energieverbräuche der kommunalen 

Liegenschaften in einer Liste erfasst, ohne die systematische Identifikation von 

Energieeinsparpotenzialen. Dies ist teilweise darin begründet, dass für einige Liegenschaften 

mit mehreren Gebäudeteilen nur ein Stromzähler installiert ist. Im Sinne einer detaillierten 

Erfassung kann es jedoch erforderlich sein, Unterzähler zu verbauen. Der Aufbau eines KEM 

ist insofern empfehlenswert, weil öffentliche Stellen gemäß EWKG § 5 Abs. 1 die 

Energieverbräuche künftig an das Landesministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 

und Natur übermitteln müssen, erstmals zum 31.08.2026. 

 

AV-01 

Einführung eines Kommunalen 
Energiemanagementsystems  

Priorität  
ǒǒǒ 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel  
Implementierung eines digitales Energiemanagementsystems zur 
Erfassung der Energieverbräuche und Kosten für die kommunalen 
Liegenschaften  

    

Z
u

s
tä

n
d

ig
k
e

it
 

Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Liegenschaftsamt 

Einzubindende 
Akteure 

Klimaschutzmanagement, Energieversorger, externe 
Dienstleister 

Zielgruppe Nutzer*innen kommunaler Liegenschaften, Hausmeister 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 
Anschaffung Energiemanagement-Software, smarte 
Verbrauchszähler, Messtechnik 

Wirtschaftlichkeit 
langfristige Kostensenkung durch abgeleitete Maßnahmen 
zur Energieeffizienzsteigerung können 
Anfangsinvestitionen amortisieren 
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Zeitliche Umsetzung kurzfristig 

Umsetzungs-
intervall 

einmalig 

    

K
lim

a
s
c
h

u
tz

b
e

it
ra

g
 

THG-Reduktion 
indirekt (Ableitung von Energiesparmaßnahmen kann 
direkte THG-Emissionen verringern) 

Synergien 

- Ableitung von Maßnahmen zur Senkung der 
Energiekosten durch betriebliche und geringinvestive 
Maßnahmen 
- Unterstützendes Instrument zur Meldung der jährlichen 
Energieverbräuche an das MEKUN (gesetzliche 
Verpflichtung gem. EWKG § 5) 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Systematische Entscheidungsgrundlage für Investitionen 
+ Etablierung einheitlicher digitaler Datenstrukturen 

Hemmnisse 

- technische Umsetzung kann in Abhängigkeit des 
Gebäudetyps komplex sein 
- steter Austausch mit Gebäudeverantwortlichen 
erforderlich; ggf. knappe zeitliche Ressourcen für 
Schulungen 
- ggf. Einbau von Unterzählern in Gebäudeteilen 
erforderlich 

    
 

H
a

n
d

lu
n

g
s
s
c
h

ri
tt
e
 

1. a) Bestandsaufnahme zur technischen Erfassung der Energieverbräuche 
1. b) Prüfung der Anschaffung und Einrichtung einer Energiemanagement-
Software 
2) Ausweitung der kontinuierlichen Verbrauchsdatenerfassung auf alle 
kommunalen Liegenschaften der amtsangehörigen Gemeinden; Einführung 
geeigneter Zähler-Messtechnik 
3) Regelmäßige Kontrolle der eingegebenen Zählerstände auf Aktualität und 
Plausibilität 
4) Vorstellung des jährlichen 
Energieberichts innerhalb der Amtsverwaltung sowie ggf. politischen Gremien 
5) Ableitung von Energieeffizienzmaßnahmen sowie ggf. jährlichen 
Energieverbrauchszielen 

    

W
e
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e
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a
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n

e
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Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der erfassten Liegenschaften 
- Energiekosteneinsparungen nach Ableitung von 
Teilmaßnahmen 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-02 

 

  



  

 
83 

 

       INTEGRIERTES KLIMASCHUTZKONZEPT 

7.1.2. KOMMUNALE LIEGENSCHAFTEN ENERGETISCH OPTIMIEREN 

Beschreibung 

Die energetische Modernisierung der kommunalen Liegenschaften und die damit einher-

gehende Verringerung des Energiebedarfs, insbesondere für die Beheizung der Gebäude, 

birgt ein großes Einsparpotenzial. Einige Gebäude (vorrangig Schulen) wurden in der 

Vergangenheit bereits energetisch saniert. Der Weg der systematischen Sanierung wird 

fortgesetzt, indem eine Priorisierung der Gebäude auf Basis der Energieverbrauchsdaten 

erfolgt. Die priorisierten Gebäude werden auf einen möglichst hohen Energieeffizienz-

Standard gebracht. Der Endenergieverbrauch in den kommunalen Liegenschaften ist nicht 

nur auf die Bausubstanz zurückzuführen, sondern auch vom Nutzungsverhalten abhängig. 

Daher sollen ergänzende Kampagnen zum klimaschonenden Verhalten für die 

Gebäudenutzer*innen stattfinden. 

AV-02 

Kommunale Liegenschaften energetisch 
optimieren  

Priorität  
ǒǒǒ 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel  
Senkung des Energiebedarfs kommunaler Liegenschaften  
(sekundär: Umrüstung auf erneuerbare Wärmeversorgung)  

    

Z
u

s
tä

n
d

ig
k
e

it
 

Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Kommunalpolitik, Schulverbände, Technisches Bauamt, 
Liegenschaftsamt 

Einzubindende 
Akteure 

Planungs-/Ingenieurbüros, Klimaschutzmanagement 

Zielgruppe 
Gemeinden, Schulverbände, Nutzer*innen kommunaler 
Liegenschaften, Hausmeister 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel bis aufwändig 

Einmalige Kosten 

Erstellung von Sanierungsfahrplänen (10.000 - 15.0000 
ú/ Gebªude), Fassadendªmmung 50 ï 300 ú/mĮ 
(abhängig vom Alter des Gebäudes / Dämmstoff und 
benötigte Stärke), Dachdämmung begehbares Dach 50 
ú/mĮ, 
Dachdämmung nicht-begehbares Dach 15-25 ú/mĮ 
Hinweis: Es handelt sich um ungefähre Angaben, die in 
Abhängigkeit verschiedener Einflussfaktoren schwanken 
können 

Wirtschaftlichkeit 
Erwartete langfristige Amortisierung der 
Anfangsinvestitionen durch Senkung der Betriebskosten 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig bis langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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K
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a
s
c
h

u
tz

b
e
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ra

g
 

THG-Reduktion hoch 

Synergien 
Vorbildfunktion und Motivation für private und 
gewerbliche Gebäudeeigentümer*innen 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Reduzierter Energieverbrauch der Liegenschaften 
durch höhere Energieeffizienz verringern Energiekosten  
+ diverse Fördermittelprogramme vorhanden 

Hemmnisse 
- Hohe Kosten für Sanierungs- und Neubaumaßnahmen  
- möglicher Denkmalschutz-Einstufung der Liegenschaft 
- Bearbeitungsdauer der Förderanträge 

    
 

H
a
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d

lu
n

g
s
s
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 1.a) Aufsetzen von Kampagnen zum energieeffizienten Nutzungsverhalten durch 

das Klimaschutzmanagement; Schulung des Hausmeisterpersonals 
1.b) Heizungsoptimierung: Durchführung eines hydraulischen Abgleichs, 
Einstellung der Zeitprogrammierung (Normal- und Absenkbetrieb), Überprüfung 
und ggf. Austausch der Heizungspumpen 
2) Priorisierung der Liegenschaften und Erstellung von individuellen 
Sanierungsfahrplänen 
3. a) Kontinuierliche Umsetzung aller erarbeiteter Maßnahmen  
3. b) sukzessive Umstellung auf erneuerbare Energieträger zur 
Gebäudebeheizung 
4) Öffentlichkeitsarbeit zur Sichtbarmachung der Erfolge 

    

W
e
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n
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Fördermöglichkeiten 
NKI86 - Fördermöglichkeiten im Bereich Technik 
BEG - Bundesförderung für effiziente Gebäude 
KfW88 - Förderung von Neubau, Kauf oder Sanierung  

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der erstellten Sanierungsfahrpläne 
- erzielte monatliche/ jährliche Energieeinsparungen  

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-01, AV-03, AGE-05 

Fehler! Keine gültige Verknüpfung.  

7.1.3. ERRICHTUNG VON DACH-PV AUF KOMMUNALEN LIEGENSCHAFTEN 

Beschreibung 

Im Zuge der Energiewende wird es für Gemeinden immer wichtiger, selbst erneuerbare 

Energien zu erzeugen. Eine wirkungsvolle und wirtschaftlich attraktive Möglichkeit ist der 

Ausbau von PV-Anlagen auf den Dächern kommunaler Gebäude. Liegenschaften wie 

Schulen, Verwaltungsgebäude, Turnhallen oder Bauhöfe verfügen meist über viel Dachfläche. 

Im Amtsgebiet wurden bislang auf mehreren Liegenschaften PV-Anlagen installiert. Der 

Ausbau-Prozess weiterer kommunaler Dachflächen soll fortgesetzt werden. Für eine 

Ersteinschätzung des Potenzials kann der Landes-Solardachkataster herangezogen werden. 

Idealerweise lässt sich durch den erzeugten PV-Strom ein Teil des Eigenstromverbrauchs 

decken, z.B. für die Beleuchtung, Elektrogeräte oder E-Ladestationen. Eine hohe 

Eigenverbrauchsquote kann eine schnelle Amortisation der Anlagen ermöglichen. Die 

Komplexität der Planung und Umsetzung wird jedoch häufig als Hemmnis empfunden. Hier 

sind politischer Wille, eine vorausschauende Planung sowie klare Entscheidungswege 
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relevant. Als Betriebsmodelle sind zwei Varianten möglich, deren jeweilige Vor- und Nachteile 

sowie vergaberechtliche Bedingungen abgewogen werden müssen: 

ǐ PV-Anlagenbetrieb durch die Kommune im Eigenbetrieb oder mit Anlagenpacht 

ǐ Fremdbetrieb der PV-Anlage durch Dachverpachtung und/ oder Strom-Liefervertrag 

AV-03 

Errichtung von Dach -PV auf kommunalen 
Liegenschaften  

Priorität  
ǒǒ 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel  
Ausschöpfung des Potenzials für die Nutzung kommunaler 
Dachflächen zur Stromerzeugung mittels Photovoltaikanlagen  

    

Z
u

s
tä

n
d

ig
k
e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 

Kommunalpolitik, Schulverbände, Technisches Bauamt, 
Liegenschaftsamt 

Einzubindende 
Akteure 

Planungs-/Ingenieurbüros, Contractoren, 
Anlagenbetreiber, SH Netz, 
Bürgerenergiegemeinschaften, Klimaschutzmanagement 

Zielgruppe Gemeinden, Schulverbände, Amtsverwaltung 

 
   

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

aufwändig 

Einmalige Kosten Kosten für PV-Anlagen: å 1.500ú/ kWp 

Wirtschaftlichkeit 
Erwartete langfristige Amortisierung der 
Anfangsinvestitionen durch Senkung der Betriebskosten  

Zeitliche Umsetzung mittelfristig bis langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    

K
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a
s
c
h

u
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b
e
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g
 THG-Reduktion hoch 

Synergien 
- lokale Wertschöpfung lokaler Installateure 
- Vorbildfunktion für private und gewerbliche 
Gebäudeeigentümer 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Möglichkeit zur Eigenstromversorgung gegeben 
+ Umsetzung der Maßnahme = Direkter kommunaler 
Wirkungsbereich 

Hemmnisse 
- ggf. nur wenige kommunale Dachflächen geeignet 
- Abschaffung ökonomisch attraktiver 
Einspeisevergütungen  
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1. a) Identifikation potenzieller Dachflächen und Priorisierung der Liegenschaften 
1. b) Prüfung eines politischen Grundsatzbeschlusses, der den Ausbau für alle 
geeigneten kommunalen Liegenschaften in einem bestimmten Zeitraum abdeckt 
2) Prüfung der technischen und baulichen Voraussetzungen (Dachausrichtung, 
Verschattung, Dachstatik) 
3) Planung der Anlagengröße und Vergütungsmodelle 
4) Detailplanung und Wirtschaftlichkeitsberechnung 
5) Installation der PV-Anlage 
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Fördermöglichkeiten BEG - Bundesförderung für effiziente Gebäude 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Installierte Leistung (kWp) 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-02 

Fehler! Keine gültige Verknüpfung.  

7.1.4. KLIMASCHONENDE MOBILITÄT IN DER AMTSVERWALTUNG 

Beschreibung 

Betrachtet man die Mobilität in der Amtsverwaltung, sind zum einen die Dienstfahrten, zum 

anderen die Arbeitswege zu berücksichtigen: 

a) Dienstfahrten 

Der Großteil des Fuhrparks ist derzeit fossil betrieben. Die kommunale Fuhrparkflotte des 

Amtes Kellinghusen umfasst u.a. die Dienstwagen der Amtsverwaltung als auch die 

Fahrzeuge der Bauhöfe sowie Wasser- und Klärwerke; der Elektrifizierungsgrad beträgt 

ca. 23% (Stand Mai 2026). Eine weitere Elektrifizierung der kommunalen Fuhrparkflotte 

ist, unter Berücksichtigung wirtschaftlicher und technischer Gesichtspunkte, anzustreben.  

Darüber hinaus sollte die Anschaffung von E-Diensträdern geprüft werden. Gemäß den 

Ergebnissen einer verwaltungsinternen Mobilitätsumfrage konnten sich ca. 41 % der 

Teilnehmenden vorstellen, ein Dienstrad für kurze Distanzen zu nutzen. 

b) Arbeitswege 

Gemäß den Ergebnissen einer verwaltungsinternen Mobilitätsumfrage bestreiten viele 

Mitarbeitende (65 %) ihren täglichen Arbeitsweg mit dem eigenen Fahrzeug. Ob die 

Anzahl klimafreundlich zurückgelegter Arbeitswege mit dem ÖPNV durch Anreize 

(beispielsweise durch ein Jobticket) gesteigert werden kann, ist unklar. Die Gründe hierfür 

sind mangelnde Alternativen im ländlichen Raum sowie Verhaltensgewohnheiten.  

Vor den Eingängen der Amtsverwaltung wurden Fahrradbügel aufgestellt, um die 

Attraktivität einer Anreise mit dem Fahrrad zu steigern. Darüber hinaus gibt es für 

Verwaltungsmitarbeitende die Möglichkeit des Fahrrad-Leasings. 

 

 

 

AV-04 Klimaschonende Mobilität in der Amtsverwaltung  
Priorität  
ǒ  
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Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel  
Reduktion von THG -Emissionen bei  
Dienstfahrten und Arbeitswegen durch verschiedene Teilmaßnahmen  

    

Z
u

s
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n
d

ig
k
e

it
 

Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

 Klimaschutzmanagement, Bauverwaltungsamt 
(Beschaffung Dienstfahrzeuge) 

Einzubindende 
Akteure 

Liegenschaftsamt, Hauptamt 

Zielgruppe Mitarbeitende der Amtsverwaltung, Kommunale Betriebe 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 
Anschaffungskosten für Dienstrad und E-
Dienstfahrzeuge 

Wirtschaftlichkeit 
Im Idealfall nur geringe Mehrkosten bei der Beschaffung 
von E-Dienstfahrzeugen gegenüber konventionell 
betriebenen Fahrzeugen 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig  

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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a
s
c
h

u
tz

b
e
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THG-Reduktion gering 

Synergien 
Förderung der Gesundheit der Mitarbeitenden bei 
Umstieg auf Fahrrad für Arbeits- und Dienstwege 

Unterstützende 
Faktoren 

+ gemäß einer Befragung der Beschäftigten der 
Amtsverwaltung wäre Bedarf zur Nutzung eines 
Dienstrades gegeben 
+ Dienstwagen der Amtsverwaltung sind bereits 
elektrifiziert 
+ Steigerung der Attraktivität der Amtsverwaltung als 
Arbeitgeber durch Zuschüsse zur Nutzung des 
Umweltverbundes 

Hemmnisse 
- ggf. höhere Anschaffungskosten für E-Fahrzeuge 
- gelebte Praxis der Nutzung von Privatfahrzeugen für 
Dienstfahrten 
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Dienstfahrten und -fahrzeuge 
1) Prüfung des Bedarfs für die Anschaffung eines Dienstrades 
2. a) Entwicklung von Umweltkriterien für das kommunale Fuhrparkmanagement 
(z.B. bevorzugte Beschaffung von E-Fahrzeugen) 
2. b) Weitere Umrüstung auf elektrisch betriebene Dienstfahrzeuge in den 
kommunalen Betrieben 
3) Prüfung der Erweiterung der notwendigen E-Ladeinfrastruktur an den 
kommunalen Liegenschaften, z.B. für E-Bikes 
4) Prüfung der Errichtung abschließbarer Fahrradboxen an der Amtsverwaltung 
 
Arbeitswege 
1. a) Identifizierung von weiteren Anreizsystemen zur Attraktivitätssteigerung von 
alternativen Verkehrsmitteln (z.B. Jobticket, Kilometer-Bonus für 
Buspendler*innen)    
1. b) Prüfung auf Machbarkeit 
2) Einführung von Anreizsystemen 
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Fördermöglichkeiten BMV - Förderprogramm Betriebliches Mobilitätsmanagement  

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Dienstfahrten und -fahrzeuge: Anzahl elektrisch 
betriebener Fahrzeuge im kommunalen Fuhrpark; 
zurückgelegte Fahrten mit Dienstrad; Einrichtung 
Fahrradbox 
- Arbeitswege: Anzahl der Mitarbeitenden, die dauerhaft 
auf ÖPNV umsteigen 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-05, MOB-01, MOB-03, MOB-04 

 

 

7.1.5. NACHHALTIGE BESCHAFFUNG UND VERGABE 

Beschreibung 

Im Sinne des verantwortungsvollen Umgangs mit Steuergeldern sollten öffentliche 

Investitionen in Produkte und Dienstleistungen so getätigt werden, dass Mensch und Umwelt 

geschont werden. Kommunen und Kommunalverwaltungen haben mit einem Anteil von 60 % 

am gesamten öffentlichen Beschaffungsvolumen einen erheblichen marktseitigen  

Steuerungscharakter auf Nachhaltigkeit. Auch der Gesetzgeber hat die Relevanz der 

nachhaltigen Beschaffung erkannt: In Schleswig-Holstein wurde mit dem Vergabegesetz von 

2019 geregelt, dass soziale und ökologische Kriterien berücksichtigt werden können ('Kann-

Regelung'). Eine große Herausforderung für die nachhaltige Beschaffung und Vergabe bildet 

der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Da nachhaltige Produkte und 

Dienstleistungen häufig nach herkömmlicher Betrachtungsweise teurer sind, muss die 

Wirtschaftlichkeit über einen politischen Beschluss neu definiert werden.  

Die Amtsverwaltung setzt in einigen Bereichen bereits auf klimafreundliche Produkte (z.B. 

Papierprodukte, Reinigungsmittel). Eine schrittweise Umsetzung auf sämtliche 

Produktgruppen wird angestrebt. Dafür sollen Handlungsempfehlungen bzw. ein Leitfaden 

entwickelt werden, bei dem vor allem die Lebenszykluskosten als ausschlaggebende Größe 

berücksichtigt werden sollten. 
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AV-05 

Nachhaltige Beschaffung und Vergabe  
Priorität  
ǒǒ 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel  
Entwicklung und Anwendung eines Leitfadens mit angepassten 
Kriterien für nachhaltige Vergabeprozesse und zur Beschaffung von 
energieeffizienten und ressourcenschonenden Produkten  

    

Z
u

s
tä

n
d
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k
e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Hauptamt, Schulverbände, Kommunalpolitik, 
Kompetenzzentrum für nachhaltige Beschaffung und 
Vergabe 

Zielgruppe 
Beauftragte für Beschaffung und Vergabe in der 
Amtsverwaltung sowie den Schuleinrichtungen, 
Kommunale Betriebe 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten k.A. 

Wirtschaftlichkeit 

- Zu erwartende längere Lebensdauer nachhaltiger 
Produkte kann zu insgesamt weniger 
Beschaffungsvorgängen führen 
- Reduzierte Betriebskosten bei Anschaffung 
energieeffizienter elektrischer Geräte 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig  

Umsetzungs-
intervall 

einmalig/ fortlaufend 
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u
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b
e
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THG-Reduktion gering 

Synergien 

- Regionale Wertschöpfung durch Leitlinien, wie z. B. 
Transportwege und -kosten bei den Zuschlagskriterien 
werden gefördert 
- Verschiebung des Marktes zugunsten von 
klimaschonenden Produkten und Dienstleistungen  

Unterstützende 
Faktoren 

+ Fachliches Know-How des KNBV kann durch 
kostenlose Beratung in Anspruch genommen werden 
+ Best-Practice-Beispiele aus anderen Kommunen  

Hemmnisse 
- anfänglicher Zeitaufwand für Umstellung (insbesondere 
Recherchen für nachhaltige, alternative Produkte) 
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1. a) Informationssammlung zur Erstellung eines Leitfadens; Nutzung der 
Beispielvorlagen und weiterer Best-Practice-Beispiele 
1. b) Kostenfreie Beratung durch das KNBV zur Entwicklung eines strategischen 
Vorgehens 
2) Austausch mit dem Klimaschutzmanagement zur Frage der bevorzugten 
Bewertung qualitativer & umweltbezogener Aspekte gegenüber dem Preis 
3) Erarbeitung eines Leitfadens für Beschaffung und Vergabe durch das 
Klimaschutzmanagement; in Kooperation mit zuständigen Mitarbeitenden 
4. a) Verankerung des Leitfadens mittels Dienstanweisung 
4. b) Schulung der zuständigen Mitarbeitenden 
5) Evaluation des Leitfadens, ein Jahr nach erstmaliger Anwendung; ggf. 
Aktualisierung bzw. Weiterentwicklung 
6) Übertragung des Leitfadens auf die amtsangehörigen Gemeinden 
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Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Beratung durch KNBV  
- Beschluss zur Anwendung des Leitfadens 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-04 

 

 

7.1.6. KLIMASCHUTZ IM AMT DURCH NETZWERKE STÄRKEN 

Beschreibung 

Klimaschutz ist eine Gemeinschaftsaufgabe, an der zahlreiche Akteure im Amt Kellinghusen 

beteiligt werden sollten. Um Synergieeffekte zu nutzen, muss der Austausch zwischen 

verschiedenen kommunalen Akteuren untereinander intensiviert werden. Die Vernetzung 

dient der Verbesserung von Informationsflüssen und ermöglicht im besten Fall das Initiieren 

gemeinsamer Projekte. Ein gutes Beispiel für den Wissenstransfer zwischen 

Klimaschutzmanagement und Lokalpolitik ist der während der Konzepterstellung etablierte 

Lenkungskreis, der sich weiterhin in regelmäßigen Abständen und nach Bedarf treffen soll. 

Eine Erweiterung der zahlenmäßigen Besetzung des Lenkungskreises ist denkbar. Je nach 

thematischem Bezug können externe Akteure (z.B. aus dem Bereich Energiewirtschaft) 

eingeladen werden. Das Klimaschutzmanagement koordiniert das Gremium hinsichtlich der 

Ziele, des Ablaufs und der Organisation von regelmäßigen Treffen.   

 

AV-06 

Klimaschutz im Amt durch Netzwerke stärken  
Priorität  
ǒǒǒ 

Handlungsfeld Amt als Vorbild 

Ziel  
Vernetzung von Lokalpolitik, zivilgesellschaftlichen Akteuren & 
Gewerbe  
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Z
u

s
tä

n
d
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k
e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Schulverbände, Projektgruppe 'Global 
Nachhaltige Kommune', Bildungseinrichtungen, 
Kultureinrichtungen 

Zielgruppe 
Bürger*innen, Vereine, ehrenamtliche Initiativen, 
Gewerbetreibende, Kirchengemeinden 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

einfach 

Einmalige Kosten keine 

Wirtschaftlichkeit 

Strategische Netzwerke können die Wirksamkeit von 
kommunalen Klimaschutzbemühungen steigern, bei 
gleichzeitig sehr geringen Anschubkosten 

Zeitliche Umsetzung kurzfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    

K
lim

a
s
c
h

u
tz

b
e

it
ra

g
 THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
Vorbeugen von möglichen Interessenkonflikten durch 
Zusammenarbeit 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Multiplikatoreneffekte für Klimaschutzbemühungen auf 
Amtsebene 
+ schnellere Fortschritte und bessere Umsetzung durch 
Bündelung von Expertise 

Hemmnisse langfristige Zusammenarbeit erforderlich 

    
 

H
a

n
d
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n

g
s
s
c
h
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e
 1) Fortführung des Lenkungskreises über die Phase der Konzepterstellung 

hinaus 
2. a) Identifikation und Vernetzung mit weiteren potenziellen Schlüsselakteuren 
im Amtsgebiet  
2. b) Informationstransfer aus übergeordneten Klimaschutznetzwerken (Kreis, 
Land) im Austausch mit Schlüsselakteuren 
3) Das Klimaschutzmanagement steht den Gemeinden und Schulverbänden 
beratend zur Verfügung und geht aktiv auf diese zu, wenn ein Bedarf zum 
Austausch erkennbar ist 
4) Fortlaufende Berichterstattung über bisherige und geplante 
Klimaschutzaktivitäten 
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W
e
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e

re
 

In
fo

rm
a

ti
o
n

e
n
 Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der Netzwerktreffen 
- Gemeinsames Vereinbaren von Rahmenbedingungen 
und Zielen bezüglich der Zusammenarbeit 

Flankierende 
Maßnahmen 

KOM-01 

 

 

7.2. AMTS- UND GEMEINDEENTWICKLUNG 

7.2.1. AUSWEISUNG VON FREIFLÄCHEN-PV STEUERN UND VORANTREIBEN 

Beschreibung 

In Anknüpfung an bereits in Planung befindliche PV-Freiflächenprojekte in einigen Gemeinden 

wird mit der Entwicklung eines gemeindeübergreifenden Konzeptes zur Identifikation 

geeigneter Flächen für PV-Freiflächenanlagen begonnen. Dabei sollen weitere 

Flächenansprüche wie Gemeindeentwicklung, Natur- und Landschaftsschutz und 

landwirtschaftliche Nutzung berücksichtigt werden. Die Ausweisung von Potenzialen kann 

Ausgangspunkt und Grundlage für die verbindliche Bauleitplanung bilden. Der finanzielle und 

personelle Aufwand ist abhängig davon, ob es sich um einen rechtlich nicht bindenden 

Rahmenplan handelt oder um einen rechtlich wirksamen Teilflächennutzungsplan inklusive 

der Aufstellung eines Bebauungsplans. Für die letztgenannte Möglichkeit ist aufgrund der 

gesetzlichen Anforderungen mit höherem Aufwand zu rechnen. 

Der Amtsausschuss hat in seiner Sitzung am 12.12.2023 beschlossen, eine 

Potenzialfreiflächenanalyse inkl. gesamträumlichen Konzept für Solar-Freiflächenanlagen 

(Amtskonzept ĂSolar-Freiflªchenanlagenñ) aufzustellen. Die notwendigen Gelder wurden zwar 

erstmals 2025 im Haushalt eingestellt, das Solar-Freiflächenkonzept jedoch temporär 

zurückgestellt. 

AGE-01 

Ausweisung von Freiflächen -PV steuern und 
vorantreiben  

Priorität  
ǒǒǒ 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel  
Analyse des PV -Potenzials für Freiflächen und Ausweisung 
geeigneter PV -Freiflächen durch Erstellung eines 
gemeindeübergreifenden Standortkonzeptes  

    

Z
u

s
tä

n
d

ig
k
e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Bauverwaltungsamt, Kommunalpolitik 

Einzubindende 
Akteure 

Fachplanungsbüros, SH Netz, Untere 
Naturschutzbehörde  

Zielgruppe Vorhabenträger, private Flächeneigentümer, Gemeinden 
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A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 
ca. 20.000ú bis 30.000ú f¿r die Erstellung eines 
Standortkonzeptes bei Vergabe an externen 
Dienstleister 

Wirtschaftlichkeit 

Einnahmen aus umgesetzten PV-Freiflächenprojekten 
können Planungskosten der am Standortkonzept 
beteiligten Gemeinden übersteigen und damit 
amortisieren 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

einmalig 

    

K
lim

a
s
c
h

u
tz

b
e

it
ra

g
 THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
mögliche Schnittstelle mit Energetischen 
Quartierskonzepten sowie Kommunaler Wärmeplanung 

Unterstützende 
Faktoren 

Rechtssicherheit für die Errichtung von PV-Anlagen 

Hemmnisse 

- unklare Eigentumsverhältnisse der potenziellen 
Flächen 
- Flächenkonkurrenz: mögliche Zielkonflikte zwischen 
Energieerzeugung und landwirtschaftlicher Nutzung 

    
 

H
a

n
d
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n

g
s
s
c
h
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tt
e
 1) Definition von Kriterien für die Ausweisung von Eignungsflächen für 

Freiflächen-PV unter Berücksichtigung von harten Ausschlusskriterien des 
Landes gemªÇ des Solarerlasses ĂGrundsªtze zur Planung von groÇflªchigen 
Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereichñ 
2. a) Abstimmung zwischen Bauverwaltungsamt und Gemeinden zu den 
Kriterien 
2. b) Beauftragung eines Fachplanungsbüros mit der Erstellung des Solar-
Freiflächenkonzeptes 
3) Prüfung möglicher Synergieeffekte des Solar-Freiflächenkonzeptes mit der 
kommunalen Wärmeplanung 
4) Einleitung von Genehmigungsverfahren für PV-Freiflächenanlagen 
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Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- prinzipielle Flächeneignung sowie rechtliche 
Voraussetzungen frühzeitig abklären 
- Aufstellung von Bebauungsplänen und Genehmigung 
von Anlagen 

Flankierende 
Maßnahmen 

AGE-04, AGE-05 
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7.2.2. GRÜNDUNG VON BÜRGERENERGIEGEMEINSCHAFTEN UNTERSTÜTZEN 

Beschreibung 

In Bürgerenergiegemeinschaften gestalten und realisieren Bürger*innen gemeinsam mit 
Gemeinden und Vorhabenträgern die lokale Energiewende. Durch die direkte Beteiligung der 
Bürger*innen wird ein Gefühl von Mitgestaltung und Verantwortung gefördert. 
Bürgerenergiegemeinschaften können einen relevanten Beitrag zum sozial-ökonomischen 
Ausgleich im weiten Bereich der Klimaschutzmaßnahmen schaffen. 
Der erste Schritt im Prozess einer Unterstützungsleistung besteht darin, das Interesse der 
Bevölkerung zu wecken und über die verschiedenen Rechtsformen aufzuklären. Die 
Bürgerenergiegenossenschaft ist gegenwärtig eine der meist verbreiteten 
Bürgerenergiegemeinschaften. Der Fokus sollte daher auf diese Rechtsform gelegt werden. 
Eine Möglichkeit, potenzielle Mitglieder anzusprechen, sind Vernetzungstreffen vor Ort, bei 
denen regionale Praxisbeispiele von Mitgliedern erfolgreich agierender Bürgerenergie-
gemeinschaften vorgestellt werden.  

AGE-02 

Gründung von Bürgerenergiegemeinschaften 
unterstützen  

Priorität  
ǒǒǒ 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel  
Beteiligung von Bürger*innen an erneuerbaren Energieprojekten 
ermöglichen und lokale Wertschöpfung generieren  

    

Z
u

s
tä

n
d

ig
k
e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
(bürgerliche) Interessengemeinschaft, 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Vorhabenträger, externe Expert*innen, 
(SH Netz) 

Zielgruppe Bürger*innen, Gemeinden 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten keine 

Wirtschaftlichkeit 
Anschub bei der Initialisierung einer 
Bürgerenergiegemeinschaft kann eine spätere positive 
Hebelwirkung entfalten 

Zeitliche Umsetzung langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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K
lim

a
s
c
h

u
tz

b
e

it
ra

g
 THG-Reduktion indirekt 

Synergien hohes lokales Wertschöpfungspotenzial 

Unterstützende 
Faktoren 

Direkte Beteiligung von Bürger*innen an Erneuerbaren 
Energieprojekten kann Akzeptanz schaffen 

Hemmnisse 

- rechtliche und regulatorische Hürden 
- mögliche Einschränkungen durch die 
Kommunalaufsicht 
- langfristiges Engagement der Mitglieder der 
Bürgerenergiegemeinschaft 

    
 

H
a

n
d

lu
n

g
s
s
c
h

ri
tt
e
 

1) Akteursrecherche und -ansprache 
2) Vernetzung und Vermittlung von Informationen (z.B. rechtliche Grundlagen) 
3) Unterstützung bei der Entwicklung von Zielen 
4) Begleitung beim Aufbau einer Gründungsgruppe 
5) Begleitung in der Initialphase der Gründung sowie gegebenenfalls im 
weiteren Prozess 
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e
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e
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n

e
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Fördermöglichkeiten IB.SH - Bürgerenergiefonds 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Unterzeichnung einer Interessenbekundung zur 
Gründung einer Bürgerenergiegemeinschaft 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-03 

 
 

7.2.3. LED-UMRÜSTUNG DER STRASSENBELEUCHTUNG UND 

INNENBELEUCHTUNG DER KOMMUNALEN LIEGENSCHAFTEN 

Beschreibung 
Die Straßen- und Außenbeleuchtung umfasst die gesamten, den Gemeinden zugehörigen 
Leuchten an öffentlichen Straßen, Plätzen sowie kommunalen Liegenschaften. In 10 
amtsangehörigen Gemeinden wurde die Straßenbeleuchtung bereits zu 100% auf LED-
Leuchtmittel umgestellt. In den übrigen Gemeinden wurde mit der Umstellung bereits 
begonnen, z.B. im Schadensfall einzelner Straßenleuchten. In Ergänzung zur 
Straßenbeleuchtung sollen ebenso in den kommunalen Liegenschaften energieeffiziente 
Leuchtmittel eingesetzt werden. Optional soll darüber hinaus geprüft werden, inwiefern sich 
Nachtabschaltungen in die Bestandsstraßenbeleuchtung durch intelligente 
Steuerungstechnik integrieren lassen. 
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AGE-03 

LED-Umrüstung der Straßenbeleuchtung und 
Innenbeleuchtung der kommunalen 

Liegenschaften  

Priorität  
ǒǒǒ 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel  

Energieoptimierung durch sukzessiven Umtausch unter Einsatz von 
effizienten Leuchtmitteln  
(sekundär: Einsatz von intelligenter Steuerungstechnik für 
Bestandsstraßenleuchten prüfen)  

    

Z
u

s
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n
d
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k
e
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator Kommunalpolitik, Technisches Bauamt 

Einzubindende 
Akteure SH Netz, Ingenieurbüros 

Zielgruppe 
Gemeinden 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 

abhängig von Materialaufwand: nur Austausch des 
Leuchtenkopfs (ca. 200-500 ú je Leuchte) oder 
Komplettaustausch des Leuchtenmastes (ca. 2.000-
4.000 ú) 

Wirtschaftlichkeit 

Langfristige Senkung der Betriebskosten durch 
geringeren Stromverbrauch (50 - 80 %) und höhere 
Lebensdauer von LED-Leuchtmitteln 

Zeitliche Umsetzung 
kurzfristig (Innenbeleuchtung kommunale 
Liegenschaften); 
mittelfristig (Straßenbeleuchtung) 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    

K
lim

a
s
c
h

u
tz

b
e

it
ra

g
 THG-Reduktion hoch 

Synergien 
Ausführung ggf. in Kombination mit anderen baulichen 
Maßnahmen in den kommunalen Liegenschaften 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Maßnahme bereits in Umsetzung 
(Straßenbeleuchtung vollständig auf LED umgerüstet in 
mehrere Gemeinden) 
+ Vorbildwirkung des Amtes im Bereich Energieeffizienz 

Hemmnisse 
geringe Akzeptanz bei Bürger*innen für mögliche 
Nachtabschaltungen der Straßenbeleuchtung 
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H
a

n
d

lu
n

g
s
s
c
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e
 1. a) Potenzielle Straßenleuchten für LED-Umrüstung identifizieren 

1. b) Möglichkeiten für intelligenten Betrieb (z.B. Nachtabschaltung, Dimmung) 
der Bestandsstraßenleuchten ermitteln 
1. c) Kontinuierliche Umrüstung der Innenbeleuchtung der kommunalen 
Liegenschaften  
2. Aufstellung einer Prioritätsliste zur schrittweisen LED-Umrüstung der 
Straßenbeleuchtung 
3. a) Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED 
3. b) Einsatz intelligenter Steuerungstechnik bei den Bestandsstraßenleuchten 
sowie Evaluation des Stromverbrauchs  
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Fördermöglichkeiten 
NKI Kommunalrichtlinie - Sanierung von Außen- und 
Straßenbeleuchtung 
BEG - Bundesförderung für energieeffiziente Gebäude 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anteil der LED-Straßenleuchten an der Gesamtzahl 
der Straßenleuchten je Gemeinde 
- Umrüstungsgrad der Innenbeleuchtung in den 
kommunalen Liegenschaften 

Flankierende 
Maßnahmen 

k.A. 

 
 

7.2.4.  KLIMAFREUNDLICHE WÄRMEVERSORGUNG 

Beschreibung 

Noch immer wird in Deutschland fast ein Drittel des Energieverbrauchs zur Deckung des 

Wärmebedarfs in Gebäuden benötigt, im Amt Kellinghusen sogar mehr als ein Drittel. Die 

Wärmeversorgung auf der Basis erneuerbarer Energien nimmt folglich eine Schlüsselrolle zur 

Erreichung der klimapolitischen Ziele ein. Als ein strategisches Instrument soll die kommunale 

Wärmeplanung untersuchen, wie die Transformation in eine klimafreundliche und möglichst 

kosteneffiziente Wärmeversorgung künftig für die Bürger*innen erreicht werden kann. Der 

Fokus liegt auf der Schaffung von Technologieklarheit. Dabei sind die Einbindung der 

Gebäudeeigentümer*innen (z. B. private Haushalte) sowie weiterer ortsansässiger Akteure 

notwendig. Neben Klimaschutzfragen stellen Kosten und lokale Erzeugungskapazitäten 

weitere Kriterien einer zukunftsfähigen Energieversorgung dar.  

Im Amt Kellinghusen haben die Gemeinden Brokstedt, Hohenlockstedt sowie Kellinghusen 

bereits beschlossene Wärmepläne vorliegen. In einem nächsten Schritt sollen erste 

Maßnahmen entsprechend ihrer Priorisierung realisiert werden. Die weiteren 16 

amtsangehörigen Gemeinden sind gemäß EWKG 2025 bis 30. Juni 2028 zur Aufstellung von 

Wärmeplänen verpflichtet. Die Amtsverwaltung wird die Durchführung der kommunalen 

Wärmeplanung koordinieren. 
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AGE-04 

Klimafreundliche Wärmeversorgung  
Priorität  
ǒǒ 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel  

Erstellung von Kommunalen Wärmeplänen für die nach EWKG 2025 
verpflichteten Gemeinden     
(sekundär: Umsetzung von priorisierten Maßnahmen aus bereits 
aufgestellten Wärmeplänen)  

    

Z
u

s
tä

n
d

ig
k
e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 

Kommunalpolitik, Bauverwaltungsamt/ 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Erstellung Wärmeplan:  Planungsbüros, WKZ.SH 
Umsetzung: Technisches Bauamt, Liegenschaftsamt, 
Energieversorger, SH Netz, (Wärmenetzbetreiber) 

Zielgruppe 
Gemeinden, Gebäudeeigentümer, Schulverbände, 
Gewerbe 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

Erstellung Wärmeplan: mittel 
Umsetzung: aufwändig 

Einmalige Kosten 

Erstellung Wärmeplan: keine Kosten (aufgrund von 
Konnexitätszahlungen) 
Umsetzung: Hohe Kosten bei Bau & Betrieb eines 
Wärmenetzes 

Wirtschaftlichkeit 
Langfristige Senkung von Heizenergiekosten durch 
Umstellung auf erneuerbare Energieträger 

Zeitliche Umsetzung 
Erstellung Wärmeplan: kurzfristig 
Umsetzung: langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

Erstellung Wärmeplan: einmalig 
Umsetzung: fortlaufend 

    

K
lim

a
s
c
h

u
tz

b
e

it
ra

g
 THG-Reduktion 

Erstellung Wärmeplan: indirekt 
Umsetzung: hoch 

Synergien 
Synergien zwischen Gemeindeentwicklung und 
Quartierssanierung 

Unterstützende 
Faktoren 

Beratungsangebote für Gebäudeeigentümer durch 
Energieberatungen der Verbraucherzentrale 

Hemmnisse 

- Hoher Koordinierungsaufwand und hohe 
Investitionskosten bei Erweiterung bzw. Neubau eines 
Wärmenetzes 
- Gesetzesänderungen zu erwarten 
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H
a
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d
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n

g
s
s
c
h
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Erstellung Wärmeplan: 
1. a) Beschluss zur Durchführung einer Kommunalen Wärmeplanung durch 
Gemeindevertretung  
1. b) Wahl der Verfahrensart 
2) Ausschreibung und Vergabe an externe Dienstleister zur Unterstützung  
3. a) Erstellung eines Wärmeplans für jede Gemeinde (bzw. eines Teil-
Wärmeplans für jede Gemeinde bei durchlaufen des Konvoiverfahrens) 
3. b) Unterstützung bei Datenbeschaffung und Begleitung von Öffentlichkeits-
veranstaltungen durch das Bauverwaltungsamt/ Klimaschutzmanagement 
 
Umsetzung: 
1) Priorisierung von Maßnahmen aus bereits aufgestellten Wärmeplänen  
2. a) ggf. Erstellung einer Wärmenetz-Machbarkeitsstudie 
2. b) Öffentlichkeitsarbeit und Akteursgespräche 
3) Beratungsangebote für dezentrale Lösungen aufsetzen, in Kooperation mit 
dem Klimaschutzmanagement 
4) Kontinuierliches Monitoring des Umsetzungsprozesses 
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Fördermöglichkeiten 

Umsetzung: 
BEW -  Bundesförderung für effiziente Wärmenetze(Erstellung 
einer Wärmenetz-Machbarkeitsstudie) 
BEG - Bundesförderung für effiziente Gebäude 
KfW 432 -  Energetische Stadtsanierung 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Beschluss von aufgestellten Wärmeplänen durch 
Gemeindevertretungen und positive Prüfung durch das 
MEKUN 

Flankierende 
Maßnahmen 

KOM-01 

 

 

7.2.5. KLIMASCHUTZANGEPASSTE KRITERIEN IN BAULEITPLANVERFAHREN 

Beschreibung 

Die Bauleitplanung steuert die langfristige räumliche Entwicklung auf kommunaler Ebene und 

legt fest, wie Flächen genutzt und bebaut werden. Sie kann ein wirkungsvolles 

Steuerungsinstrument für kommunalen Klimaschutz sein, da sie langfristige Infrastruktur- und 

Flächenentscheidungen strukturell festlegt. Wichtige Ansatzpunkte sind beispielsweise: 

Festsetzungen zur energetischen Qualität von Wohn- und Nichtwohngebäuden, 

Festsetzungen von Mindestflächen für Photovoltaik, Art und Maß der baulichen Nutzung. Die 

Gemeinden können im Rahmen der Bauleitplanung über die gesetzlichen 

Mindestanforderungen hinaus maßgeblich Einfluss darauf nehmen, wie klimafreundlich ihre 

Gebäude und Nachbarschaften zukünftig sein werden. Für jedes Vorhaben kann mit der 

Entwicklung eines klimafreundlichen Bebauungskonzepts (z.B. energetische Anforderungen, 

verwendete Materialien) ein Beitrag zu Klimaschutz und möglichst auch 

Klimafolgenanpassung geleistet werden.  

Im Amt Kellinghusen existieren bisher keine gesonderten Klimaschutzkriterien in der 

Bauleitplanung, die über gesetzliche Vorgaben hinausgehen (BauGB, GEG). Mithilfe der 

Erstellung eines Kriterienkatalogs soll dem Klimaschutz bei künftigen Planungsvorhaben der 
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Gemeinden Rechnung getragen werden. Die Kriterien sollen in der Auftragsvergabe für 

konkrete Planungsvorhaben angewendet werden. 

AGE-05 

Klimaschutzangepasste Kriterien in 
Bauleitplanverfahren  

Priorität  
ǒǒ 

Handlungsfeld Amts- und Gemeindeentwicklung 

Ziel  
Unterstützung der Gemeinden in der Ausgestaltung & Umsetzung 
von erweiterten Klimaschutzkriterien in der Bauleitplanung 
(Erstellung eines Kriterien -Katalogs)  

    

Z
u
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d

ig
k
e
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Bauverwaltungsamt/ Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik 

Zielgruppe Gemeinden, Planungsbüros, Bauprojektträger 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten keine 

Wirtschaftlichkeit 
 erwartete Energieeffizienzsteigerungen amortisieren 
ggf. höhere Baukosten; Reduzierung von 
Klimafolgeanpassungskosten 

Zeitliche Umsetzung kurzfristig 

Umsetzungs-
intervall 

einmalig 

    

K
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s
c
h

u
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b
e
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ra

g
 THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
Integrierbarkeit von Maßnahmen zur 
Klimafolgenanpassung 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Beitrag zur Gestaltung attraktiver und zukunftssicherer 
Neubauquartiere 
+ Reduzierung von zukünftig erwarteten Kosten zur 
Klimafolgenanpassung 

Hemmnisse 
- erhöhter Planungsaufwand 
- zusätzlicher Aufwand für thematische Einarbeitung 
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H
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n
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s
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1. a) Erfassung der klimaschutzrelevanten Steuerungsbereiche im 
Bauleitplanverfahren 
1. b) Unterstützungsbedarfe für die Gemeinden erkunden  
2) Aufstellung von klimaschutzangepassten Kriterien mithilfe eines Katalogs  
3) Anwendung ausgewählter Kriterien im Planentwurf 
4) Überwachung der Einhaltung der Kriterien 
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 Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Fertigstellung eines Kriterienkatalogs  
- Anzahl aufgestellter Bebauungspläne, die Kriterien des 
Katalogs erfüllen  

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-02, MOB-03 

 

 

7.3. MOBILITÄT 

7.3.1. RAHMENBEDINGUNGEN FÜR EINEN ATTRAKTIVEN ÖPNV SCHAFFEN 

Beschreibung 

Um eine Reduktion der THG-Emissionen im Verkehrssektor zu erreichen, ist ein 

grundlegender Wandel notwendig, der die Nutzung von klimaschonenden Verkehrsmitteln 

bevorzugt und den motorisierten Individualverkehr (MIV) reduziert. Hier setzt der 5. Regionale 

Nahverkehrsplan des Kreises Steinburg mit seinen Zielen an. Im Zeitraum 2025 - 2029 wird 

u.a. die Steigerung des ÖPNV-Anteils am Modal Split angestrebt. Darüber hinaus soll eine 

bessere Vernetzung von Bus, Bahn & Pkw ermöglicht werden. Bezüglich der 

Nutzungshäufigkeit liegt der ÖPNV im Kreis Steinburg auf einem sehr niedrigen Niveau. 

Aufgrund der eher ländlichen Prägung des Amtes Kellinghusen kann man davon ausgehen, 

dass die niedrige Nutzungshäufigkeit des ÖPNV im Kreis Steinburg auch auf das Gebiet des 

Amtes Kellinghusen zutrifft. Als öffentlicher Aufgabenträger ist der Kreis Steinburg zuständig 

für die Gestaltung und Finanzierung des ÖPNV-Angebots im Amt Kellinghusen. Dennoch 

lassen sich Rahmenbedingungen zur Attraktivitätssteigerung auch auf Amtsebene schaffen. 

Handlungsoptionen betreffen z.B. die Erstellung eines amtsweiten Mobilitätskonzeptes, 

höhere Qualitätsstandards für Bushaltestellen oder vermehrte Öffentlichkeitsarbeit. 

MOB-
01 

Rahmenbedingungen für einen attraktiven ÖPNV 
schaffen  

Priorität  
ǒ  

Handlungsfeld Mobilität 

Ziel  
Das ÖPNV-Angebot bewerben und im Rahmen des kommunalen 
Wirkungsbereichs mitgestalten  
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Z
u

s
tä

n
d
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e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement, Kommunalpolitik 

Einzubindende 
Akteure 

Kreis Steinburg (Amt für Kreisentwicklung), mobiliteam 
by NAH.SH, HVV, Ordnungsamt, Technisches Bauamt, 
Planungsbüros 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen, Tourismus 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 

Einmalige Kosten 
Kosten für externe Gutachten, Studien und 
Fachplanungen 

Wirtschaftlichkeit 

Volkswirtschaftlich sinnvoll durch verschiedene Faktoren 
wie Standortattraktivität, sozialer Teilhabe, reduziertes 
Verkehrsaufkommen 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    

K
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a
s
c
h

u
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b
e

it
ra

g
 

THG-Reduktion gering 

Synergien 

- Wirtschaftliche Entwicklung im ländlichen Raum wird 
nachweislich den Ausbau des Mobilitätsangebotes 
beschleunigt 
- Vernetzung klimafreundlicher Mobilitätsangebote (z. B. 
Ausbau der Radabstellanlagen an Bushaltestellen) kann 
diese Maßnahme in ihrer Wirksamkeit weiter fördern 

Unterstützende 
Faktoren 

Lärm- und Abgasreduzierung durch weniger PKW-
Verkehr 

Hemmnisse 

- demographische Entwicklung: sinkende ÖPNV-
Nachfrage durch möglichen Bevölkerungsrückgang 
- Lückenhaftes öffentliches Mobilitätsangebot bietet 
keine Motivation zum Umstieg vom Auto zum ÖPNV 
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 1) Durchführung eines Formates zur Bürgerbeteiligung, um Mobilitätsbedürfnisse 

zu verstehen; Einbindung von lokalen Netzwerken und Schlüsselpersonen (z.B. 
Dorfkümmerin/Dorfkümmerer) 
2) Aufbauend auf Punkt 1: Themenspezifische Intensivierung der 
Öffentlichkeitsarbeit 
3) Prüfung der Erstellung eines amtsweiten Mobilitätskonzeptes zur Bestands- 
und Potenzialanalyse der aktuellen ÖPNV-Infrastruktur  
4) Austausch des Klimaschutzmanagements mit Busverkehrsunternehmen (z.B. 
mögliche Erweiterung des Rufbus-Angebotes, Fahrradmitnahme im Bus) 
5) Kontinuierlicher Austausch der Kommunalpolitik mit dem Amt für 
Kreisentwicklung zur Busverkehrsoptimierung 

    

W
e
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Fördermöglichkeiten 
- NKI Fokuskonzept Mobilität 
- AktivRegion 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Gesprächsrunde mit einer Gemeinde zur Besprechung 
der Attraktivitätssteigerung 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-04, MOB-02 

 

 

7.3.2. VERSTETIGUNG DES BÜRGERBUSANGEBOTES 

Beschreibung 

Carsharing-Systeme wie der Bürgerbus Kellinghusen bieten viele Vorteile für Bürger*innen.  

Es handelt sich dabei um einen gemeinnützigen Transportdienst, der vom Verein für 

Gemeindepflege Kellinghusen betrieben wird. Bürgerbusse können besonders im ländlichen 

Raum eine sinnvolle Ergänzung zum ÖPNV darstellen. Vor allem mobilitätseingeschränkten 

Menschen bietet es die Möglichkeit zur Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben, 

und gewährleistet die Erreichbarkeit medizinischer Einrichtungen. Weil die Nutzung des 

Angebotes für Bürger*innen kostenlos ist, können gegenüber der Nutzung des Privat-Pkw 

Betriebskosten und THG-Emissionen eingespart werden.  

MOB-
02 

Verstetigung des Bürgerbusangebotes  
Priorität  
ǒ  

Handlungsfeld Mobilität 

Ziel  
Aufrechterhaltung des aktuellen Fahrtenangebotes als wichtige 
Ergänzung zum Busverkehr  
(Sekundär: Prüfung der Erweiterung des Angebotes)  
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u
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e
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Verein für Gemeindepflege Kellinghusen, Ehrenamtliche 
Fahrer*innen 

Einzubindende 
Akteure 

Klimaschutzmanagement, Kommunalpolitik 
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Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen 

    
A

u
fw

a
n

d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

einfach 

Einmalige Kosten 
Jede Mitgliedsgemeinde zahlt 1,30ú je Einwohner*in und 
Jahr; Mehrkosten bei Betrieb eines zweiten Fahrzeuges 
zu erwarten 

Wirtschaftlichkeit 
Volkswirtschaftlich sinnvoll (Daseinsvorsorge, 
Lückenschluss zum ÖPNV-Angebot) 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    

K
lim

a
s
c
h

u
tz

b
e

it
ra

g
 THG-Reduktion mittel 

Synergien 

- Ermöglichung der Teilhabe für überwiegend ältere, 
mobilitätseingeschränkte Menschen 
- Vorbildcharakter für andere Ämter/ ländliche 
Gemeinden 

Unterstützende 
Faktoren 

+ keine Konkurrenz zum bestehenden Busverkehr 
+ Alternative zum Privat-PKW 

Hemmnisse 
langfristiges ehrenamtliches Engagement zur 
Aufrechterhaltung des Betriebs notwendig 

    
 

H
a
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d
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n

g
s
s
c
h
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1) Das Klimaschutzmanagement verstärkt die Öffentlichkeitsarbeit zur 
Bewerbung des Bürgerbusses mit dem Ziel, die junge Altersgruppe zu erreichen 
2) Der Verein für Gemeindepflege Kellinghusen prüft gemeinsam mit dem 
Klimaschutzmanagement eine Vereinfachung der Fahrtenbuchung (z.B. 
Einrichtung einer App) 
3) Der Verein für Gemeindepflege Kellinghusen prüft die Möglichkeiten für die 
Anschaffung eines zweiten Fahrzeugs 

    

W
e
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Fördermöglichkeiten ggf. AktivRegion 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der Fahrten pro Monat/ Jahr 
- Erweiterung der Mitgliedsgemeinden 

Flankierende 
Maßnahmen 

MOB-01 
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7.3.3. AUSBAU DER RADVERKEHRSINFRASTRUKTUR 

Beschreibung 

Eine funktionierende Radverkehrsinfrastruktur ist eine wichtige Voraussetzung im Zuge einer 

klimaschonenden Verkehrsverlagerung. Zu den Maßnahmen gehören der Ausbau und die 

Verbesserung von sicheren Radwegen bzw. Radfahrstreifen sowie Radabstellanlagen, aber 

auch eine Überprüfung der StVO-Beschilderung. Das im Entwurfsstadium befindliche 

kreisweite Radverkehrskonzept soll dabei beachtet werden und als Grundlage für weitere 

Planungen des Radverkehrs im Amtsgebiet dienen. Eigene Bedürfnisse zum Ausbau der 

Infrastruktur werden aktiv an die Kreisplanung gemeldet. Dies umfasst beispielsweise Lücken 

im Radwegenetz, die im Lenkungskreis identifiziert wurden. In Ergänzung werden zukünftig 

weitere Möglichkeiten für die Errichtung von Radabstellanlagen geprüft. Dabei sollen vor allem 

Standorte wie Bushaltestellen, Kitas und Schulen abgedeckt werden. Einige amtsangehörige 

Gemeinden haben bereits geförderte Radabstellanlagen errichtet (z.B. Brokstedt, Quarnstedt, 

Wrist). Für Kellinghusen liegt ein Radverkehrskonzept vor, das nun gilt, umzusetzen. Aber 

auch Hohenlockstedt als zweitgrößte amtsangehörige Gemeinde hat Potenzial für die 

Verbesserung des innerörtlichen Radverkehrs. Begleitend kann das Klimaschutzmanagement 

u.a. durch folgende Maßnahmen unterstützen: Sensibilisierungskampagnen über positive 

Auswirkungen des Radfahrens oder die Organisation von Mitmach-Events wie z.B. das 

STADTRADELN. 

MOB-
03 

Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur  
Priorität  
ǒǒ 

Handlungsfeld Mobilität 

Ziel  
Die Radverkehrsinfrastruktur in den Gemeinden wird durch 
verschiedene Herangehensweisen ausgebaut und die Nutzung des 
Fahrrads gefördert  

    

Z
u
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e
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Kommunalpolitik, Technisches Bauamt 

Einzubindende 
Akteure 

Liegenschaftsamt, Planungs-/ Ingenieurbüros, 
Klimaschutzmanagement, 
Radverkehrskoordinierungsstelle Kreis Steinburg, 
Bauverwaltungsamt, Netzwerk RAD.SH, ADFC 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen, Tourismus 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel bis aufwändig 

Einmalige Kosten 
Kosten für Planungen und bauliche Maßnahmen 
(Radwege, Piktogramme und Beschilderungen, 
Radabstellanlagen, E-Bike-Ladestationen)  

Wirtschaftlichkeit 
Aufgrund der Förderkulisse steht ein hoher Nutzen 
vergleichsweise geringen Kosten gegenüber  
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Zeitliche Umsetzung mittel-/langfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    

K
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s
c
h

u
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b
e
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THG-Reduktion gering 

Synergien 

- Gut ausgebaute Fahrradinfrastruktur kann eine 
Aktivierung des Tourismus bewirken 
- Kooperation mit Nachbargemeinden und dem Kreis 
Steinburg erleichtert Umsetzung und verbessert 
Wegevernetzung 

Unterstützende 
Faktoren 

+  mehrere Förderprogramme für Radverkehrsprojekte 
+ das in Erstellung befindliche Radverkehrskonzept des 
Kreises kann als Grundlage für Planungen dienen 

Hemmnisse 
- langwierige Planungsprozesse für Radwegeneubau 
- Integration von Radabstellanlagen in bestehende 
Verkehrsinfrastruktur 
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1. a) Das Klimaschutzmanagement tauscht sich gemeinsam mit dem 
Lenkungskreis (oder der Kommunalpolitik) aus, um die Potenziale zur 
Verbesserung der Radwegeinfrastruktur zu bewerten 
1. b) Weitergabe der Informationen aus dem Austauschformat an die 
Radverkehrskoordinierungsstelle des Kreises Steinburg 
2) Das Klimaschutzmanagement prüft die Möglichkeiten zur Förderung für die 
Erstellung eines amtsweiten Fokuskonzeptes zur Radmobilität, welches auf dem 
kreisweiten Radverkehrskonzept aufbaut 
3) Weitere Prüfung der Möglichkeiten für die geförderte Maßnahme zur 
Errichtung von Radabstellanlagen 
4) Sensibilisierungskampagne für Bürger*innen; Teilnahme am STADTRADELN 
5) Stadt Kellinghusen: Umsetzung von Maßnahmen aus dem aufgestellten 
Handlungsplan des Radverkehrskonzeptes  
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Fördermöglichkeiten 

- Förderberatung der Radkoordination des Kreises 
Steinburg oder des Netzwerkes RAD.SH 
- Sonderprogramm ĂStadt und Landñ des Landes 
Schleswig-Holstein  
- Fºrderrichtlinie ĂAb aufs Radñ des Landes Schleswig-
Holstein 20:24- NKI ï Errichtung von Mobilitätsstationen  
- NKI ï Bike+Ride-Offensive  

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl installierter Radabstellanlagen 
- Gebaute Radwegekilometer 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-04 
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7.3.4. VERBESSERUNG DER E-LADEINFRASTRUKTUR IM AMT 

Beschreibung 

Klimafreundliche Mobilitätsangebote sind Voraussetzung für das Gelingen der 

Mobilitätswende. Der Ausbau der Strukturen für die E-Mobilität stellt ein Segment daraus dar. 

Derzeitig existieren 20 öffentlich zugängliche Ladestationen im Amtsgebiet. Diese werden von 

verschiedenen Anbietern betrieben und unterscheiden sich in Bezug auf Ladeleistung, 

Bedienungsformen und Zahlungsmöglichkeiten. Zum weiteren Ausbau der E-

Ladeinfrastruktur sind im Vorfeld organisatorische sowie technische Fragen zu klären. Zum 

einen sind Abstimmungen mit der SH Netz erforderlich, zum anderen sollte der Fokus auf der 

Identifizierung von frequentierten Standorten liegen. Dazu zählen unter anderem öffentliche 

Knotenpunkte (z.B. Pendlerparkplatz Wrist, Marktplatz Hohenlockstedt), Parkplätze von 

öffentlichen Schulen oder Alltagszielen (z.B. Freibad). Gleichzeitig sollte der Bedarf für E-

Ladeinfrastruktur in Anbetracht der steigenden Zahl von Ladesäulen auf privaten (Wallbox am 

Eigenheim) und gewerblichen Flächen (Ladesäule vor Supermärkten) stets überprüft werden.  

Bei der Ausweisung potenzieller Standorte sollte beachtet werden, dass gemäß § 10 des 

Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes (GEIG) die Errichtung eines Ladepunktes 

auf Parkplätzen von bestehenden Nichtwohngebäuden mit über 20 Stellplätzen vorgesehen 

ist. 

MOB-
04 

Verbesserung der E -Ladeinfrastruktur im Amt  
Priorität  
ǒǒ 

Handlungsfeld Mobilität 

Ziel  
Unterstützung der Gemeinden beim Ausbau der E -Ladeinfrastruktur 
zur Förderung von E -Mobilität im Amtsgebiet  
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Liegenschaftsamt, Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Schulverbände, Technisches Bauamt, 
Landeskoordinierungsstelle Elektromobilität, SH Netz, 
Gewerbetreibende, Ladesäulenbetreiber 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen, Tourismus 
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u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel  

Einmalige Kosten 

Konventionelle Ladesäule: 4.000 ï 8.000 ú (2x 22 kW-
Anschlüsse) 
Schnellladesäule: 20.000 - 40.000 ú (2x 50 kW- 
Anschlüsse) 
Anschluss an Stromnetz: 5.000 - 30.000 ú (je nach 
Leistung) 

Wirtschaftlichkeit 
Keine/ sehr geringe Kosten, wenn Anschaffung, 
Anschluss und Betrieb der Ladesäule an externen 
Betreiber ausgelagert wird 
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Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion indirekt 

Synergien 

- Förderung von E-Mobilität ist eine wichtige Säule der 
Mobilitätswende 
- kostenlose Nutzung des StandortTOOLs des BMV als 
Planungsinstrument für potenzielle Standorte 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Maßnahme in einigen Gemeinden bereits in 
Umsetzung  
+ Reduzierter Aufwand bei unentgeltlichen 
Grundstücksnutzungsvertrag mit Ladesäulenbetreiber 

Hemmnisse 

- hohe Kosten für attraktive Schnellladesäulen 
- zu geringe Auslastung der öffentlichen E-Ladesäulen 
- hinreichend leistungsfähige Netzinfrastruktur  
- nicht-einheitliche Bezahlsysteme wirken unattraktiv für 
Nutzer*innen 
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1. a) Bedarfsermittlung der Gemeinden sowie des Schulverbands für die 
Installation von E-Ladestationen 
1. b) Einholen aktueller Zahlen von den Betreibern zu Ladevorgängen an den 
Bestandsladesäulen  
2) Prüfung der Erstellung eines amtsweiten Ladeinfrastrukturkonzepts zur 
Identifizierung geeigneter Standorte. Hierbei sollen auch die Möglichkeiten der 
Installation von Schnellladesäulen analysiert werden. 
3) Aufsetzen eines Informationsangebotes zum Thema "E-Mobilität" mit dem Ziel 
der Bekanntmachung bisher existenter Ladesäulenstandorte 
4. a) Vertragliche Vereinbarung zwischen Liegenschaftsamt und 
Ladesäulenbetreiber 
4. b) Ausbau der E-Ladeinfrastruktur 
5) Anpassung der Ausbauziele an den aktuellen Bedarf 
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 Fördermöglichkeiten 
- KfW 267 Nachhaltige Mobilität  
- KfW 268/ 269 Investitionskredit Nachhaltige Mobilität 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der Ladeeinrichtungen auf öffentlichen 
Grundstücken 
- Anzahl Ladevorgänge & durchschnittliche Ladedauer 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-04 
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7.4. AKTIVIERUNG DER ZIVILGESELLSCHAFT 

7.4.1. ENTWICKLUNG EINER STARKEN BERATUNGSKOMPONENTE ZUM 

KLIMASCHUTZ 

Beschreibung 

Die Beratung von Bürger*innen sowie weiteren zivilgesellschaftlichen Institutionen (z. B. 

Vereine, Kultureinrichtungen) stellt eine wichtige Stellschraube dar, um Klimaschutzaktivitäten 

in der Breite anzustoßen. Oftmals fehlen Menschen verständlich aufbereitete 

Informationsgrundlagen für komplexe Themen wie Energiewende, um ihnen einen Zugang zu 

möglichen eigenen Handlungsoptionen zu vermitteln. Relevante Handlungsbereiche 

umfassen beispielsweise Gebäudesanierung, Stromverbrauch oder Abfallvermeidung.  

In Kooperation mit Beratungsstellen wie der Verbraucherzentrale werden Angebote für 

verschiedene Zielgruppen im Amtsgebiet angeboten, um die eigenen 

Handlungsmöglichkeiten erfassen zu können. Bereits während der Erstellung des 

Klimaschutzkonzeptes wurde durch das Klimaschutzmanagement in Kooperation mit der 

Projektgruppe GNK ein āKlima-Stammtischó organisiert. Dieses gut angenommene 

Veranstaltungsformat soll künftig weiterhin zu spezifischen Themen stattfinden und ebenso 

die Vernetzung und den Wissensaustausch der Bürger*innen untereinander fördern. In 

Ergänzung sollen klimaschutzrelevante Informationen künftig verstärkt über den 

Internetauftritt des Amtes kommuniziert werden. 

Bei der āIdeenwerkstatt Klimaschutzó im September 2025 wurden von den anwesenden 

Bürger*innen weitere konkrete Vorschläge für Formate der Informationsvermittlung geäußert. 

Dazu zählen beispielsweise: Einrichtung und Bespielung von Social Media, Sichtbarmachung 

von umgesetzten Klimaschutzvorhaben, Bewerbung unabhängiger Energieberatungen. 

 

KOM-
01 

Entwicklung einer starken Beratungskomponente 
zu Klimaschutz  

Priorität  
ǒǒǒ 

Handlungsfeld Aktivierung der Zivilgesellschaft 

Ziel  
Auf - und Ausbau kostenloser Informations - und Beratungsangebote 
für diverse Zielgruppen zugunsten von mehr 
Klimaschutzbestrebungen im eigenen Handlungsbereich  
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein (VZ.SH), IB.SH 
Energieagentur, externe Referent*innen, 
Volkshochschulen, Lokalpresse, Kommunalpolitik, 
Schulverbände 

Zielgruppe 
Bürger*innen, Gewerbetreibende, Vereine, Schüler*innen, 
sonstige zivilgesellschaftliche Akteure 

    

A
u

fw

a
n

d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 
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Einmalige Kosten 
Öffentlichkeitsarbeit (Printwerbung), externe 
Dienstleistung (Aufwandsentschädigung für externe 
Referent*innen), Logistik (Catering, Raummiete) 

Wirtschaftlichkeit 
Potenzial der lokalen Wertschöpfung durch Kooperationen 
mit Gewerbetreibenden 

Zeitliche Umsetzung kurzfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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b
e
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ra
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THG-Reduktion indirekt 

Synergien 

- Kooperationen mit lokalen Partnern (z.B. Gewerbe, 
Vereine, Schulen, Feuerwehr) 
- hohe Multiplikatoreneffekte: Wissens- und 
Erfahrungstransfer  

Unterstützende 
Faktoren 

+ kostenlose Energiesparberatungen der VZ.SH 
+ Informationsbereitstellung über Amtswebseite 
+ Erfahrungen in der Durchführung von Themen-
veranstaltungen, z.B. Klima-Stammtisch, existieren bereits 

Hemmnisse 

- Heterogenität der Zielgruppe: erwartete geringe 
Teilnahme ohne Fokus auf verschiedene Lebensrealitäten 
- Einmalige Veranstaltungen ohne Anschlussangebote, 
wodurch Effekte verpuffen 
- schwierige Erfolgskontrolle: bürgerliches Alltagshandeln 
lässt sich schwer messen 
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a
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d
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n
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s
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h
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1) Bewerbung der Angebote der VZ.SH; u.a. durch gezielte Ansprache über 
verschiedene Kommunikationskanäle (z.B. Presse, Plakate für die Schaukästen) 
2) Erstellung und Aktualisierung einer Übersicht zu Förderprogrammen für 
Privatpersonen auf dem Internetauftritt des Amtes 
3. a) Beratungsbedarf zu Fördermöglichkeiten für Gewerbetreibende 
recherchieren 
3. b) Durchführung eines Workshops zu Fördermöglichkeiten für 
Gewerbetreibende 
4) Durchführung weiterer themenspezifischer Veranstaltungsformate (z.B. 
Gebäudemodernisierung), in Abstimmung mit Kommunalpolitik  
5) Anbieten fester Klimaschutz-Sprechstunden im Büro des Klimaschutzmanagers 
6) Evaluierung der Beratungsangebote und ggf. Anpassung an aktuelle 
klimaschutzrelevante Themen, die die Öffentlichkeit dominieren 
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 Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl durchgeführter Informationsveranstaltungen pro 
(Halb-) Jahr 
- Erreichte Bürger*innen 

Flankierende 
Maßnahmen 

AV-06, MOB-01, MOB-02, MOB-03, KOM-02, KOM-03 
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7.4.2. KLIMASCHUTZ IN DIE BILDUNG INTEGRIEREN 

Beschreibung 

Bildungseinrichtungen kommt eine besondere Rolle zu, da sie bereits Kinder und Jugendliche 

für Klimaschutz und Klimaanpassung sensibilisieren können zugunsten eines bewussten und 

nachhaltigen Umgangs mit begrenzten natürlichen Ressourcen. Es kann ein 

Multiplikatoreffekt in die Familien hinein entstehen, indem die Schüler*innen ihr erworbenes 

Wissen und ihre neu gewonnene Begeisterung für Umwelt und Klimaschutz mit ihrem Umfeld 

teilen. Die Herangehensweise in der Klimabildung kann unterschiedlich ausgeprägt sein. 

Einerseits kann das Lehrpersonal eine stärkere Wissensvermittlung in den Unterricht 

integrieren. Das Klimaschutzmanagement kann hierbei in beratender Funktion zu 

Lehrerkonferenzen oder Mitarbeitendenbesprechungen hinzugezogen werden. Andererseits 

kann auch projektbezogenes Engagement zur Bewusstseinsbildung beitragen. Ein Beispiel 

ist die Einrichtung eines Aktivitätsprämiensystems, bei dem Energieeinsparungen in AGs, im 

Unterricht oder durch Aktionswochen honoriert werden. 

Im Amt Kellinghusen wurden in der Vergangenheit bereits Umweltbildungsaktionen an den 

weiterführenden Schulen in Kellinghusen und Hohenlockstedt durchgeführt. Daran 

anknüpfend soll eine engere Zusammenarbeit mit dem Klimaschutzmanagement erfolgen und 

diese ggf. auf die Grundschulen erweitert werden.  

Im Rahmen der Erwachsenenbildung wurde im November 2025 bereits ein Workshop des 

Klimaschutzmanagements an der VHS Kellinghusen angeboten. Eine Verstetigung der 

Kooperation zwischen den Volkshochschulen sowie dem Klimaschutzmanagement ist 

wünschenswert. Die Herausforderung besteht in der Ausgestaltung von Themen, die das 

Interesse der Bürger*innen widerspiegeln. 

  

KOM-
02 

Klimaschutz in die Bildung integrieren  
Priorität  
ǒǒ 

Handlungsfeld Aktivierung der Zivilgesellschaft 

Ziel  
Wissen und Bewusstsein für Klimaschutz durch Angebote in 
schulischen Einrichtungen sowie in der Erwachsenenbildung fördern   

    

Z
u
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Hauptverantwortlich/ 
Initiator 

Lehrpersonal, Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Schulverbände, außerschulische Bildungseinrichtungen, 
externe Referenten, Jugendeinrichtungen 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen  

    

A
u

fw

a
n

d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel 
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Einmalige Kosten 
Sachkosten zur Realisierung von Projekttagen an Schulen 
(Ausgaben auf max. 500ú je Einzelvorhaben 
beschränken) 

Wirtschaftlichkeit 

Projekte zur Umwelt- bzw. Klimaschutzbildung an 
schulischen und außerschulischen Bildungseinrichtungen 
verursachen eher geringe Kosten, können aber große 
Reichweite erzielen 

Zeitliche Umsetzung kurz-/mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 
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THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
- Einbindung von Klimaschutz in Bildungspläne und Alltag 
in schulischen Einrichtungen 
- Stärkung der Zusammenarbeit mit lokalen Institutionen 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Klimaschutzprojekte sind an zwei Schulen bereits 
etabliert 
+ hohe Multiplikatoreneffekte durch Schüler*innen  

Hemmnisse 

- hohes Engagement des Lehrpersonals erforderlich 
- geringe Teilnehmendenzahl an VHS-Kursen durch 
Konkurrenz mit anderen VHS-Angeboten 
- kontinuierliche und umfassende Öffentlichkeitsarbeit 
nötig 
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1. a) Evaluierung bereits bestehender Klimaschutz-Bildungsprojekte an den 
weiterführenden Schulen im Amt Kellinghusen 
1. b) Runder Tisch mit den Jugendeinrichtungen im Amt 
2) Klimaschutzmanagement und Lehrpersonal erarbeiten eine Strategie zur 
Zusammenarbeit mit dem Ziel, Klimaschutzthemen in Schulen präsenter zu 
machen (z.B. klimafreundliches Speisenangebot)  
3) Bedarfsermittlung für themenspezifische Workshops an der VHS Kellinghusen 
und VHS Hohenlockstedt 
4) Austausch mit dem Lehrpersonal für das geförderte Vorhaben "Einführung und 
Umsetzung von Energiesparmodellen" 
5. a) Durchführung einer Energiespar-Rallye an einer ausgewählten 
Schuleinrichtung; bei erfolgreichem Verlauf Übertragung auf andere 
Schuleinrichtungen 
5. b) Die ĂEinf¿hrung und Umsetzung von Energiesparmodellenñ an einer 
ausgewählten Schuleinrichtung  
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 Fördermöglichkeiten 

NKI ï Einführung und Umsetzung von 
Energiesparmodellen an Schulen 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

- Anzahl der Teilnehmenden an Bildungskursen für 
Erwachsene 
- Durchführung von zwei Klimaschutzaktionen an Schulen 
in 2027 

Flankierende 
Maßnahmen 

KOM-01, KOM-03 
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7.4.3. KLIMASCHUTZ IN DIE BREITE TRAGEN - AKTIONEN UND WETTBEWERBE  

Beschreibung 

Klimaschutz kann nur funktionieren, wenn die Mehrheit der Gesellschaft ihn als wichtiges 

Thema annimmt. Die Umsetzung von Mitmach-Aktionen und Wettbewerben trägt wesentlich 

zur Sichtbarmachung von Klimaschutz bei. Parallel zur Beratungsangeboten kann das 

Beteiligen und Ausprobieren im besten Fall zu Haltungs- und Verhaltensänderungen führen. 

Im Fokus der Aktionen und Wettbewerbe stehen neben den Bürger*innen auch Akteure auf 

zivilgesellschaftlicher Ebene, die als Multiplikatoren agieren. Beispiele für 

Gemeinschaftsaktionen sind die Umgestaltung von Grünflächen, Mobilitätstage oder 

Upcycling-Events. Die Voraussetzung für eine hohe Anzahl von Teilnehmenden ist eine 

umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit. In Ergänzung zu eigenen Formaten soll ebenso zur 

Teilnahme an landesweit stattfindenden Wettbewerben (z.B. Klimathon, STADTRADELN) 

motiviert werden. 

KOM-
03 

Klimaschutz in die Breite tragen - Aktionen und 
Wettbewerbe  

Priorität  
ǒǒ 

Handlungsfeld Aktivierung der Zivilgesellschaft 

Ziel  
Bewusstseinsbildung in der Gesellschaft durch aktives Mitmachen 
fördern  

    

Z
u
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n
d
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e

it
 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Projektgruppe 'Global Nachhaltige 
Kommune', Vereine, Schulen, Gewerbe, 
Jugendeinrichtungen, Kirchengemeinden, Presse, 
Feuerwehr, externe Partner 

Zielgruppe Bürger*innen, Schüler*innen 

    

A
u

fw
a

n
d
 

Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

mittel bis aufwändig 

Einmalige Kosten 

Kosten in Abhängigkeit des Aktionsformates: 
Öffentlichkeitsarbeit (z. B. Flyer, Poster), externe 
Dienstleistung (Aufwandsentschädigung für externe 
Referent*innen), Logistik (Catering) 

Wirtschaftlichkeit 

Wirtschaftlichkeit dieser Maßnahme lässt sich schwer 
bemessen; Gemeinden profitieren vom Imagegewinn 
und gesellschaftlichen Miteinander 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 
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Umsetzungs-
intervall 

fortlaufend 

    
K
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b
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g
 

THG-Reduktion indirekt 

Synergien 
- regionale Bekanntheit und Sichtbarkeit  
- Stärkung der Identifikation der Bürger mit ihrer 
Gemeinde und Stärkung des Gemeinschaftsgefühls 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Positive Berichterstattung zum Klimaschutz und große 
Außenwirkung 
+ Aufgreifen von Ideen von Schüler*innen und 
Bürger*innen für gesellschaftsbetonte 
Klimaschutzvorhaben 
+ möglichst interaktive Formate statt Frontalvorträge 

Hemmnisse 

- Ausreichende Ausstattung von Klimaschutzaktionen mit 
personellen und finanziellen Mitteln 
- Aufwand steht dem Nutzen in keinem angemessenen 
Verhältnis gegenüber 
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d
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n

g
s
s
c
h
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e
 

1. a) Recherche zu bewährten Veranstaltungsformaten; dabei Austausch mit 
dem Klimaschutznetzwerk Schleswig-Holstein  
1. b) Abstimmung mit der Kommunalpolitik; ggf. Einbeziehung der 
Schulverbände 
2. a ) Ziel der Aktion/ Kampagne bzw. des Wettbewerbs definieren 
2. b) Zielgruppen definieren 
3) Budgetplanung 
4) Gewinnung von Kooperationspartnern zur Aktionsdurchführung 
5) Detail-Planung (Termin, Ort, Materialien, Verpflegung der Teilnehmenden, 
Werbung)   
6) Durchführung der Aktion/ Kampagne bzw. des Wettbewerbs 
7) Nachbereitung der Aktion/ Kampagne bzw. des Wettbewerbs 
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e
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e
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Fördermöglichkeiten EKSH - KliKom 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Anzahl der Teilnehmenden an Aktionen 

Flankierende 
Maßnahmen 

KOM-01, KOM-03 

 

 

7.5. ÜBERGEORDNETE MASSNAHMEN 

7.5.1. KLIMAWIRKSAMKEITSPRÜFUNG IN BESCHLUSSVORLAGEN INTEGRIEREN 

Beschreibung 

Aufgrund der Dringlichkeit und Wichtigkeit von Klimaschutzmaßnahmen erscheint es 

erforderlich, Klimaschutzbelange als integralen Bestandteil von politischen Beschlüssen zu 

berücksichtigen. Die Bedeutung für den Klimaschutz wird somit bereits vor der 

Entscheidungsfindung sichtbar. Beschlüsse, vor allem zu Bauvorhaben und 
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Mobilitätsprojekten, sollen bereits während der Erstellung durch die Fachämter auf ihre 

Klimawirkung hin vorbewertet werden. Dies ermöglicht eine frühzeitige Berücksichtigung 

potenzieller Auswirkungen und die Aufstellung von klimaschonenden Alternativen, die zur 

Wahl gestellt werden können. Die Umsetzung der Klimawirksamkeitsprüfung kann in einem 

zweistufigen Verfahren ablaufen: Die erste Stufe hilft bei einer grundsätzlichen Einschätzung 

der Klimawirksamkeit anhand von Kriterien wie Energieverbrauch und Treibhausgasrelevanz. 

Hierbei wird eine positive, negative oder neutrale Klimarelevanz ermittelt. Darauf aufbauend 

werden im zweiten Schritt anhand einer qualitativen Checkliste die Auswirkungen ermittelt und 

mögliche Lösungen zur Verbesserung abgeleitet. Die Klimawirksamkeitsprüfung soll durch die 

Sachbearbeitung in der Amtsverwaltung durchgeführt werden. Bei Vorhaben, die hinsichtlich 

ihrer Klimawirkung schwierig zu bewerten sind, kann der Bewertungsvorgang durch das 

Klimaschutzmanagement unterstützt werden.  

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass eine Klimawirksamkeitsprüfung die 

Umsetzbarkeit von Vorhaben nicht grundsätzlich behindern soll. 

Ü-01 

Klimawirksamkeitsprüfung in Beschlussvorlagen 
integrieren  

Priorität  
ǒ  

Handlungsfeld Übergeordnete Maßnahmen 

Ziel  
Entwicklung eines Prüfschemas zur Einordnung der 
Klimawirksamkeit kommunalpolitischer Beschlüsse  
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 Hauptverantwortlich/ 

Initiator 
Klimaschutzmanagement 

Einzubindende 
Akteure 

Kommunalpolitik, Amtsverwaltung 

Zielgruppe 
Mitarbeitende der Amtsverwaltung, 
Gemeindevertreter*innen 
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u
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Organisatorische 
Umsetzbarkeit 

aufwändig 

Einmalige Kosten 
gering: ggf. Lizenzgebühren für Software-Nutzung 
 (geschªtzt 1.500 ú - 2.000 ú) 

Wirtschaftlichkeit k.A. 

Zeitliche Umsetzung mittelfristig 

Umsetzungs-
intervall 

einmalig 
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THG-Reduktion indirekt 
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Synergien 

- Förderung energieeffizienter Praktiken sowie 
umweltfreundlicher Technologien  
- gesetzliche Verpflichtung zur Berücksichtigung des 
Klimaschutzes gem. § 7 Abs.2 EWKG 

Unterstützende 
Faktoren 

+ Transparenz politischer Entscheidungen bzgl. der 
Notwendigkeit für klimaverträgliche Vorhaben 
+ positive Ausstrahlungseffekte gegenüber Öffentlichkeit 

Hemmnisse 

- Fehlende personelle Kapazitäten und Know-How 
- Komplexe Zusammenhänge und fehlende Daten 
erschweren qualitative Aussagen 
- Politische Prioritäten und Dringlichkeit können 
Klimaschutzbelange überlagern 

    
 

H
a
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n

g
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1. a) Abstimmung zwischen Klimaschutzmanagement und Kommunalpolitik: 
Festlegung von Prüfpunkten sowie Bewertungskriterien per standardisierter 
Abfrage 
1. b) Erarbeitung eines Entwurfes durch das Klimaschutzmanagement in 
Kooperation mit zuständigen Verwaltungseinheiten 
2) Politische Grundsatzentscheidung zur Einführung einer 
Klimawirksamkeitsprüfung im Amtsausschuss 
3) Optionen der technischen Umsetzbarkeit prüfen 
4 a) Festlegung eines Fachamtes in der Amtsverwaltung, das innerhalb einer 
Testphase die Klimawirksamkeitsprüfung integriert 
4 b) Verwaltungsinterne Schulung  
5) Auswertung der Testphase  
6) Anpassung & Weiterentwicklung  
7) Anwendung auf weitere Fachämter 
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Fördermöglichkeiten k.A. 

Monitoring & 
Erfolgsindikatoren 

Anzahl der Anwendungen der Klimawirksamkeitsprüfung 

Flankierende 
Maßnahmen 

k.A. 
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8. KLIMASCHUTZ LANGFRISTIG VERANKERN 

8.1. MONITORING UND CONTROLLING  

Der Umsetzungserfolg des Klimaschutzkonzeptes und Veränderungen während des 

Prozesses sollen beobachtet, aufgezeigt und durch Kennzahlen unterlegt werden. Mit einem 

Monitoring erfolgt die kontinuierliche Prozessbeobachtung und Datenerfassung, 

beispielsweise durch die Einrichtung einer zentralen Datenbank. Diese Datenbank kann 

Energieverbrauchsdaten öffentlicher Gebäude, Informationen zum Ausbau erneuerbarer 

Energien, Mobilitätsdaten sowie weitere relevante Indikatoren beinhalten. Die Wirksamkeit der 

umgesetzten Maßnahmen wird durch das Controlling evaluiert und das 

Klimaschutzmanagement nimmt dabei eine zentrale Rolle ein. Der Austausch mit den an der 

Umsetzung beteiligten verantwortlichen Akteuren gemäß den Zuständigkeiten in den 

Maßnahmensteckbriefen ist ausschlaggebend, um den Umsetzungsprozess abzubilden. 

Auch grundsätzlichere Änderungen von strategischen Herangehensweisen, Zielen und 

Handlungsansätzen sollten durch das Klimaschutzmanagement mit relevanten Akteuren und 

der Kommunalpolitik vereinbart und umgesetzt werden.  

Die Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes beschreibt somit einen Prozess, der Flexibilität 

sowohl seitens des Klimaschutzmanagements als auch seitens der beteiligten Personen 

einfordert. Geänderte Gesetzesgrundlagen können zusätzlich zu veränderten 

Handlungsspielräumen führen. Auch die bereits erwähnte, sich im stetigen Wandel befindliche 

Förderkulisse trägt dazu bei. Idealerweise sollte das vorliegende Klimaschutzkonzept nach 

fünf Jahren fortgeschrieben werden. Spätestens jedoch nach zehn Jahren, d.h. im Jahr 2036 

sollte der Maßnahmenkatalog grundlegend überarbeitet werden. 

In Anlehnung an den top-down-Ansatz sollte die Energie- und THG-Bilanz für das Amt 

Kellinghusen, wie im vorliegenden Klimaschutzkonzept angewendet, mit einem Abstand von 

fünf Jahren fortgeschrieben werden. Für die Bilanzierung können Tools wie das Klima-Navi 

genutzt werden. Dabei ist zu beachten, dass Bilanzierungstools nur einen limitierten 

Detaillierungsgrad aufweisen. Die Daten sollten daher mit real erhobenen Daten des 

Netzbetreibers abgeglichen werden. Eventuell weiterhin bestehende Datenlücken müssten 

durch Annahmen oder Durchschnittswerte ersetzt werden.  

Das Monitoring einzelner Klimaschutzmaßnahmen (bottom-up) kann anhand der in jedem 

Maßnahmensteckbrief aufgeführten Indikatoren sowie des Arbeitsplans (siehe Abbildung 25) 

überprüft werden. Sofern eine Quantifizierung anhand der in der Maßnahme angegebenen 

Indikatoren möglich ist, können THG-Einsparungen erfasst werden. Es ist jedoch zu erwarten, 

dass die Effekte von übergeordneten Einflussgrößen überlagert werden, sodass eine 

Aussagekraft einzelner Maßnahmen nicht oder nur schwer gegeben ist. Diese können z. B. 

auf zahlenmäßige Veränderungen der Einwohner*innen, wirtschaftliche Entwicklungen oder 

angepasste Ziele und Vorhaben von EU, Bund und Land zurückgehen. Eine Bilanzierung 

einzelner Maßnahmen, insbesondere jene mit einer indirekten THG-Reduktionswirkung, ist 

aus methodischen Gründen daher nur grob abschätzbar. 

Das Controlling der Klimaschutzmaßnahmen sowie die Fortschreibung der Energie- und THG-

Bilanz sollten einmal jährlich in schriftlichen Berichten erfasst werden. Damit kann eine 

Transparenz des Fortschritts im Klimaschutz gewährleistet werden. Eine Berichterstattung 

über die jährlichen Ergebnisse des Controllings sollte dem Amtsausschuss, den relevanten 

Gremien der Gemeinden sowie den Schulverbandsversammlungen mitgeteilt werden. 
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Anhand des Arbeitsplans wird den Maßnahmen ein Rahmen für die Umsetzung innerhalb der 

nächsten fünf Jahre gegeben, der dem Klimaschutzmanagement als Grundlage zur 

Steuerung der Maßnahmen dient. Das dritte und vierte Quartal 2026 sind zusätzlich 

aufgeführt. In diesem Zeitraum innerhalb des Erstvorhabens der Konzepterstellung sollen 

vorbereitende Schritte zur Umsetzung erster Maßnahmen (entsprechend den Vorgaben des 

Fördermittelgebers) unternommen werden.  

 

Abbildung 25: Arbeitsplan zur Maßnahmenumsetzung (Eigene Darstellung) 

Um den Gesamtfortschritt beurteilen zu können, ist es empfehlenswert, in regelmäßigen 

Abständen eine Gesamtevaluierung des Prozesses durchzuführen. Folgende Fragen dienen 

zur Orientierung: 

Ergebnis umgesetzter Projekte : Ergaben sich Win-Win-Situationen, d.h. haben 

verschiedene Beteiligte vom Projekt profitiert? Was war ausschlaggebend für den Erfolg oder 

Misserfolg von Projekten? Gab es Schwierigkeiten und wie wurden sie gemeistert? 

Auswirkungen umgesetzter  Projekte:  Wurden Nachfolgeinvestitionen ausgelöst? In 

welcher Höhe? Wurden Arbeitsplätze geschaffen? Haben sich sonstige Effekte regionaler 

Wertschöpfung ergeben? 

Umsetzung und Entscheidungsprozess:  Ist der Umsetzungsprozess effizient und 

transparent? Können die Arbeitsstrukturen verbessert werden? Wo besteht Beratungsbedarf? 

Beteiligung und Einbindung regionaler Akteure:  Sind alle relevanten Akteure 

eingebunden? Ist eine ausreichende Beteiligung der Zivilgesellschaft erfolgt? Wie wird die 

Akzeptanz in der Bevölkerung eingeschätzt? 
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Zielerreichung:  Wie sind die Fortschritte bei der Erreichung der Klimaschutzziele? Besteht 

Nachsteuerungsbedarf? 

Konzept -Anpassung:  Erfordern geänderte Rahmenbedingungen eine Anpassung des 

Arbeitsplans zur Maßnahmenumsetzung? Müssen Prioritäten neu gesetzt werden? 

 

8.2. VERSTETIGUNG  

Etablierung des Klimaschutzmanagements in der Verwaltung 

Mit dem Ziel der Klimaschutzneutralität in Schleswig-Holstein bis 2040 und dem 

Maßnahmenkatalog ist die Richtung im Klimaschutz vorgegeben. Mit der Einrichtung einer 

Personalstelle für das Klimaschutzmanagement sowie der damit verbundenen Erstellung des 

Klimaschutzkonzeptes hat das Amt Kellinghusen eine Strategie zur Zielerreichung 

geschaffen. Für die Verstetigung von Klimaschutz und die professionelle Umsetzung des 

Maßnahmenkatalogs ist ein dauerhaftes Klimaschutzmanagement essenziell, welches fest in 

der Verwaltung verankert ist. Im direkten Anschluss an das Erstvorhaben ist die Weiterführung 

der Personalstelle zu empfehlen. Im Rahmen der NKI wird das ĂAnschlussvorhaben 

Klimaschutzmanagementñ mit 40 % der förderfähigen Gesamtausgaben bezuschusst79. 

Schwerpunkt der Förderung ist die Umsetzung von Maßnahmen aus dem integrierten 

Klimaschutzkonzept durch ein eingestelltes Klimaschutzmanagement. Viele der 

ausgearbeiteten Maßnahmen können in dem dafür vorgesehenen Förderzeitraum von drei 

Jahren umgesetzt oder mindestens aber angestoßen werden. Hierbei werden Ausgaben für 

Fachpersonal, welches im Rahmen des Vorhabens zusätzlich beschäftigt wird, externe 

Dienstleister für Prozessunterstützung sowie Materialien für begleitende Öffentlichkeitsarbeit 

gefördert.  

 

Das Klimaschutzmanagement wird mit der Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes eine 

Schlüsselrolle auf Amtsebene hinsichtlich der langfristigen Verankerung einnehmen und 

folgende Querschnittsaufgaben übernehmen: 

¶ Umsetzen der Maßnahmen gemäß Zuständigkeitsbereich des 

Klimaschutzmanagements 

¶ Controlling der Maßnahmenumsetzung 

¶ Kommunikation innerhalb der Amtsverwaltung 

¶ Austausch mit kommunalpolitischen Entscheidungsträgern 

¶ Kommunikation und Vernetzung mit externen Akteuren (z.B. Vereine, 

Gewerbetreibende, Lehrpersonal, Klimaschutzpersonal auf Kreis- und Landesebene) 

¶ Öffentlichkeitsarbeit 

 

Klimaschutz in Organisationsstrukturen integrieren 

Die Maßnahmensteckbriefe sind so verfasst, dass die Zuständigkeiten innerhalb der 

Verwaltung angegeben sind. Das Klimaschutzmanagement nimmt eine Schlüsselrolle für 

den Anstoß mehrerer Maßnahmen ein. Im Rahmen der Verstetigung sind für die 

Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes jedoch gegebenenfalls auch weitere 

Organisationsstrukturen anzupassen. Mit steigender Klimaschutzaktivität in den 

 
79 Nationale Klimaschutzinitiative ï Anschlussvorhaben Klimaschutzmanagement. Online unter 

www.klimaschutz.de 
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Gemeinden, den Schulverbänden und der Amtsverwaltung werden das Arbeitspensum 

und die Themenvielfalt zunehmen.  

Für die Verstetigung des Klimaschutzes sollten folgende Punkte beachtet werden: 

 

1. Festlegen von Verantwortlichkeiten  innerhalb der Amtsverwaltung  

Als langfristige Querschnittsaufgabe sind bei Klimaschutzvorhaben 

unterschiedliche Fachämter bei der Umsetzung der Maßnahmen involviert. Es wird 

empfohlen, eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe einzurichten, mit 

Ansprechpersonen in den involvierten Fachämtern 

2. Integration in die Verwaltungsprozesse  

Die interne Kommunikation und Sensibilisierung der Kolleg*innen ist wichtig, um 

Handlungsbedarfe aufzuzeigen und Herausforderungen frühzeitig zu erkennen. 

3. Einbindung der politischen Eben e 

Die Kommunalpolitik soll regelmäßig über den aktuellen Stand der 

Maßnahmenumsetzung und Herausforderungen klar benannt informiert werden. 

Dies kann beispielsweise durch regelmäßige Teilnahmen des 

Klimaschutzmanagements an Gremiensitzungen geschehen. 

4. Sicherstellung der Finanzierung  

Die Umsetzung von Maßnahmen erfordert eine Bereitstellung von finanziellen 

Mitteln. Notwendige Investitionen müssen daher bei der Haushaltsplanung 

berücksichtigt werden. Zugunsten einer groben Orientierung wurden die Kosten 

der Klimaschutzmaßnahmen ï wenn möglich ï geschätzt. 

5. Vernetzung mit externen Akteuren  und Einbindung  

Im Rahmen der Akteursbeteiligung zur Erstellung des vorliegenden 

Klimaschutzkonzeptes wurden u.a. Gewerbetreibende, ehrenamtliche Initiativen 

und Schulen kontaktiert. Daran anknüpfend soll die Vernetzung gestärkt werden.  

 

8.3. KOMMUNIKATIONSSTRATEGIE 

ĂTue Gutes und sprich dar¿berñ. Ohne eine begleitende ¥ffentlichkeitsarbeit zur Umsetzung 

der Klimaschutzaktivitäten verpuffen die Synergieeffekte der Maßnahmen. Eine 

handlungsmotivierende Kommunikationsarbeit ist ein wichtiges Element, um den 

kommunalen Klimaschutz erfolgreich voranzutreiben. Kommunale Akteure sollten 

kontinuierlich und strategisch angesprochen werden, um den Klimaschutzgedanken in 

Prozessen und Entscheidungen zu festigen. Sämtliche bereits etablierten 

Kommunikationsformate sollen fortgeführt werden und darauf aufbauend weitere kreative und 

strategische Kommunikationsmethoden entwickelt werden. 

Die Kommunikation zukünftiger Klimaschutzarbeit wird im Folgenden skizziert (siehe Tabelle 

8), aufgegliedert nach den Zielen, unter Berücksichtigung von Zielgruppe und 

Kommunikationskanal. 

 
Tabelle 8: Kommunikation im Rahmen der Klimaschutzarbeit (Eigene Darstellung) 

Kommunikationsinstrumente 

¶ Medien: Webseite, Newsletter, soziale Medien, Flyer, Lokalpresse 

¶ Aktionen: Mitmach-Aktionen, Infostände, Kampagnen 

¶ Bildung und Beteiligung: Workshops, Klima-Stammtische, Fachvorträge 

¶ Beratungsangebote: Energieberatung, Mobilitätsberatung 
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Informieren und Handlungsmöglichkeiten aufzeigen 

¶ Informationsveranstaltungen zu aktuellen Themen, die der Wissensvermittlung 
dienen (Ą KOM-01); bewerben durch Beiträge auf der Amtswebseite, 
Pressemitteilungen sowie Flyern 

¶ Aktionen und Kampagnen, die Klimaschutz erlebbar machen (Ą KOM-03) 

¶ Informieren über den Umsetzungsstand der Maßnahmen auf der Amtswebseite 
(z.B. in Anlehnung an den ĂKlima-Monitorñ der Stadt Leichlingen80) 

¶ Anbieten fester Klimaschutz-Sprechstunden in der Amtsverwaltung (Ą KOM-01) 

¶ Verwaltungsintern: Rundmails, Workshops, ggf. weitere Formate wie Lockscreens 

Aktive Mitarbeit fördern 

¶ Einzubindenden Akteure bei einzelnen Maßnahmen, verwaltungsintern und extern: 
Arbeitstreffen, Gespräche und Emails 

¶ Aktionen und Kampagnen zu verschiedenen klimaschutzbezogenen Themen für 
verschiedene Zielgruppen (Ą KOM-03) 

¶ Gemeinsame Formate mit Schulen und außerschulischen Bildungseinrichtungen (Ą 
KOM-02); Kontakt zu Vereinen und Kirchengemeinden aufnehmen 

Fortschritte kommunizieren 

¶ Klimaschutz-Newsletter für alle Interessierten aufsetzen 

¶ Berichte über Klimaschutz-Aktivitäten in politischen Gremien 

¶ Controlling-Berichte an Kommunalpolitik und Amtsverwaltung kommunizieren 

Netzwerke und Austausch 

¶ Austausch mit Kommunalpolitik, ggf. durch Fortführung des Lenkungskreises 

¶ Fortf¿hrung der ĂKlima-Stammtischeñ (Ą KOM-01) 

¶ Austausch mit Bürger*innen und weiteren kommunalen Akteuren bei öffentlichen 
Veranstaltungen, Workshops oder gemeinsamen Aktionen (Ą AV-06) 

¶ Austausch mit Gewerbetreibenden  

¶ Vernetzung zu Klimaschutznetzwerken (Kreis Steinburg, Land Schleswig-Holstein) 

 

Während der Konzepterstellung nahmen Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit bereits 

einen großen Teil der Arbeit des Klimaschutzmanagements ein. Die veröffentlichten 

Presseartikel während der Konzepterstellung waren ein guter Start im Rahmen der 

Öffentlichkeitsarbeit, um Bürger*innen über die Erstellung eines integrierten 

Klimaschutzkonzeptes und den unternommenen Schritten zu informieren (siehe Abbildung 

26). Da wesentliche Aspekte des Klimaschutzkonzeptes auch externe Akteure ansprechen, 

erscheint eine grafische Aufbereitung sowie eine Kurzfassung sinnvoll. Eine Bereitstellung 

dieser Kurzfassung auf der Amtswebseite sowie eine Bekanntgabe in der Lokalpresse kann 

den Bekanntheitsgrad erhöhen. Im Zuge eines öffentlichkeitswirksamen Startschusses für die 

Maßnahmenumsetzung soll eine Abschlussveranstaltung nach der finalen Abgabe des 

Klimaschutzkonzeptes stattfinden. Dies bietet sich insbesondere an, da während der 

Umsetzungsphase eine kontinuierliche Zusammenarbeit verschiedener Personenkreise 

notwendig ist.  

Bei jeder Art der Kommunikation ist das richtige Maß zu beachten. Zu viele Informationen oder 

zu eng getaktete Kommunikation kann überfordern, durch zu wenig Kommunikation kann das 

Interesse abflauen, der Wunsch nach Einbindung unerfüllt bleiben und so die Akzeptanz und 

Fortschritt der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen abnehmen. Die richtige Taktung zu 

finden ist ein Prozess, den das Klimaschutzmanagement flexibel begleiten sollte. 

 
80 Online unter: https://klima-monitor.leichlingen.de/klima 
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Nicht zuletzt ist auch eine regelmäßige verwaltungsinterne Kommunikation essenziell, um alle 

mit dem Thema verbundenen Fachbereiche kontinuierlich über die aktuelle Arbeit im Bereich 

des Klimaschutzmanagements zu informieren und im Rahmen von Querschnittsprojekten eine 

effiziente Zusammenarbeit zu sichern. 

 
Abbildung 26: Presseartikel zur Ideenwerkstatt Klimaschutz  
(Quelle: Norddeutsche Rundschau, 11.09.2025) 

  


















